Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Gesetz uber die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz - SG)

SG
Ausfertigungsdatum: 19.03.1956
Vollzitat:

"Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBI. | S. 1482), das zuletzt durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 72) geandert worden ist"

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 30.5.2005 | 1482;
zuletzt geandert durch Art. 6 G v. 27.2.2025 | Nr. 72

FuBnote
(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.6.1980 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. §§ 19, 98 u. 138 WDO 2025 +++)
Uberschrift: Buchstabenabkiirzung eingef. durch Art. 1 Nr. 1 G v. 19.12.2000 | 1815 mWv 24.12.2000
Inhaltsiibersicht
Erster Abschnitt

Gemeinsame Vorschriften

1. Allgemeines

§1 Begriffsbestimmungen

§2 Dauer des Wehrdienstverhaltnisses; Dienstzeitberechnung

§3 Ernennungs- und Verwendungsgrundsatze

§ 3a Intensivierte erweiterte Sicherheitsiiberprifung mit Sicherheitsermittlungen
§4 Ernennung, Dienstgradbezeichnungen, Uniform

§4a (weggefallen)

§5 Gnadenrecht

2. Pflichten und Rechte der Soldaten

§6 Staatsburgerliche Rechte des Soldaten
§7 Grundpflicht des Soldaten

§8 Eintreten fiir die demokratische Grundordnung
§9 Eid und feierliches Geldbnis

§10 Pflichten des Vorgesetzten

§11 Gehorsam

§12 Kameradschaft

§13 Wahrheit

§14 Verschwiegenheit

§15 Politische Betatigung

§16 Verhalten in anderen Staaten

§17 Verhalten im und auller Dienst

- Seite 1 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

§17a Gesunderhaltungspflicht und Patientenrechte

§18 Gemeinschaftsunterkunft und Gemeinschaftsverpflegung

§19 Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken, Herausgabe- und Auskunftspflicht
§20 Nebentatigkeit

§ 20a Tatigkeit nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst

§21 Vormundschaft und Ehrenamter

§22 Verbot der Auslibung des Dienstes

§ 23 Dienstvergehen

§24 Haftung

§25 Wabhlrecht; Amtsverhaltnisse

§26 Verlust des Dienstgrades

§ 27 Laufbahnvorschriften

§27a Dienstliche Beurteilung; Verordnungsermachtigung

§27b Referenzgruppen; Verordnungsermachtigung

§ 28 Urlaub

§ 28a Urlaub bis zum Beginn des Ruhestandes

§29 Personalakte

§ 29a Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten
§ 29b Datenverarbeitung durch und DatenlUbermittlung an Feldjager
§ 29c Gesundheitsakte

§29d Personalaktenfiihrende Stelle

§ 29e Aufbewahrung von Personalakten

§ 29f Befugtes Offenbaren von Privatgeheimnissen

§ 30 Geld- und Sachbezlige, Versorgung

§ 30a Teilzeitbeschaftigung, Familienpflegezeit und Pflegezeit

§ 30b Zusammentreffen von Urlaub und Teilzeitbeschaftigung

§ 30c Arbeitszeit

§ 30d Hochstzulassige Arbeitszeit bei bestimmten Tatigkeiten

§31 Flrsorge

§ 31a Zahlung durch den Dienstherrn bei Schmerzensgeldanspriichen
§ 32 Dienstzeitbescheinigung und Dienstzeugnis

§ 33 Staatsburgerlicher und vélkerrechtlicher Unterricht

§34 Beschwerde

§ 35 Beteiligungsrechte der Soldaten

§ 35a Beteiligung an der Gestaltung des Dienstrechts

§ 36 Seelsorge

Zweiter Abschnitt
Rechtsstellung der Berufssoldaten und der Soldaten auf Zeit

- Seite 2 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

1. Begrindung des Dienstverhaltnisses

§ 37 Voraussetzung der Berufung

§ 38 Hindernisse der Berufung

§ 39 Begriindung des Dienstverhaltnisses eines Berufssoldaten
§40 Begriindung des Dienstverhaltnisses eines Soldaten auf Zeit
§41 Form der Begrindung und der Umwandlung

2. Beforderung
§42 Form der Beférderung

3. Beendigung des Dienstverhaltnisses
a) Beendigung des Dienstverhaltnisses eines Berufssoldaten

§43 Beendigungsgriinde

§44 Eintritt und Versetzung in den Ruhestand

§45 Altersgrenzen

§ 45a Umwandlung

§46 Entlassung

§47 Zustandigkeit, Anhérungspflicht und Fristen bei der Entlassung

§47a Besondere Verfahrensvorschriften fiir die Entlassung nach § 46 Absatz 2a
§48 Verlust der Rechtsstellung eines Berufssoldaten

§49 Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung eines Berufssoldaten
§ 50 Versetzung in den einstweiligen Ruhestand

§51 Wiederverwendung

§5la (weggefallen)

§52 Wiederaufnahme des Verfahrens

§53 Verurteilung nach Beendigung des Dienstverhaltnisses
b) Beendigung des Dienstverhaltnisses eines Soldaten auf Zeit

§54 Beendigungsgriinde

§ 55 Entlassung

§ 56 Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit

§ 57 Wiederaufnahme des Verfahrens, Verurteilungen nach Beendigung des Dienstverhdltnisses

Dritter Abschnitt

Wehrdienst nach
dem Wehrpflichtgesetz; Reservewehrdienstverhaltnis; freiwilliger Wehrdienst
als besonderes staatsbiirgerliches Engagement

1. Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz

§58 Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz
2. Reservewehrdienstverhaltnis
§ 58a Reservewehrdienstverhaltnis

- Seite 3 von 58 -



§ 58b
§ 58¢
§ 58d
§ 58e
§ 58f
§ 589
§ 58h

Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsblrgerliches Engagement
Freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsbirgerliches Engagement
Ubermittlung personenbezogener Daten durch die Meldebehérden
Beratung und Untersuchung

Verpflichtung

Status

Dienstantritt

Beendigung des freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b

Vierter Abschnitt
Dienstleistungspflicht

1. Umfang und Arten der Dienstleistungen

§59
§ 60
§61
§62
§63
§ 63a
§63b

Personenkreis

Arten der Dienstleistungen

Ubungen

Besondere Auslandsverwendungen

Hilfeleistungen im Innern

Hilfeleistungen im Ausland

Wehrdienst zur temporaren Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft

2. Dienstleistungsausnahmen

§ 64
§ 65
§ 66
§67
§ 68

Dienstunfahigkeit

Ausschluss von Dienstleistungen
Befreiung von Dienstleistungen
Zurickstellung von Dienstleistungen
Unabkdmmlichstellung

3. Heranziehungsverfahren

§ 69
§70
§71
§72
§73

Zustandigkeit

Verfahren

Arztliche Untersuchung, Anhorung

Heranziehung von ungedienten Dienstleistungspflichtigen
Heranziehung von gedienten Dienstleistungspflichtigen

4. Beendigung der Dienstleistungen und Verlust des Dienstgrades

§74
§75
§76

Beendigung der Dienstleistungen
Entlassung aus den Dienstleistungen
Ausschluss von Dienstleistungen und Verlust des Dienstgrades

- Seite 4 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

5. Uberwachung und Durchsetzung der Dienstleistungspflicht

§77 Dienstleistungstuberwachung; Haftung
§78 Aufenthaltsfeststellungsverfahren
§79 Vorflhrung und Zuflihrung

6. Verhaltnis zur Wehrpflicht

§ 80 Konkurrenzregelung
Finfter Abschnitt
Dienstliche Veranstaltungen
§81 Zuziehung zu dienstlichen Veranstaltungen

Sechster Abschnitt
Rechtsschutz

1. Rechtsweg
§ 82 Zustandigkeiten

2. Rechtsbehelfe und Rechtsmittel gegen Verwaltungsakte nach dem Vierten Abschnitt

§83 Besondere Vorschriften fiir das Vorverfahren
§ 84 Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichts
§85 Besondere Vorschriften fiir die Anfechtungsklage

Siebter Abschnitt
BuBgeldvorschriften; Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 86 BuRgeldvorschriften

§ 87 Einstellung von anderen Bewerbern

§ 88 Entlassung von anderen Bewerbern

§89 Mitteilungen in Strafsachen

§90 Organisationsgesetz

§91 (weggefallen)

§92 Ubergangsvorschrift fir die Laufbahnen

§93 Verordnungsermachtigungen

§94 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Anderungsgesetzes vom 24. Februar 1983 (BGBI. | S. 179)

§ 95 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Anderungsgesetzes vom 6. Dezember 1990 (BGBI. | S. 2588)
§ 96 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes

§97 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Anderungsgesetzes vom 19. Dezember 2000 (BGBI. | S. 1815)
§98 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Wehrrechtsdnderungsgesetzes 2011

- Seite 5 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

§99 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Einsatzversorgungs-Verbesserungsgesetzes

§100 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Gesetzes zur Beitragsentlastung der Versicherten in der
gesetzlichen Krankenversicherung

Erster Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

1.
Allgemeines

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Soldat ist, wer auf Grund der Wehrpflicht oder freiwilliger Verpflichtung in einem Wehrdienstverhaltnis steht.
Staat und Soldaten sind durch gegenseitige Treue miteinander verbunden.

(2) In das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten kann berufen werden, wer sich freiwillig verpflichtet, auf
Lebenszeit Wehrdienst zu leisten. In das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit kann berufen werden, wer sich
freiwillig verpflichtet, fiir begrenzte Zeit Wehrdienst zu leisten. Einen freiwilligen Wehrdienst als besonderes
staatsburgerliches Engagement kann leisten, wer sich dazu verpflichtet. Zu einem Wehrdienst in Form von
Dienstleistungen kann auRer Personen, die in einem Wehrdienstverhaltnis nach Satz 1 oder 2 gestanden haben,
auch herangezogen werden, wer sich freiwillig zu Dienstleistungen verpflichtet.

(3) Vorgesetzter ist, wer befugt ist, einem Soldaten Befehle zu erteilen. Durch Rechtsverordnung wird bestimmt,
wer auf Grund seiner Dienststellung, seines Dienstgrades, besonderer Anordnung oder eigener Erklarung befehlen
kann. Auf Grund des Dienstgrades allein besteht keine Befehlsbefugnis auBerhalb des Dienstes. Durch eigene
Erklarung darf eine Befehlsbefugnis nur zur Hilfeleistung in Notfallen, zur Aufrechterhaltung der Disziplin oder
Sicherheit oder zur Herstellung einer einheitlichen Befehlsbefugnis in kritischer Lage begriindet werden.

(4) Disziplinarvorgesetzter ist, wer Disziplinarbefugnis Uber Soldaten hat. Das Nahere regelt die
Wehrdisziplinarordnung.

(5) Regelmalige wéchentliche Arbeitszeit ist die innerhalb von zwdlf Monaten durchschnittlich zu leistende
wdchentliche Arbeitszeit.

§ 2 Dauer des Wehrdienstverhaltnisses; Dienstzeitberechnung

(1) Das Wehrdienstverhaltnis beginnt

1. bei einem Soldaten, der nach dem Vierten Abschnitt zur Dienstleistung herangezogen wird, mit dem
Zeitpunkt, der im Heranziehungsbescheid flr den Diensteintritt festgesetzt wird,

bei einem Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit mit dem Zeitpunkt der Ernennung,
3. in allen Gbrigen Fallen mit dem Dienstantritt.

(2) Das Wehrdienstverhaltnis endet mit dem Ablauf des Tages, an dem der Soldat aus der Bundeswehr
ausscheidet.

(3) Als Dienstzeit im Sinne dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
kann zu Gunsten des Soldaten die Zeit vom 1. oder 16. eines Monats an gerechnet werden, wenn wegen eines
Wochenendes, gesetzlichen Feiertages oder eines unmittelbar vorhergehenden Werktages ein anderer Tag

fur den Beginn des Wehrdienstverhaltnisses bestimmt worden ist und der Soldat den Dienst an diesem Tag
angetreten hat. § 44 Abs. 5 Satz 2 bleibt unberthrt.

§ 3 Ernennungs- und Verwendungsgrundsatze

(1) Der Soldat ist nach Eignung, Befahigung und Leistung ohne Riicksicht auf Geschlecht, sexuelle Identitat,
Abstammung, Rasse, Glauben, Weltanschauung, religidse oder politische Anschauungen, Heimat, ethnische oder
sonstige Herkunft zu ernennen und zu verwenden.

(2) Bei der Feststellung der Dienstfahigkeit sowie bei Ernennungs- und Verwendungsentscheidungen kann ein

geringeres Mald der kérperlichen Eignung verlangt werden, soweit die Einschrankung der kdrperlichen Eignung
zuruckzufuhren ist auf
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eine Wehrdienstbeschadigung im Sinne des § 3 Absatz 1 des Soldatenentschadigungsgesetzes oder
einen Einsatzunfall im Sinne des § 87 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes.

Satz 1 gilt nicht, wenn der Soldat die Schadigung vorsatzlich oder grob fahrlassig verursacht hat, es sei denn,
dass der Ausschluss eine unbillige Harte bedeuten wirde.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend flr die Wiedereinstellung friherer Soldaten, denen kein Anspruch nach dem
Einsatz-Weiterverwendungsgesetz zusteht.

§ 3a Intensivierte erweiterte Sicherheitsiiberprifung mit Sicherheitsermittlungen

(1) Ein Soldat, der in einer Verwendung mit besonders hohen Sicherheitsanforderungen eingesetzt werden soll,
ist zuvor einer intensivierten erweiterten Sicherheitstiberprifung mit Sicherheitsermittlungen zu unterziehen.
Ist ein Soldat bereits in einer solchen Verwendung eingesetzt, so ist unverzlglich eine intensivierte erweiterte
Sicherheitstberprifung mit Sicherheitsermittlungen durchzufihren.

(2) Die Verwendungen mit besonders hohen Sicherheitsanforderungen werden durch Rechtsverordnung
festgelegt.

(3) Die Vorschriften des Sicherheitsuberprufungsgesetzes fir erweiterte Sicherheitsprifungen mit
Sicherheitsermittlungen gelten mit den MaBgaben, dass

1.

7.

die mitwirkende Behdrde die betroffene Person selbst befragt, und zwar - abweichend von § 12 Absatz
5 Satz 1 des Sicherheitstberprifungsgesetzes - unabhangig davon, ob eine sicherheitserhebliche
Erkenntnis dies erfordert,

zu der betroffenen Person - abweichend von § 11 Absatz 2 und § 12 Absatz 3a des
SicherheitsUberprifungsgesetzes - in jedem Fall Einsicht genommen wird

a) in O0ffentlich zugangliche Internetseiten und
b) in den Teil ihres Profils in einem sozialen Netzwerk, der fir alle Mitglieder des Netzwerks sichtbar
ist,

die betroffene Person in der Sicherheitserklarung - zusatzlich zu den Angaben nach § 13 Absatz 1 des
Sicherheitstberprifungsgesetzes - anzugeben hat,

a) welche sozialen Netzwerke sie derzeit nutzt,

b) unter welchen Namen sie dort derzeit angemeldet ist,

die betroffene Person der Sicherheitserklarung zwei aktuelle Lichtbilder mit der Angabe des Jahres der
Aufnahme beizufiigen hat; die Lichtbilder kédnnen in elektronischer Form verlangt werden; sie dirfen nicht

fur einen automatisierten Abgleich mit Datenbanken genutzt werden; die Kosten der Lichtbilder tragt der
Bund,

der betroffenen Person - abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 des Sicherheitsuberprifungsgesetzes -
bereits nach 30 Monaten ihre Sicherheitserklarung zur Aktualisierung zugeleitet wird,

anlasslich der Aktualisierung der Sicherheitserklarung - abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 3 des
SicherheitsUberprifungsgesetzes - zusatzlich die folgenden MaBnahmen einer Wiederholungslberprifung
durchgefihrt werden:

a) bei der betroffenen Person nur
aa) die Einsichtnahme nach Nummer 2,

bb) die MaBnahmen nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Sicherheitsuberprifungsgesetzes
und

cc) die MaBnahmen nach § 12 Absatz 2 des Sicherheitstberprifungsgesetzes sowie

b) bei der mitbetroffenen Person die MaRnahmen nach Nummer 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
und cc,

die erste und jede weitere Wiederholungsliberprifung - abweichend von § 17 Absatz 2 Satz 1 des
Sicherheitstiberpriifungsgesetzes - bereits nach fiinf Jahren eingeleitet wird und
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8. die Aktualisierung der Sicherheitserklarung mit den Manahmen der Wiederholungslberprifung nach
Nummer 6 nicht eingeleitet wird, solange

a) die Wiederholungstberpriafung noch nicht abgeschlossen ist oder
b) nach dem Abschluss der letzten Wiederholungsiberprifung noch nicht 30 Monate vergangen sind.

§ 4 Ernennung, Dienstgradbezeichnungen, Uniform

(1) Einer Ernennung bedarf es

1. zur Begrundung des Dienstverhaltnisses eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit (Berufung),

2. zur Umwandlung des Dienstverhaltnisses eines Soldaten auf Zeit in das Dienstverhaltnis eines
Berufssoldaten oder umgekehrt (Umwandlung),

3. zur Verleihung eines héheren Dienstgrades (Beférderung).

(2) Der Bundesprasident ernennt die Berufssoldaten, die Soldaten auf Zeit und die Offiziere der Reserve. Die
Ubrigen Soldaten ernennt der Bundesminister der Verteidigung. Die Austbung dieser Befugnisse kann auf andere
Stellen Ubertragen werden.

(3) Der Bundesprasident setzt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, die Dienstgradbezeichnungen der
Soldaten fest. Er erlasst die Bestimmungen Uber die Uniform der Soldaten und bestimmt die Kleidungsstiicke, die
mit der Uniform getragen werden durfen, ohne Uniformteile zu sein. Er kann die Ausibung dieser Befugnisse auf
andere Stellen Gbertragen.

(4) Unbeschadet der Vorgaben des Absatzes 3 Satz 2 kénnen die weiteren Vorgaben zum Erscheinungsbild

der Soldaten bei der Ausiibung des Dienstes und bei einer Tatigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug durch
Rechtsverordnung geregelt werden. Insbesondere das Tragen von bestimmten Kleidungsstiicken, Schmuck,
Symbolen, Tatowierungen und sonstigen Modifikationen des Erscheinungsbilds im sichtbaren Bereich sowie die
Art der Haar- und Barttracht kdnnen eingeschrankt oder untersagt werden, soweit die Funktionsfahigkeit der
Streitkrafte oder die Pflicht zum achtungs- und vertrauenswdrdigen Verhalten dies erfordert. Soweit Frauen in den
Streitkraften unterreprasentiert sind, kénnen die Vorgaben zum Erscheinungsbild von Soldatinnen, insbesondere
zur Haartracht und zum Tragen von Schmuck, als eine zuldssige Malinahme zur Férderung von Frauen in

der Bundeswehr von den Vorgaben fur Soldaten abweichend geregelt werden. Religids oder weltanschaulich
konnotierte Merkmale des Erscheinungsbilds nach Satz 2 kénnen nur dann eingeschrankt oder untersagt werden,
wenn sie objektiv geeignet sind, das Vertrauen in die Erflllung der Dienstpflichten zu beeintrachtigen oder

wenn zwingende Besonderheiten des soldatischen Dienstes dies erfordern. Die Verhillung des Gesichts bei der
AuslUbung des Dienstes oder bei einer Tatigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug ist zu untersagen, es sei denn,
dienstliche oder gesundheitliche Griinde erfordern dies.

(5) Legt ein Soldat sein Mandat nieder und bewirbt er sich zu diesem Zeitpunkt erneut um einen Sitz im
Deutschen Bundestag oder im Europaischen Parlament, so ist die Verleihung eines héheren Dienstgrades nicht
zulassig. Satz 1 gilt sinngemaR fur Soldaten, die in die gesetzgebende Kdrperschaft eines Landes gewahlt worden
sind, und zwar auch fur die Zeit zwischen zwei Wahlperioden. Die Verleihung eines hdheren Dienstgrades ist auch
nicht zuldssig, wenn ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit, dessen Rechte und Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 8
und 36 des Abgeordnetengesetzes oder entsprechender Rechtsvorschriften ruhen, einen Dienst nach § 51 Abs. 6
oder § 54 Abs. 4 leistet.

§ 4a (weggefallen)
§ 5 Gnadenrecht

(1) Dem Bundesprasidenten steht hinsichtlich des Verlustes der Soldatenrechte und der Rechte aus einem
friheren Soldatenverhaltnis das Gnadenrecht zu. Er kann die Ausibung anderen Stellen Ubertragen.

(2) Wird im Gnadenweg der Verlust der Soldatenrechte in vollem Umfang beseitigt, so gilt von diesem Zeitpunkt
ab § 42 Abs. 1, 2 und 4 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend.

2.
Pflichten und Rechte der Soldaten

§ 6 Staatsbiirgerliche Rechte des Soldaten
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Der Soldat hat die gleichen staatsburgerlichen Rechte wie jeder andere Staatsburger. Seine Rechte werden im
Rahmen der Erfordernisse des militarischen Dienstes durch seine gesetzlich begrindeten Pflichten beschrankt.

§ 7 Grundpflicht des Soldaten

Der Soldat hat die Pflicht, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht und die Freiheit des
deutschen Volkes tapfer zu verteidigen.

§ 8 Eintreten fiir die demokratische Grundordnung

Der Soldat muss die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes anerkennen und
durch sein gesamtes Verhalten fur ihre Erhaltung eintreten.

§ 9 Eid und feierliches Geldbnis

(1) Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit haben folgenden Diensteid zu leisten:

"Ich schwore, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen
Volkes tapfer zu verteidigen, so wahr mir Gott helfe."

Der Eid kann auch ohne die Worte "so wahr mir Gott helfe" geleistet werden. Gestattet ein Bundesgesetz
den Mitgliedern einer Religionsgesellschaft, an Stelle der Worte "ich schwoére" andere Beteuerungsformeln zu
gebrauchen, so kann das Mitglied einer solchen Religionsgesellschaft diese Beteuerungsformel sprechen.

(2) Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder Wehrdienst nach MalRgabe des Wehrpflichtgesetzes
leisten, bekennen sich zu ihren Pflichten durch das folgende feierliche Gel6bnis:

"Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes
tapfer zu verteidigen."

§ 10 Pflichten des Vorgesetzten

(1) Der Vorgesetzte soll in seiner Haltung und Pflichterflillung ein Beispiel geben.

(2) Er hat die Pflicht zur Dienstaufsicht und ist fur die Disziplin seiner Untergebenen verantwortlich.
(3) Er hat fUr seine Untergebenen zu sorgen.

(4) Er darf Befehle nur zu dienstlichen Zwecken und nur unter Beachtung der Regeln des Vélkerrechts, der
Gesetze und der Dienstvorschriften erteilen.

(5) Er tragt fur seine Befehle die Verantwortung. Befehle hat er in der den Umstanden angemessenen Weise
durchzusetzen.

(6) Offiziere und Unteroffiziere haben innerhalb und auBerhalb des Dienstes bei ihren AuRerungen die
Zuruckhaltung zu wahren, die erforderlich ist, um das Vertrauen als Vorgesetzte zu erhalten.

§ 11 Gehorsam

(1) Der Soldat muss seinen Vorgesetzten gehorchen. Er hat ihre Befehle nach besten Kraften vollstandig,
gewissenhaft und unverzuglich auszufihren. Ungehorsam liegt nicht vor, wenn ein Befehl nicht befolgt wird,
der die Menschenwirde verletzt oder der nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist; die irrige Annahme,
es handele sich um einen solchen Befehl, befreit den Soldaten nur dann von der Verantwortung, wenn er den
Irrtum nicht vermeiden konnte und ihm nach den ihm bekannten Umstanden nicht zuzumuten war, sich mit
Rechtsbehelfen gegen den Befehl zu wehren.

(2) Ein Befehl darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen wirde. Befolgt der Untergebene
den Befehl trotzdem, so trifft ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn es nach den ihm bekannten
Umstanden offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

(3) Im Verhaltnis zu Personen, die befugt sind, dienstliche Anordnungen zu erteilen, die keinen Befehl darstellen,
gelten § 62 Absatz 1 und § 63 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend.

§ 12 Kameradschaft
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Der Zusammenhalt der Bundeswehr beruht wesentlich auf Kameradschaft. Sie verpflichtet alle Soldaten, die
Wirde, die Ehre und die Rechte des Kameraden zu achten und ihm in Not und Gefahr beizustehen. Das schlie3t
gegenseitige Anerkennung, Ricksicht und Achtung fremder Anschauungen ein.

§ 13 Wahrheit

(1) Der Soldat muss in dienstlichen Angelegenheiten die Wahrheit sagen.

(2) Eine Meldung darf nur gefordert werden, wenn der Dienst dies rechtfertigt.
§ 14 Verschwiegenheit

(1) Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, tber die ihm bei oder bei Gelegenheit
seiner dienstlichen Tatigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt
nicht, soweit

1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind,

2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung
bedurfen,

3. gegenuber der zustandigen obersten Dienstbehdrde, einer Strafverfolgungsbehdérde oder einer von der

obersten Dienstbehorde bestimmten weiteren Behdrde oder auSerdienstlichen Stelle ein durch Tatsachen
begriindeter Verdacht einer Korruptionsstraftat nach den §§ 331 bis 337 des Strafgesetzbuches angezeigt
wird oder

4, Informationen unter den Voraussetzungen des Hinweisgeberschutzgesetzes an eine zustandige
Meldestelle weitergegeben oder offengelegt werden.

Im Ubrigen bleiben die gesetzlich begriindeten Pflichten, geplante Straftaten anzuzeigen und fiir die Erhaltung der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung einzutreten, von Satz 1 unberthrt.

(2) Der Soldat darf ohne Genehmigung uber solche Angelegenheiten weder vor Gericht noch auBergerichtlich
aussagen oder Erklarungen abgeben. Die Genehmigung erteilt der Disziplinarvorgesetzte, nach dem Ausscheiden
aus dem Wehrdienst der letzte Disziplinarvorgesetzte. Die §§ 68 und 69 des Bundesbeamtengesetzes gelten
entsprechend.

(3) Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, auf Verlangen seines
Disziplinarvorgesetzten oder des letzten Disziplinarvorgesetzten dienstliche Schriftstlcke, Zeichnungen, bildliche
Darstellungen und, wenn es im Einzelfall aus Grinden der Geheimhaltung erforderlich ist, Aufzeichnungen jeder
Art Uber dienstliche Vorgange, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. Die gleiche Pflicht
trifft seine Hinterbliebenen und seine Erben.

(4) (weggefallen)
§ 15 Politische Betatigung

(1) Im Dienst darf sich der Soldat nicht zu Gunsten oder zu Ungunsten einer bestimmten politischen Richtung
betatigen. Das Recht des Soldaten, im Gesprach mit Kameraden seine eigene Meinung zu aulSern, bleibt
unberlhrt.

(2) Innerhalb der dienstlichen Unterkiinfte und Anlagen findet wahrend der Freizeit das Recht der freien
Meinungsaullerung seine Schranken an den Grundregeln der Kameradschaft. Der Soldat hat sich so zu verhalten,
dass die Gemeinsamkeit des Dienstes nicht ernstlich gestort wird. Der Soldat darf insbesondere nicht als Werber
fur eine politische Gruppe wirken, indem er Ansprachen halt, Schriften verteilt oder als Vertreter einer politischen
Organisation arbeitet. Die gegenseitige Achtung darf nicht gefahrdet werden.

(3) Der Soldat darf bei politischen Veranstaltungen keine Uniform tragen.

(4) Ein Soldat darf als Vorgesetzter seine Untergebenen nicht fiir oder gegen eine politische Meinung
beeinflussen.

§ 16 Verhalten in anderen Staaten
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AuBerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes ist dem Soldaten jede Einmischung in die Angelegenheiten
des Aufenthaltsstaates versagt.

§ 17 Verhalten im und aufSer Dienst

(1) Der Soldat hat Disziplin zu wahren und die dienstliche Stellung des Vorgesetzten in seiner Person auch
auBerhalb des Dienstes zu achten.

(2) Sein Verhalten muss dem Ansehen der Bundeswehr sowie der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden,
die sein Dienst als Soldat erfordert. Der Soldat darf innerhalb der dienstlichen Unterklnfte und Anlagen auch
wahrend der Freizeit sein Gesicht nicht verhllen, es sei denn, dienstliche oder gesundheitliche Griinde erfordern
dies. AuBer Dienst hat sich der Soldat auBerhalb der dienstlichen Unterkiinfte und Anlagen so zu verhalten, dass
er das Ansehen der Bundeswehr oder die Achtung und das Vertrauen, die seine dienstliche Stellung erfordert,
nicht ernsthaft beeintrachtigt.

(3) Ein Offizier oder Unteroffizier muss auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst der Achtung und dem
Vertrauen gerecht werden, die fiir seine Wiederverwendung in seinem Dienstgrad erforderlich sind.

(4) (weggefallen)
§ 17a Gesunderhaltungspflicht und Patientenrechte

(1) Der Soldat hat alles in seinen Kraften Stehende zu tun, um seine Gesundheit zu erhalten oder
wiederherzustellen. Er darf seine Gesundheit nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig beeintrachtigen.

(2) Der Soldat muss arztliche MaBnahmen gegen seinen Willen nur dann dulden, wenn sie
1. der Verhitung oder Bekampfung Ubertragbarer Krankheiten dienen oder
2. der Feststellung seiner Dienst- oder Verwendungsfahigkeit dienen.

Das Grundrecht auf kérperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) wird insoweit
eingeschrankt. In den Fallen des Satzes 1 Nummer 1 bleibt § 25 Absatz 3 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes
unberihrt.

(3) Einfache arztliche MaBnahmen wie Blutentnahmen aus Kapillaren oder peripheren Venen und
réntgenologische Untersuchungen hat der Soldat zu dulden.

(4) Lehnt der Soldat eine zumutbare arztliche MaBnahme ab und wird dadurch seine Dienst- oder Erwerbsfahigkeit
beeintrachtigt, kann ihm die Versorgung insoweit versagt werden. Nicht zumutbar ist eine arztliche Manahme,
die mit einer erheblichen Gefahr fiir Leben oder Gesundheit verbunden ist.

(5) Die Rechte des Patienten nach § 630c Absatz 2 und 4 sowie den §§ 630d und 630e des Burgerlichen
Gesetzbuchs gelten flir Soldaten entsprechend; § 630c Absatz 2 Satz 3 des Blrgerlichen Gesetzbuchs ist
auch im Disziplinarverfahren anzuwenden. Die §§ 630d und 630e des Birgerlichen Gesetzbuchs gelten nicht
entsprechend, sofern die Absatze 2 und 3 einer entsprechenden Anwendung entgegenstehen.

§ 18 Gemeinschaftsunterkunft und Gemeinschaftsverpflegung

Der Soldat ist auf dienstliche Anordnung verpflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen und an einer
Gemeinschaftsverpflegung teilzunehmen. Die zur Durchfiihrung erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlasst
das Bundesministerium der Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fir
Heimat.

§ 19 Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken, Herausgabe- und Auskunftspflicht

(1) Der Soldat darf, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, keine Belohnungen, Geschenke
oder sonstigen Vorteile fUr sich oder einen Dritten in Bezug auf seine dienstliche Tatigkeit fordern, sich
versprechen lassen oder annehmen. Ausnahmen bedirfen der Zustimmung der obersten oder der letzten
obersten Dienstbehdérde. Die Befugnis zur Zustimmung kann auf andere Stellen Ubertragen werden.

(2) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstoRt, hat auf Verlangen das auf Grund des pflichtwidrigen

Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht im Strafverfahren die Einziehung von
Tatertragen angeordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat Gbergegangen ist. Fir den Umfang
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des Herausgabeanspruchs gelten die Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs Uber die Herausgabe einer
ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht, dem
Dienstherrn Auskunft Uber Art, Umfang und Verbleib des Erlangten zu geben.

§ 20 Nebentatigkeit

(1) Der Berufssoldat und der Soldat auf Zeit bedlrfen zur Ausiibung jeder entgeltlichen Nebentatigkeit, mit
Ausnahme der in Absatz 6 abschlieBend aufgefiihrten, der vorherigen Genehmigung, soweit sie nicht nach Absatz
7 entsprechend § 98 des Bundesbeamtengesetzes zu ihrer Auslibung verpflichtet sind. Gleiches gilt fiir folgende
unentgeltliche Nebentatigkeiten:

1. gewerbliche oder freiberufliche Tatigkeiten oder die Mitarbeit bei einer dieser Tatigkeiten und
2. Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genossenschaft.

Als Nebentatigkeit gilt nicht die Wahrnehmung &ffentlicher Ehrenamter; ihre Ubernahme hat der Soldat vor
Aufnahme seinem Disziplinarvorgesetzten schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die Nebentatigkeit dienstliche Interessen
beeintrachtigt werden. Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentatigkeit

1. nach Art und Umfang den Soldaten in einem MaRe in Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemafe
Erflllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann,

2. den Soldaten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen Pflichten bringen, dem Ansehen der Bundeswehr
abtraglich sein kann oder in einer Angelegenheit ausgetbt wird, in der die Dienststelle oder Einheit,
welcher der Soldat angehort, tatig wird oder tatig werden kann,

die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Soldaten beeinflussen kann,

zu einer wesentlichen Einschrankung der kunftigen dienstlichen Verwendbarkeit des Soldaten fihren
kann.

Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Regel auch vor, wenn sich die Nebentatigkeit wegen gewerbsmaRiger
Dienst- oder Arbeitsleistung oder sonst nach Art, Umfang, Dauer oder Haufigkeit als Ausibung eines Zweitberufs
darstellt. Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfullt, wenn die zeitliche Beanspruchung
durch eine oder mehrere Nebentatigkeiten in der Woche ein Flnftel der regelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit
Uberschreitet. Soweit der Gesamtbetrag der Vergltung fur eine oder mehrere Nebentatigkeiten 40 Prozent

des jahrlichen Endgrundgehalts des Dienstgrades des Soldaten Ubersteigt, liegt ein Versagungsgrund vor.

Der zustandige Disziplinarvorgesetzte kann Ausnahmen zulassen, wenn der Soldat durch Angabe bestimmter
Tatsachen nachweist, dass die zeitliche Beanspruchung in der Woche acht Stunden nicht Ubersteigt oder

die Versagung unter Berlcksichtigung der Umstande des Einzelfalls nicht angemessen ware oder wenn
dienstliche Interessen die Genehmigung einer Nebentatigkeit rechtfertigen. Bei Anwendung der Satze 4 bis 6
sind genehmigungs- und anzeigepflichtige Nebentatigkeiten zusammen zu berucksichtigen. Die Genehmigung ist
auf [angstens flnf Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. Ergibt sich eine
Beeintrachtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung der Genehmigung, ist diese zu widerrufen.

(3) Der Soldat darf Nebentatigkeiten nur auBerhalb des Dienstes ausiben, es sei denn, sie werden auf Verlangen
seines Disziplinarvorgesetzten ausgeubt oder es besteht ein dienstliches Interesse an der Ausliibung der
Nebentatigkeit. Das dienstliche Interesse ist aktenkundig zu machen. Ausnahmen dirfen nur in besonders
begriindeten Fallen, insbesondere im 6ffentlichen Interesse, auf schriftlichen Antrag zugelassen werden, wenn
dienstliche Grinde dem nicht entgegenstehen und die versdaumte Dienstzeit nachgeleistet wird.

(4) Der Soldat darf bei der Austibung von Nebentatigkeiten Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn
nur bei Vorliegen eines 6ffentlichen oder wissenschaftlichen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen
Entrichtung eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. Das Entgelt ist nach den dem Dienstherrn
entstehenden Kosten zu bemessen und muss den besonderen Vorteil bericksichtigen, der dem Soldaten durch
die Inanspruchnahme entsteht.

(5) Die Genehmigung erteilt das Bundesministerium der Verteidigung; es kann diese Befugnis auf andere Stellen
Ubertragen. Antrage auf Erteilung einer Genehmigung sowie Entscheidungen Uber diese Antrage bedurfen

der Schriftform. Der Soldat hat die flr die Entscheidung erforderlichen Nachweise zu fuhren, insbesondere

Uber Art und Umfang der Nebentéatigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus; jede Anderung ist
unverzlglich schriftlich anzuzeigen.

(6) Nicht genehmigungspflichtig sind
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die Verwaltung eigenen oder der NutznieBung des Soldaten unterliegenden Vermdgens,
schriftstellerische, wissenschaftliche, kiinstlerische oder Vortragstatigkeiten,

3. mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhangende selbststandige Gutachtertatigkeiten von
Soldaten als Lehrer an 6ffentlichen Hochschulen und an Hochschulen der Bundeswehr sowie von Soldaten
an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten und

4, Tatigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder Berufsverbanden oder in
Selbsthilfeeinrichtungen der Soldaten.

Tatigkeiten nach Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie eine Tatigkeit in Selbsthilfeeinrichtungen nach Satz 1 Nr. 4 hat

der Soldat der zustandigen Stelle schriftlich vor ihrer Aufnahme anzuzeigen, wenn fiir sie ein Entgelt oder

ein geldwerter Vorteil geleistet wird. Hierbei hat er insbesondere Art und Umfang der Nebentatigkeit sowie

die voraussichtliche Héhe der Entgelte und geldwerten Vorteile anzugeben. Der Soldat hat jede Anderung
unverziglich schriftlich mitzuteilen. Der zusténdige Disziplinarvorgesetzte kann im Ubrigen aus begriindetem
Anlass verlangen, dass der Soldat Uber eine ausgeubte nicht genehmigungspflichtige Nebentatigkeit schriftlich
Auskunft erteilt, insbesondere tber deren Art und Umfang. Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentatigkeit ist
ganz oder teilweise zu untersagen, wenn der Soldat bei ihrer Ausiibung dienstliche Pflichten verletzt.

(7) § 97 Abs. 1 bis 3, §§ 98 und 102 bis 104 des Bundesbeamtengesetzes gelten entsprechend.

(8) Einem Soldaten, der freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder Wehrdienst nach MalRgabe des
Wehrpflichtgesetzes leistet, darf die Auslibung einer Nebentatigkeit nur untersagt werden, wenn sie seine
Dienstfahigkeit gefahrdet oder den dienstlichen Erfordernissen zuwiderlauft. Gleiches gilt bei einem Soldaten, der
zu einer Dienstleistung nach dem Vierten Abschnitt herangezogen worden ist.

§ 20a Tatigkeit nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst

(1) Ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein friherer Soldat mit Anspruch auf Dienstzeitversorgung hat eine
Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung aulerhalb des 6ffentlichen Dienstes, die mit seiner dienstlichen
Tatigkeit in den letzten funf Jahren vor seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst im Zusammenhang steht und
durch die dienstliche Interessen beeintrachtigt werden kdnnen, vor ihrer Aufnahme schriftlich oder elektronisch
anzuzeigen. Die Anzeigepflicht endet finf Jahre nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst. Die Satze 1 und 2
gelten auch fur frihere Soldaten mit Anspruch auf Altersgeld nach dem Altersgeldgesetz.

(1a) Frihere Berufssoldaten oder friihere Soldaten auf Zeit bedirfen fir die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder
sonstigen Beschaftigung fur eine fremde Macht oder einen ihrer Mittelsmanner der vorherigen Genehmigung,
sofern die beabsichtigte Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung im Zusammenhang mit der friheren
dienstlichen Tatigkeit steht. Die Pflicht zur Einholung der Genehmigung endet zehn Jahre nach dem Ausscheiden
aus dem Wehrdienst.

(2) Die Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung im Sinne des Absatzes 1 ist zu untersagen, soweit zu
besorgen ist, dass durch sie dienstliche Interessen beeintrachtigt werden. Die Untersagung ist fir den Zeitraum
bis zum Ende der Anzeigepflicht auszusprechen, es sei denn, die Voraussetzungen fir eine Untersagung liegen
nur fur einen karzeren Zeitraum vor. Satz 1 gilt fir die Versagung der Genehmigung der Tatigkeit oder sonstigen
Beschaftigung im Sinne des Absatzes 1a entsprechend.

(3) Die Anzeige der Tatigkeit oder sonstigen Beschaftigung im Sinne des Absatzes 1 ist an das Bundesministerium
der Verteidigung zu richten, das auch fir deren Untersagung zustandig ist. Die Genehmigung der Tatigkeit oder
sonstigen Beschaftigung im Sinne des Absatzes 1a erteilt das Bundesministerium der Verteidigung. Es kann seine
Zustandigkeiten auf andere Stellen tUbertragen.

§ 21 Vormundschaft und Ehrenamter

Der Soldat bedarf zur Ubernahme einer Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft sowie zur Ubernahme des
Amtes eines Testamentsvollstreckers der vorherigen Genehmigung seines Disziplinarvorgesetzten. Sie ist zu
erteilen, wenn nicht zwingende dienstliche Griinde entgegenstehen. Der Soldat darf die Ubernahme eines solchen
Amtes ablehnen. Einer Genehmigung nach Satz 1 bedarf es nicht bei einer unentgeltlichen Vormundschaft,
Betreuung oder Pflegschaft eines Angehérigen; die Ubernahme dieser Tatigkeiten hat der Soldat vor Aufnahme
seinem Disziplinarvorgesetzten schriftlich anzuzeigen.

§ 22 Verbot der Ausiibung des Dienstes
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Der Bundesminister der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle kann einem Soldaten aus zwingenden
dienstlichen Grinden die Ausibung des Dienstes verbieten. Das Verbot erlischt, sofern nicht bis zum Ablauf
von drei Monaten gegen den Soldaten ein gerichtliches Disziplinarverfahren, ein Strafverfahren oder ein
Entlassungsverfahren eingeleitet ist.

§ 23 Dienstvergehen
(1) Der Soldat begeht ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft seine Pflichten verletzt.

(2) Es gilt als Dienstvergehen,

1. wenn ein Soldat nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst seine Pflicht zur Verschwiegenheit verletzt
oder gegen das Verbot verstoft, Belohnungen oder Geschenke anzunehmen, oder eine Tatigkeit im Sinne
des § 20a Absatz 1 nicht anzeigt oder entgegen einer Untersagung ausibt oder eine Tatigkeit im Sinne
des § 20a Absatz 1a ohne die erforderliche Genehmigung ausiibt,

2. wenn sich ein Offizier oder Unteroffizier nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst gegen die
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes betatigt oder durch unwirdiges
Verhalten nicht der Achtung und dem Vertrauen gerecht wird, die flr seine Wiederverwendung als
Vorgesetzter erforderlich sind,

3. wenn ein Berufssoldat nach Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand einer erneuten Berufung in das
Dienstverhaltnis nicht nachkommt.

(3) Das Nahere Uber die Verfolgung von Dienstvergehen regelt die Wehrdisziplinarordnung.

§ 24 Haftung

(1) Verletzt ein Soldat vorsatzlich oder grob fahrlassig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn,
dessen Aufgaben er wahrgenommen hat, den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Haben mehrere
Soldaten gemeinsam den Schaden verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner.

(2) Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleistet, gilt als Zeitpunkt, in dem der Dienstherr Kenntnis

im Sinne der Verjahrungsvorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs erlangt, der Zeitpunkt, in dem der
Ersatzanspruch gegenlber Dritten vom Dienstherrn anerkannt oder dem Dienstherrn gegenlber rechtskraftig
festgestellt wird.

(3) Leistet der Soldat dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen Dritten, so geht
der Ersatzanspruch auf den Soldaten aber.

§ 25 Wahlrecht; Amtsverhaltnisse

(1) Stimmt ein Soldat seiner Aufstellung als Bewerber fir die Wahl zum Deutschen Bundestag, zu der
gesetzgebenden Kérperschaft eines Landes oder zu einer kommunalen Vertretung zu, so hat er dies unverziglich
seinem nachsten Disziplinarvorgesetzten mitzuteilen.

(2) Fir die Rechtsstellung der nach dem 1. Juni 1978 in die gesetzgebende Kérperschaft eines Landes gewahlten
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit gelten die flr in den Deutschen Bundestag gewahlte Berufssoldaten

und Soldaten auf Zeit malRgebenden Vorschriften in den §§ 5 bis 7, 8 Abs. 2, § 23 Abs. 5 und in § 36 Abs. 1 des
Abgeordnetengesetzes entsprechend.

(3) Fur die Tatigkeit als Mitglied einer kommunalen Vertretung, eines hach Kommunalverfassungsrecht gebildeten
Ausschusses oder vergleichbarer Einrichtungen in Gemeindebezirken ist dem Soldaten der erforderliche Urlaub
unter Belassung der Geld- und Sachbezlige zu gewahren. Satz 1 gilt auch fir die von einer kommunalen
Vertretung gewahlten ehrenamtlichen Mitglieder von Ausschussen, die auf Grund eines Gesetzes gebildet worden
sind. Urlaub nach Satz 1 oder 2 kann nur versagt werden, wenn nach Abwagung den Interessen des Dienstherrn
gegenuber den Interessen der kommunalen Selbstverwaltung ausnahmsweise der Vorrang einzuraumen ist; in
diesen Fallen liegt die Entscheidung beim Bundesministerium der Verteidigung.

(4) Wird ein Berufssoldat zum Mitglied der Bundesregierung oder zum Parlamentarischen Staatssekretar bei
einem Mitglied der Bundesregierung ernannt, gelten § 18 Abs. 1 und 2 und § 20 des Bundesministergesetzes
entsprechend. Das gilt auch fir die Ernennung zum Mitglied der Regierung eines Landes oder fir den Eintritt
in ein Amtsverhaltnis, das dem eines Parlamentarischen Staatssekretars im Sinne des Gesetzes Uber die
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Rechtsverhaltnisse der Parlamentarischen Staatssekretare entspricht. Die Satze 1 und 2 gelten flr Soldaten auf
Zeit entsprechend mit der MaRgabe, dass bei der Anwendung des § 18 Abs. 2 des Bundesministergesetzes an die
Stelle des Eintritts in den Ruhestand die Beendigung des Dienstverhaltnisses tritt.

(5) Tritt ein Berufssoldat in ein kommunales Wahlbeamtenverhaltnis auf Zeit ein, ruhen mit dessen Beginn
die in dem Dienstverhaltnis als Berufssoldat begriindeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht

zur Verschwiegenheit (§ 14) und des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken (§ 19); §

46 Absatz 3a ist nicht anzuwenden. Nach Beendigung des kommunalen Wahlbeamtenverhaltnisses ruhen

die in dem Dienstverhaltnis als Berufssoldat begriindeten Rechte und Pflichten flur langstens weitere drei
Monate. Sie leben auf Antrag des Berufssoldaten, der innerhalb von zwei Monaten nach Beendigung des
kommunalen Wahlbeamtenverhaltnisses zu stellen ist, wieder auf. Stellt der Berufssoldat den Antrag nicht
oder nicht zeitgerecht, ist er nach Ablauf der drei Monate als Berufssoldat entlassen. Die Vorschriften Gber die
Beendigung des Dienstverhaltnisses eines Berufssoldaten bleiben unberthrt. Die Satze 1 bis 5 gelten fir den
Soldaten auf Zeit entsprechend.

§ 26 Verlust des Dienstgrades

Der Soldat verliert seinen Dienstgrad nur kraft Gesetzes oder durch Richterspruch. Das Nahere Uber den Verlust
des Dienstgrades durch Richterspruch regelt die Wehrdisziplinarordnung. Ein Verzicht auf den Dienstgrad ist nicht
zulassig.

§ 27 Laufbahnvorschriften

(1) Vorschriften Uber die Laufbahnen der Soldaten werden nach den Grundsatzen der Absatze 2 bis 6 durch
Rechtsverordnung erlassen.
(2) Bei Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit sind mindestens zu fordern
1. fur die Laufbahnen der Unteroffiziere
a) der Hauptschulabschluss oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungsstand,
b) eine Dienstzeit von einem Jahr,
) die Ablegung einer Unteroffizierprifung,

2. fur die Laufbahnen der Offiziere

a) eine zu einem Hochschulstudium berechtigende Schulbildung oder ein als gleichwertig
anerkannter Bildungsstand,

b) eine Dienstzeit von drei Jahren,
) die Ablegung einer Offizierprifung,

3. fur die Laufbahn der Offiziere des Sanitatsdienstes die Approbation als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt oder
Apotheker.

(3) In der Laufbahngruppe der Unteroffiziere soll fur die Laufbahnen der Feldwebel der Abschluss einer Realschule
oder der Hauptschulabschluss und eine forderliche abgeschlossene Berufsausbildung oder ein als gleichwertig
anerkannter Bildungsstand nachgewiesen werden.

(4) Fur die Beférderungen von Soldaten sind die allgemeinen Voraussetzungen und die Mindestdienstzeiten
festzusetzen. Dienstgrade, die bei regelmaBiger Gestaltung der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen nicht
Ubersprungen werden. Uber Ausnahmen entscheidet der Bundespersonalausschuss.

(5) Der Aufstieg aus den Laufbahnen der Unteroffiziere in die Laufbahnen der Offiziere ist auch ohne Erfullung der
Eingangsvoraussetzungen maoglich. Fir den Aufstieg ist die Ablegung einer Offizierprufung zu verlangen.

(6) Die Rechtsverordnung trifft ferner Bestimmungen flr die Falle, in denen fir eine bestimmte militarische
Verwendung ein abgeschlossenes Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule oder Fachhochschule oder
eine abgeschlossene Fachschulausbildung erforderlich ist, sowie dariber, inwieweit an Stelle der allgemeinen
Vorbildung eine gleichwertige technische oder sonstige Fachausbildung gefordert werden kann. Sie kann fur
einzelne Gruppen von Offizierbewerbern bestimmen, dass der erfolgreiche Besuch einer Realschule oder ein als
gleichwertig anerkannter Bildungsstand gentgt und dass die Dienstzeit nach Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b bis auf
zwei Jahre gekirzt wird.
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(7) Die besonderen Vorschriften fur die Unteroffizierprifungen und die Offizierprifungen werden nach den
Grundsatzen der Absatze 2 bis 6 in einer Rechtsverordnung bestimmt.

(8) Auf den Bundespersonalausschuss in der Zusammensetzung fir die Angelegenheiten der Soldaten sind die
Vorschriften des Abschnittes 8 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend anzuwenden, § 120 Abs. 2 und 3 mit
folgender MaRgabe:

Standige ordentliche Mitglieder sind der Prasident des Bundesrechnungshofes als Vorsitzender, der

Leiter der Dienstrechtsabteilung des Bundesministeriums des Innern und fir Heimat und der Leiter der
Personalabteilung des Bundesministeriums der Verteidigung. Nichtstandige ordentliche Mitglieder sind der
Leiter der Personalabteilung einer anderen obersten Bundesbehérde und drei Berufssoldaten. Stellvertretende
Mitglieder sind je ein Beamter des Bundesrechnungshofes und des Bundesministeriums des Innern und flr
Heimat, der Leiter der Personalabteilung einer anderen obersten Bundesbehdrde, ein Beamter oder Berufssoldat
des Bundesministeriums der Verteidigung und drei weitere Berufssoldaten. Der Beamte oder Berufssoldat des
Bundesministeriums der Verteidigung und die Ubrigen Berufssoldaten werden vom Bundesprasidenten auf
Vorschlag des Bundesministers der Verteidigung bestellt.

§ 27a Dienstliche Beurteilung; Verordnungsermachtigung

(1) Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Soldaten sind zu beurteilen
1. in regelmaRBigen Abstanden, mindestens jedoch alle zwei Jahre,
2. und zusatzlich, wenn die dienstlichen oder personlichen Verhaltnisse es erfordern.

(2) In der dienstlichen Beurteilung sind die fachliche Leistung des Soldaten nachvollziehbar darzustellen sowie
Eignung und Befdhigung einzuschatzen. Die dienstliche Beurteilung schlieBft mit einem zusammenfassenden
Gesamturteil.

(3) Neben der dienstlichen Beurteilung ist die Personalentwicklung des Soldaten prognostisch zu bewerten
(Personalentwicklungsbewertung). Darin sind die Entwicklung des Soldaten und seine mdgliche Eignung fir
Status- oder Laufbahnwechsel und flr die Teilnahme an férderlichen Lehrgangen einzuschatzen sowie mégliche
zukinftige Verwendungen vorzuschlagen. Absatz 1 gilt entsprechend.

(4) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung Grundsatze fur dienstliche Beurteilungen und
Personalentwicklungsbewertungen sowie flir das jeweilige Verfahren zu regeln, insbesondere Uber

1. den Inhalt der Beurteilung und der Personalentwicklungsbewertung, beispielsweise die Festlegung von zu
beurteilenden Merkmalen von Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung,

2. ein Bewertungssystem flr die Beurteilung und die Bildung eines aus Eignung, Befahigung und fachlicher
Leistung schlissig abgeleiteten Gesamturteils,

3. die Ausgestaltung des Beurteilungsmalstabs, beispielsweise die konkrete Festlegung von Richtwerten
oder die Maglichkeit, von den Richtwerten aus Grinden der Einzelfallgerechtigkeit abzuweichen,

4, die Festlegung von Mindestanforderungen an Personen, die an der Beurteilung oder der
Personalentwicklungsbewertung mitwirken,

die Bekanntgabe des Ergebnisses eines Beurteilungsdurchgangs und
Ausnahmen von der Beurteilungs- und Personalentwicklungsbewertungspflicht.

(5) Fur Rechtsbehelfe gegen dienstliche Beurteilungen und Personalentwicklungsbewertungen ist der Rechtsweg
zu den Wehrdienstgerichten eréffnet. Die Wehrbeschwerdeordnung gilt entsprechend mit der MaBgabe, dass Uber
Beschwerden entscheidet, wer den Gegenstand der jeweiligen Beschwerde zu beurteilen hat.

§ 27b Referenzgruppen; Verordnungsermachtigung

(1) Fur die fiktive Nachzeichnung der beruflichen Entwicklung von Soldaten sind Referenzgruppen zu bilden fir
solche Soldaten (referenzierte Person), die der Besoldungsordnung A angehéren und

1. vom Dienst vollstandig freigestellt sind,
2. von dienstlichen Tatigkeiten vollstandig entlastet sind,
3. im dienstlichen Interesse unter Wegfall der Dienst- und Sachbezlge beurlaubt sind,
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4, wegen Familienpflichten beurlaubt sind,
sich in der Schutzzeit nach dem Einsatz-Weiterverwendungsgesetz befinden oder

in staatlichen Stellen auBerhalb des Geschaftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung
verwendet werden, sofern dort keine militarischen Vorgesetzten mit Beurteilungsbefugnis verfugbar sind.

Satz 1 gilt nicht fiir Soldaten, die zur Ausiibung einer gleichwertigen hauptberuflichen Tatigkeit bei einer Fraktion
des Deutschen Bundestages, bei einer gesetzgebenden Korperschaft eines Landes oder des Europaischen
Parlaments beurlaubt sind.

(2) Referenzgruppen haben neben der referenzierten Person in der Regel aus zehn Referenzpersonen zu
bestehen. Die Anzahl von vier Referenzpersonen darf nicht unterschritten werden. Die Referenzpersonen sind auf
der Grundlage dienstlicher Beurteilungen oder, sofern solche nicht vorliegen, anderer geeigneter Bewertungen
von Eignung, Befahigung und Leistung auszuwahlen. Die Referenzpersonen sollen

1. Uber das gleiche Eignungs-, Befahigungs- und Leistungsbild und Uber die gleiche Entwicklungsprognose
wie die referenzierte Person verfligen,

2. im gleichen Jahr wie die referenzierte Person
a) in einer entsprechenden Vergleichsgruppe beurteilt worden sein und

b) erstmals in einer entsprechend besoldeten Verwendung eingesetzt, zum jetzigen Dienstgrad
beférdert oder ohne Beférderung in eine Planstelle der jetzigen Besoldungsgruppe eingewiesen
worden sein sowie

3. derselben Laufbahn angehdren wie die referenzierte Person und innerhalb dieser Laufbahn vergleichbar
sein.

(3) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung die ndhere inhaltliche Ausgestaltung und

das Verfahren der fiktiven Nachzeichnung der beruflichen Entwicklung zu regeln. In der Rechtsverordnung ist
insbesondere festzulegen, zu welchem Zeitpunkt eine Referenzgruppe zu bilden ist und zu welchem Zeitpunkt sie
endet.

§ 28 Urlaub
(1) Dem Soldaten steht alljahrlich ein Erholungsurlaub unter Belassung der Geld- und Sachbezlige zu.

(2) Der Urlaub darf versagt werden, soweit und solange zwingende dienstliche Erfordernisse einer
Urlaubserteilung entgegenstehen.

(3) Dem Soldaten kann aus besonderen Anlassen Urlaub erteilt werden.

(4) Die Erteilung und die Dauer des Urlaubs regelt eine Rechtsverordnung. Sie bestimmt, ob und inwieweit die
Geld- und Sachbeziige wahrend eines Urlaubs aus besonderen Anlassen zu belassen sind.

(5) Einem Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit kann auf Antrag unter Wegfall der Geld- und Sachbezlige
mit Ausnahme der unentgeltlichen truppenarztlichen Versorgung Urlaub bis zur Dauer von drei Jahren mit der
Mdglichkeit der Verlangerung auf l[angstens 15 Jahre gewahrt werden, wenn er

1. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
2. einen nach arztlichem Gutachten pflegebedrftigen sonstigen Angehdrigen

tatsachlich betreut oder pflegt. Bei einem Soldaten auf Zeit ist die Gewahrung nur insoweit zulassig, als er nicht
mehr verpflichtet ist, auf Grund der Wehrpflicht Grundwehrdienst zu leisten. Der Antrag auf Verlangerung einer
Beurlaubung ist spatestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Beurlaubung zu stellen. Wahrend der
Beurlaubung dirfen nur solche Nebentatigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck der Beurlaubung nicht
zuwiderlaufen. Ein bereits bewilligter Urlaub kann aus zwingenden Griinden der Verteidigung widerrufen werden.

(6) Stimmt ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit seiner Aufstellung als Bewerber fir die Wahl zum Europaischen
Parlament, zum Deutschen Bundestag oder zu der gesetzgebenden Kérperschaft eines Landes zu, ist ihm auf
Antrag innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag der zur Vorbereitung seiner Wahl erforderliche Urlaub
unter Wegfall der Geld- und Sachbezlige zu gewahren.
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(7) Soldaten haben Anspruch auf Elternzeit unter Wegfall der Geld- und Sachbezlige mit Ausnahme der
unentgeltlichen truppenarztlichen Versorgung. Das Nahere wird durch eine Rechtsverordnung geregelt, die die
Eigenart des militarischen Dienstes berucksichtigt.

§ 28a Urlaub bis zum Beginn des Ruhestandes

(1) Einem Berufssoldaten kann nach mindestens 20-jahriger Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst und nach
Vollendung des 50. Lebensjahres auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken
muss, Urlaub unter Wegfall der Geld- und Sachbezlige gewahrt werden, wenn dienstliche Belange nicht
entgegenstehen. Uber den Urlaubsantrag entscheidet das Bundesministerium der Verteidigung. Es kann seine
Zustandigkeit auf andere Stellen Ubertragen.

(2) Dem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen werden, wenn der Berufssoldat sich verpflichtet, wahrend
der Dauer des Urlaubs auf die Ausibung genehmigungsbedirftiger Nebentatigkeiten zu verzichten und nicht
genehmigungsbedirftige Nebentatigkeiten nach § 20 Abs. 6 nur in dem Umfang auszuliben, wie er sie bei
Vollzeitbeschaftigung ohne Verletzung dienstlicher Pflichten ausiiben kénnte. Handelt der Berufssoldat seiner
Verpflichtung nach Satz 1 schuldhaft zuwider, ist der Urlaub zu widerrufen. Nebentatigkeiten, die dem Zweck der
Gewahrung des Urlaubs nicht zuwiderlaufen, dlirfen genehmigt werden, auch wenn der Soldat sich nach Satz 1
verpflichtet hat. Das Bundesministerium der Verteidigung kann in besonderen Hartefallen eine Rickkehr aus dem
Urlaub zulassen, wenn dem Soldaten die Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemutet werden kann.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann den Urlaub aus zwingenden dienstlichen Grinden widerrufen.

§ 29 Personalakte

Fir jeden Soldaten ist eine Personalakte zu flihren. Sofern in den §§ 29a bis 29e nichts anderes bestimmt ist,
gelten die §§ 106 bis 112, 113 Absatz 2 bis 4 und § 114 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend. § 112 Absatz
1 Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes gilt mit der MalRgabe, dass § 8 der Wehrdisziplinarordnung an die Stelle des
§ 16 Absatz 3 und 4 Satz 1 des Bundesdisziplinargesetzes tritt, und § 112 Absatz 2 des Bundesbeamtengesetzes
gilt mit der MaBgabe, dass § 8 der Wehrdisziplinarordnung vorrangig anzuwenden ist.

FuBnote

(+++ Hinweis: § 29 wird gem. Art. 64 Nr. 1 Gv. 20.11.2019 1 1626 mWv 26.11.2019 wie folgt geandert:
Absatz 1 Satz 1 wird durch die folgenden Satze ersetzt: ,Uber jeden Soldaten ist eine Personalakte zu fiihren.
Sie ist vertraulich zu behandeln und durch technische und organisatorische MaBnahmen nach den Artikeln 24,
25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1;L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung vor unbefugter Einsichtnahme zu
schitzen.”

In Absatz 1 wird in dem neuen Satz 6 das Wort ,verwendet” durch das Wort ,verarbeitet” ersetzt.

In Absatz 1 wird der neue Satz 7 aufgehoben.

In Absatz 2 werden die Wérter ,,erheben und verwenden” durch das Wort ,verarbeiten” ersetzt.

In Absatz 3 werden die Satze 3 bis 5 durch die folgenden Satze ersetzt: ,,Den mit Angelegenheiten der
Innenrevision beauftragten Beschaftigten ist Einsicht in die Personalakte zu gewahren, soweit sie die zur
Erflllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erkenntnisse nicht durch eine in sonstiger Weise erteilte Auskunft aus der
Personalakte gewinnen kénnen. Jede Einsichtnahme nach Satz 3 ist zu dokumentieren.”

In Absatz 3 Satz 10 wird das Wort ,Betroffenen” durch die Worter ,betroffenen Personen” ersetzt.

In Absatz 4 wird Satz 4 wie folgt gefasst: ,Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies
nach dem Forschungszweck méglich ist; § 27 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt
entsprechend.”

Die Absatze 7 und 8 werden durch folgenden Absatz 7 ersetzt: ,(7) § 110 des Bundesbeamtengesetzes gilt
entsprechend.”

Absatz 9 wird Absatz 8.

Die Anderungsanweisungen sind wegen textlicher Unstimmigkeit nicht ausfihrbar! +++)

§ 29a Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
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freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) durfen folgende Stellen nach MalRgabe
der folgenden Absatze sowie der §§ 29c¢ bis 29e verarbeiten:

1. der Sanitatsdienst der Bundeswehr:

a) Gesundheitsdaten, biometrische Daten und genetische Daten von Soldaten flir Zwecke der
unentgeltlichen truppenarztlichen Versorgung und der eindeutigen Identifizierung sowie zur
Prifung von Ansprichen aus dem Dienstverhaltnis,

b) Gesundheitsdaten von Bewerbern und Soldaten fur Zwecke der Feststellung der medizinischen
Eignung,

2. der Psychologische Dienst der Bundeswehr:

a) Gesundheitsdaten von Bewerbern und Soldaten flir Zwecke der Feststellung der psychologischen
Eignung und der Analyse des psychologischen Potenzials,

b) nach Buchstabe a erhobene Daten von Soldaten flir Zwecke der Qualitatssicherung und
Weiterentwicklung der Verfahren zur Feststellung der psychologischen Eignung und der Analyse
des psychologischen Potenzials sowie zur Priifung von Ansprichen aus dem Dienstverhaltnis.

Mit der Verarbeitung der Daten dirfen nur Personen betraut werden, die in § 203 des Strafgesetzbuchs genannt
sind.

(2) Biometrische Daten von Soldaten durfen von Stellen im Geschaftsbereich des Bundesministeriums

der Verteidigung, die nicht dem Sanitatsdienst der Bundeswehr angehéren, zum Zweck der eindeutigen
Identifizierung verarbeitet werden, wenn dies aus dienstlichen Grinden erforderlich ist. Die Daten sind durch
technische und organisatorische MaBnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 vor
unbefugter Einsichtnahme zu schiitzen.

(3) Der fur die Personalbearbeitung zustéandigen Stelle sind nur die Ergebnisse von Mallnahmen zur Feststellung
der medizinischen oder psychologischen Eignung mitzuteilen. Angaben zu Religion oder Weltanschauung,
Gesundheitsdaten, biometrische Daten und genetische Daten dlrfen nicht Gbermittelt werden.

(4) Personenbezogene Daten, die zur Feststellung der psychologischen Eignung oder zur Analyse des
psychologischen Potenzials verarbeitet werden, sind unverziglich zu I6schen, wenn die Kenntnis der Daten nicht
mehr erforderlich ist, spatestens jedoch zehn Jahre nach Ablauf des Jahres der Erhebung. Mindestens alle zwei
Jahre ist zu prufen, ob die Kenntnis der Daten noch erforderlich ist. Abweichend von Satz 1 sind Daten Uber
fliegendes Personal, Personal der Flugfihrungsdienste, Operateure unbemannter Luftfahrzeugsysteme und
Taucher 30 Jahre zu speichern und dann zu léschen. Kdnnen durch die Léschung schutzwirdige Interessen des
Betroffenen beeintrachtigt werden, sind die Daten mit dessen Einwilligung weiter zu speichern.

(5) Die Verarbeitung von Gesundheitsdaten, biometrischen Daten und genetischen Daten ist zulassig

1. fur Zwecke der wissenschaftlichen oder historischen Forschung oder flr statistische Zwecke nach
Malgabe des § 27 des Bundesdatenschutzgesetzes sowie

2. aus zwingenden Grinden der Verteidigung nach MalBgabe des § 22 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d und
Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes.

§ 29b Datenverarbeitung durch und Dateniibermittlung an Feldjager

(1) Die Feldjager durfen Daten verarbeiten, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben im Rahmen der
Wahrnehmung des militarischen Ordnungsdienstes, des militarischen Verkehrsdienstes, von Sicherheitsaufgaben,
von Erhebungen und Ermittlungen im Rahmen des Verteidigungsauftrages, von Aufgaben des Heimat-, Raum- und
Objektschutzes oder von Gewahrsamsaufgaben erforderlich ist. Die personenbezogenen Daten sind grundsatzlich
offen und bei der betroffenen Person zu erheben. Sie kdnnen bei anderen 6ffentlichen oder bei nichtéffentlichen
Stellen erhoben werden, wenn die Erhebung bei der betroffenen Person nicht mdglich ist oder durch sie die
Erflllung der Aufgaben nach Satz 1 gefahrdet oder erheblich erschwert wirde.

(2) Soweit die Feldjager flir ihre Aufgaben personenbezogene Daten bei der betroffenen Person oder bei
nichtoffentlichen Stellen erheben, sind jene auf den Umfang einer Auskunftspflicht und auf die Rechtsgrundlage
der Datenerhebung hinzuweisen. Sofern eine Auskunftspflicht nicht besteht, ist auf die Freiwilligkeit der Auskunft
hinzuweisen.
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(3) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016,S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) durfen durch die Feldjager verarbeitet

werden:

1. Gesundheitsdaten von Soldaten und zivilen Angehdrigen der Bundeswehr zum Zweck

a)

der Aufnahme von Verkehrsunfallen, soweit dies flr Erhebungen hinsichtlich der Unfallursachen,
der Personalien der Unfallbeteiligten und zur Sicherung von Ansprichen des Dienstherrn gegen
Unfallbeteiligte erforderlich ist,

von FahrtUchtigkeitskontrollen von Kraftfahrern der Bundeswehr, soweit dies zur Erflllung der
Aufgabe des militérischen Verkehrsdienstes, die Verkehrssicherheit zu gewahrleisten, erforderlich
ist,

der Tatort-, Ereignisort- und Spurensicherung, soweit dies flr die Durchfiihrung von Erhebungen
und Ermittlungen im Rahmen des Verteidigungsauftrags erforderlich ist,

der Ingewahrsamnahme, soweit dies fur die Betreuung der in Gewahrsam genommenen Person,
zum Eigenschutz der mit der Ingewahrsamnahme betrauten Feldjager oder flr eine gerichtsfeste
Dokumentation der Ingewahrsamnahme erforderlich ist,

des Personen- und Begleitschutzes durch das durch eine entsprechende Spezialausbildung
befahigte Personenschutzpersonal, soweit dies fir die Betreuung der Schutzperson, zum
Eigenschutz der mit dem Personen- und Begleitschutz betrauten Feldjager oder flir eine
gerichtsfeste Dokumentation der Manahme erforderlich ist, sowie

der Nachforschung nach unerlaubt Abwesenden, soweit dies fir die Betreuung der gesuchten
Person und zum Eigenschutz der mit der Nachforschung betrauten Feldjager erforderlich ist,

2. biometrische Daten von Soldaten und Zivilpersonen zum Zweck

a)

b)

)

der Ingewahrsamnahme, soweit es erforderlich ist, um Personen eindeutig voneinander
unterscheiden und identifizieren zu kénnen,

der Tatort-, Ereignisort- und Spurensicherung sowie der Sicherstellung erkennungsdienstlicher
Kriterien in Aktenform, soweit dies zur gerichtsfesten Dokumentation des festgestellten
Sachverhalts erforderlich ist, und

der Nachforschung nach unerlaubt Abwesenden, soweit dies fiir die Identifizierung der gesuchten
Person und eine gerichtsfeste Dokumentation der Malnahme erforderlich ist, und

3. genetische Daten von Soldaten und Zivilpersonen zum Zweck der Tatort-, Ereignisort- und
Spurensicherung sowie der Sicherstellung erkennungsdienstlicher Kriterien in Aktenform, soweit dies im
Rahmen der Sachverhaltsaufklarung und gerichtsfesten Dokumentation erforderlich ist.

(4) Die Feldjager durfen folgende Kategorien von personenbezogenen Daten verarbeiten, soweit dies zum Zweck
der Durchfiihrung militarischer Evakuierungsoperationen, die von der Bundeswehr im Ausland durchgefiihrt oder
unterstutzt werden, erforderlich ist:

1. von Soldaten, zivilen Angehdrigen der Bundeswehr und Zivilpersonen aulerhalb der Bundeswehr:
a) Gesundheitsdaten,
b) biometrische Daten sowie
) genetische Daten und
2. von Zivilpersonen auBerhalb der Bundeswehr:
a) Angaben zu religiésen oder weltanschaulichen Uberzeugungen sowie
b) Angaben zu politischen Meinungen.

Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a diirfen nur verarbeitet werden, soweit dies flir die Betreuung

der betroffenen Personen oder zum Eigenschutz der Feldjager, die die Evakuierungsoperation durchfiihren,
erforderlich ist. Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c diirfen nur verarbeitet werden, soweit dies
erforderlich ist, um die betroffenen Personen eindeutig voneinander unterscheiden und identifizieren zu kénnen.
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Angaben nach Satz 1 Nummer 2 dirfen nur verarbeitet werden, soweit dies fir die Sicherheit der betroffenen
Personen und der Feldjager, die die Evakuierungsoperation durchfihren, zwingend erforderlich ist.

(5) Die Daten sind durch technische und organisatorische Manahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der
Verordnung (EU) 2016/679 vor unbefugter Einsichtnahme zu schiitzen. Fir die Verarbeitung von Daten nach den
Absatzen 3 und 4 gilt § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend.

§ 29¢ Gesundheitsakte

(1) Fir jeden Soldaten ist eine Gesundheitsakte zu fuhren. Die Gesundheitsakte besteht aus der
Gesundheitsgrundakte und aus fall- sowie fachrichtungsbezogenen Gesundheitsteilakten. Das Bundesministerium
der Verteidigung legt fest, welche Teile der Gesundheitsakte elektronisch zu fiihren sind. § 114 Absatz 2

des Bundesbeamtengesetzes gilt entsprechend. § 114 Absatz 3 des Bundesbeamtengesetzes ist auf die
Gesundheitsakte nicht anzuwenden.

(2) Die Gesundheitsakte ist eine Teilakte der Personalakte. Sie ist getrennt von der Ubrigen Personalakte

zu bearbeiten und aufzubewahren. Der Zugang ist auf das fachlich und fachaufsichtlich zustandige
Sanitatspersonal zu beschranken. § 107 des Bundesbeamtengesetzes ist nicht anzuwenden. § 110 Absatz 3 des
Bundesbeamtengesetzes ist auf die Gesundheitsakte mit der MaRgabe anzuwenden, dass der ausdriickliche oder
mutmaBliche Wille des Verstorbenen der Erteilung einer Auskunft an die Bevollmachtigten des Soldaten, an seine
Hinterbliebenen oder an deren Bevollmachtigte nicht entgegenstehen darf.

(3) Soweit fur laufende oder kiinftige Untersuchungen, Behandlungen oder Begutachtungen erforderlich, sind in
der Gesundheitsakte zu dokumentieren:

1. medizinische MaBnahmen und ihre Ergebnisse,
2. Therapien und ihre Wirkungen,
3. Eingriffe und ihre Wirkungen.

Alle Aufklarungen und Einwilligungen sind in der Gesundheitsakte zu dokumentieren, Arztbriefe stets
aufzunehmen.

(4) Die Dokumentation in der Gesundheitsakte hat in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit der
Untersuchung, Behandlung und Begutachtung zu erfolgen. Anderungen von Eintragungen sind so vorzunehmen,
dass die urspriingliche Eintragung erkennbar bleibt und zudem erkennbar ist, wann und von wem die Anderung
vorgenommen worden ist.

(5) Die wesentlichen Informationen zu Untersuchungen, Behandlungen und Begutachtungen, die in
Gesundheitsteilakten dokumentiert sind, sind auch in der Gesundheitsgrundakte zu dokumentieren.

(6) Nimmt der Soldat auf Veranlassung des Dienstherrn oder im Notfall Erbringer medizinischer Leistungen
auBerhalb der Bundeswehr in Anspruch, so dirfen die Leistungserbringer die von ihnen erhobenen
personenbezogenen Daten an die fir die Weiterbehandlung zustandige Stelle im Sanitatsdienst der Bundeswehr
und die fir die Abrechnung zustandige Stelle Gbermitteln. Die Gbermittelten Daten dirfen von der fir die
Weiterbehandlung zustandigen Stelle in der Gesundheitsakte gespeichert und von der fur die Abrechnung
zustandigen Stelle zur Abrechnung mit den Leistungserbringern verarbeitet werden.

§ 29d Personalaktenfiihrende Stelle

(1) Die Personalakte wird gefuhrt

1. far nach der Bundesbesoldungsordnung B besoldete oder entsprechend verwendete Soldaten und fur
frihere Generale und frihere Admirale im Bundesministerium der Verteidigung,

2. fur alle Ubrigen Soldaten im Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr und

3. fur frihere Soldaten mit Ausnahme der in Nummer 1 genannten bei dem fir die

Dienstleistungstberwachung und Wehriberwachung zustandigen Karrierecenter der Bundeswebhr.
Teilakten kénnen, ihrer Zweckbestimmung entsprechend, von anderen Stellen gefuhrt werden.

(2) Personalakten, die in einem Karrierecenter der Bundeswehr geflihrt werden, kénnen beim Bundesamt fir das
Personalmanagement der Bundeswehr aufbewahrt werden.

- Seite 21 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

(3) Die Gesundheitsgrundakte wird von der fur die truppenarztliche Versorgung des Soldaten zustandigen Stelle
des Sanitatsdienstes der Bundeswehr gefiihrt. Eine Gesundheitsteilakte wird von der Stelle des Sanitatsdienstes
der Bundeswehr gefihrt, die die jeweilige medizinische MaRnahme vornimmt.
(4) Das Institut fir Praventivmedizin der Bundeswehr fiihrt
1. die Gesundheitsgrundakte ab dem Ende des Wehrdienstverhaltnisses und
2. die Gesundheitsteilakten ab

a) dem flnften Jahr nach der letzten Eintragung,

b) dem Ende des Wehrdienstverhaltnisses oder

) der AuBerdienststellung der aktenflihrenden Sanitatseinrichtung,

je nachdem, welche Voraussetzung zuerst erfillt ist.

(5) Die Personalakte unanfechtbar anerkannter Kriegsdienstverweigerer ist bei Umwandlung des
Wehrdienstverhaltnisses in ein Zivildienstverhaltnis an das Bundesamt fur Familie und zivilgesellschaftliche
Aufgaben abzugeben. Aus der Gesundheitsakte sind jedoch nur diejenigen Teile abzugeben, die die kdrperliche
Eignung betreffen.

§ 29e Aufbewahrung von Personalakten

(1) Die Personalakte ist, sofern nicht besondere Aufbewahrungsfristen gesetzlich festgelegt sind, aufzubewahren
1. bei frheren Berufssoldaten bis zum Ende des Jahres, in dem sie das 70. Lebensjahr vollendet haben,

bei den Ubrigen Reservisten bis zum Ende des Jahres, in dem sie das 65. Lebensjahr vollendet haben,
3. bei friheren Soldaten, die

a) nicht mehr dienstfahig sind,

b) nicht mehr wehrdienstfahig sind, sofern keine Dienstleistung nach dem Soldatengesetz in Betracht
kommt,

) vom Wehrdienst ausgeschlossen oder befreit worden sind,

d) aus anderen als aus Altersgriinden aus der Dienstleistungspflicht oder der Wehrpflicht
ausgeschieden sind oder

e) verstorben sind,
bis zum Ablauf von funf Jahren nach Eintritt des Ereignisses oder Zustands.

(2) Gesundheitsakten friherer Soldaten sind bis zur Vollendung des 90. Lebensjahres aufzubewahren und danach
zu vernichten.

§ 29f Befugtes Offenbaren von Privatgeheimnissen

Werden Privatgeheimnisse, die zugleich Daten im Sinne des § 29c Absatz 3 oder Absatz 6 sind, auf der Grundlage
von § 29a Absatz 1 bis 4 oder der §§ 29b bis 29e weitergegeben, so handelt derjenige, der sie weitergibt, auch
nicht unbefugt im Sinne des § 203 des Strafgesetzbuchs.

§ 30 Geld- und Sachbeziige, Versorgung

(1) Der Soldat hat Anspruch auf Geld- und Sachbezlge, Versorgung, Reise- und Umzugskostenvergutung nach
MaRgabe besonderer Gesetze. Zu den Sachbezligen gehért auch die unentgeltliche truppenarztliche Versorgung.
Die Weiterfihrung der sozialen Krankenversicherung fir seine Angehdrigen, die Arbeitslosenversicherung und
Versicherung in den gesetzlichen Rentenversicherungen werden gesetzlich geregelt.

(1a) Im Falle eines dienstlichen Bedirfnisses kann die oberste Dienstbehérde im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen festlegen, dass Uber die MaBgaben der besonderen Gesetze zu Reise- und
Umzugskostenverglitung hinaus

1. aus personalwirtschaftlichen Griinden bei Rickversetzung vom Ausland in das Inland mit Zusage
der Umzugskostenvergutung die Gewahrung von Trennungsgeld in entsprechender Anwendung der
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Trennungsgeldverordnung fur die Dauer von acht Jahren zuldssig ist, wenn der Umzug des Soldaten nicht
an den Dienstort oder dessen Einzugsgebiet erfolgt, sowie

2. Trennungsgeld Uber den Zeitraum des § 12 Absatz 4 Satz 1 des Bundesumzugskostengesetzes hinaus
gewahrt werden kann.

(2) Anwarter fir die Laufbahn der Offiziere des Sanitatsdienstes (Sanitatsoffizieranwarter), die unter
Wegfall der Geld- und Sachbeziige zum Studium beurlaubt sind, erhalten unentgeltliche truppenarztliche
Versorgung, ein Ausbildungsgeld (Grundbetrag, Familienzuschlag) sowie Einmalzahlungen im Rahmen

von Besoldungsanpassungen nach dem Bundesbesoldungsgesetz und haben Anspruch auf Erstattung der
auf Grundlage der jeweiligen Landesgesetzgebung erhobenen Studienbeitrdge oder Studiengebuhren.

Die HGhe des Ausbildungsgeldes wird durch Rechtsverordnung unter Bertcksichtigung der Dienstbeziige
derjenigen Dienstgrade festgesetzt, die die Sanitatsoffizieranwarter wahrend ihrer Ausbildung durchlaufen.
Die Rechtsverordnung regelt ferner das Nahere Uber die Gewahrung des Ausbildungsgeldes sowie Uber die
Anrechnung von Einklnften aus einer mit der Ausbildung zusammenhangenden Tatigkeit.

(3) Die §§ 76, 84a und 96 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes gelten entsprechend.

(4) Den Soldaten kann bei Dienstjubilden eine Jubildumszuwendung gewahrt werden. Das Nahere regelt eine
Rechtsverordnung.

(5) Soldatinnen haben Anspruch auf Mutterschutz. Die Einzelheiten werden durch Rechtsverordnung geregelt.
Dabei ist sicherzustellen, dass Soldatinnen hinsichtlich Inhalt, Art und Umfang der Schutz gewahrleistet wird, wie
er durch das Mutterschutzgesetz vorgesehen ist. Abweichungen sind nur insoweit zulassig, als sie mit Rlcksicht
auf die Eigenart des militarischen Dienstes erforderlich sind. Eine angemessene Kontrolle und Uberwachung der
Einhaltung der dem Gesundheitsschutz dienenden mutterschutzrechtlichen Vorschriften ist vorzusehen.

(6) Der Dienstherr ermdglicht dem Soldaten die unentgeltliche Beférderung in 6ffentlichen Eisenbahnen, wenn
der Soldat wahrend der Beférderung Uniform tragt. Eine Rechtsverordnung bestimmt das Nahere Uber die
Voraussetzungen und weitere Ausgestaltung des Anspruches.

§ 30a Teilzeitbeschaftigung, Familienpflegezeit und Pflegezeit

(1) Einem Soldaten kann auf Antrag Teilzeitbeschaftigung im Umfang von mindestens der Halfte der
regelmaRigen Arbeitszeit nach § 30c Absatz 1 und bis zur jeweils beantragten Dauer, langstens fiir zwdlf Jahre
bewilligt werden, soweit dienstliche Griinde nicht entgegenstehen. Die Teilzeitbeschaftigung soll bewilligt werden,
wenn er mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen pflegebedurftigen sonstigen Angehdrigen tatsachlich
betreut oder pflegt und zwingende dienstliche Griinde nicht entgegenstehen. Zur Vermeidung unbilliger Harten
kann Teilzeitbeschaftigung bewilligt werden

1. Uber eine Dauer von zwdlf Jahren hinaus und
2. im Umfang von weniger als der Halfte der regelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit.

Die Pflegebedurftigkeit ist nachzuweisen durch ein arztliches Gutachten oder durch eine Bescheinigung

der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder durch eine entsprechende
Bescheinigung einer privaten Pflegeversicherung. Soweit Anspruch auf Elternzeit nach § 28 Absatz 7 besteht,
kann anstelle von Elternzeit eine Teilzeitbeschaftigung auch im Umfang von weniger als der Halfte der
regelmaBigen Arbeitszeit bewilligt werden. Der Anspruch auf Elternzeit vermindert sich um die Zeit, in der diese
Teilzeitbeschaftigung in Anspruch genommen wird.

(2) Uber den Antrag entscheidet das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm beauftragte Stelle. Die
Ablehnung von Antragen ist im Einzelnen zu begrinden. Einem Antrag darf nur entsprochen werden, wenn der
Soldat sich verpflichtet, wahrend des Bewilligungszeitraumes Nebentatigkeiten nur in dem Umfang einzugehen, in
dem nach § 20 den in Vollzeit beschaftigten Soldaten die Ausibung von Nebentatigkeiten gestattet ist. Es durfen
nur solche Nebentatigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck der Teilzeitbewilligung nicht zuwiderlaufen. Wird
die Verpflichtung nach Satz 3 schuldhaft verletzt, soll die Bewilligung widerrufen werden.

(3) Die zustandige Stelle kann auch nachtraglich die Dauer der Teilzeitbeschaftigung beschranken, den
Umfang der zu leistenden Arbeitszeit erhéhen oder deren Bewilligung widerrufen, soweit zwingende dienstliche
Griinde dies erfordern. Sie soll den Ubergang zur Vollzeitbeschaftigung zulassen, wenn dem Soldaten die
Teilzeitbeschaftigung nicht mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
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(4) Bemessungsgrundlage fur die Arbeitszeit im Sinne von § 6 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes ist bei
teilzeitbeschaftigten Soldaten die regelmaRige Arbeitszeit gemal § 30c Absatz 1.

(5) Das Nahere zur Teilzeitbeschaftigung der Soldaten wird in einer Rechtsverordnung geregelt. In der
Rechtsverordnung werden die Wehrdienstarten bestimmt, bei denen Teilzeitbeschaftigung zulassig ist. Dort
kénnen auch bestimmte Verwendungen und Truppenteile festgelegt werden, in denen eine Teilzeitbeschaftigung
nicht moglich ist. Des Weiteren kann darin, aulRer in den Fallen des Absatzes 1 Satz 4, vor der erstmaligen
Bewilligung von Teilzeitbeschaftigung eine Mindestdienstzeit von héchstens vier Jahren gefordert werden.

(6) Abweichend von Absatz 1 wird einem Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit in entsprechender Anwendung
des § 92a des Bundesbeamtengesetzes Teilzeitbeschaftigung als Familienpflegezeit mit Vorschuss bewilligt. Die
Absatze 2 bis 5 gelten entsprechend.

(7) Einem Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit wird in entsprechender Anwendung des § 92b des
Bundesbeamtengesetzes

1. abweichend von Absatz 1 Teilzeitbeschaftigung oder
2. Urlaub unter Wegfall der Geld- und Sachbeziige mit Ausnahme der unentgeltlichen truppenarztlichen
Versorgung

als Pflegezeit mit Vorschuss bewilligt. Im Ubrigen gelten fiir die Bewilligung von Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1
Nummer 1 die Absatze 2 bis 5 entsprechend.

§ 30b Zusammentreffen von Urlaub und Teilzeitbeschaftigung

Urlaube nach § 28 Absatz 5 und den §§ 28a und 30a Absatz 7 sowie Zeiten einer Teilzeitbeschaftigung nach § 30a
durfen zusammen eine Dauer von 15 Jahren nicht Gberschreiten. Diese Hochstdauer gilt nicht in den Fallen des §
30a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1.

§ 30c Arbeitszeit

(1) Die regelmaBige wochentliche Arbeitszeit von Soldaten, die im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung verwendet werden, betragt grundsatzlich 41 Stunden. Ausnahmen sind zuldssig fur Fuhrungskrafte
vom Dienstgrad Brigadegeneral oder von vergleichbaren Dienstgraden an aufwarts. Fir Soldaten, die auBerhalb
des Geschaftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung verwendet werden, gilt das fur die aufnehmende
Stelle geltende Arbeitszeitrecht. Ist der Rechtstrager der aufnehmenden Stelle dienstherrenfahig, gilt das fur
dessen Beamte geltende Arbeitszeitrecht entsprechend.

(2) Der Soldat ist verpflichtet, Uber die regelmaRige wdchentliche Arbeitszeit hinaus militédrischen Dienst

zu leisten, soweit die Besonderheiten dieses Dienstes es erfordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmen
beschrankt. Wird er durch eine dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrarbeit mehr als finf Stunden im
Monat Uber die regelmaliige Arbeitszeit hinaus beansprucht, so ist ihm fur diese Mehrarbeit innerhalb einer
Ausschlussfrist von einem Jahr entsprechende Dienstbefreiung zu gewahren. Fir Soldaten in den Streitkraften
kann die Ausschlussfrist auf sechs Monate verkdirzt werden. Der Dienstherr kann die Dienstbefreiung einseitig
anordnen. Eine Dienstbefreiung wird nicht gewahrt, soweit sie aus zwingenden dienstlichen Grinden nicht
maoglich ist.

(3) Bei Bereitschaftsdienst kann die regelmaliige Arbeitszeit entsprechend den dienstlichen Beddrfnissen
angemessen verlangert werden. In kurativen Sanitatseinrichtungen der Bundeswehr kann die Arbeitszeit auf bis
zu 54 Stunden im Siebentageszeitraum verlangert werden, wenn

1. hierflr ein zwingendes dienstliches Bedrfnis besteht,
2. der Soldat sich hierzu schriftlich oder elektronisch bereit erklart und
3. die allgemeinen Grundsatze der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes beachtet werden.

(4) Die Absatze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden bei Tatigkeiten im Rahmen von

1. Einsatzen, einschliellich der unmittelbaren Vorbereitung, sowie anderen Tatigkeiten der Streitkrafte, bei
denen militarspezifische Besonderheiten der Anwendung der Absatze 1 bis 3 zwingend entgegenstehen,
insbesondere

a) im Rahmen mandatierter Auslandseinsatze,
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b) zur Landesverteidigung, im Spannungsfall oder im Rahmen des inneren Notstandes,

c) im Rahmen nationaler Krisenvorsorge,

d) zur Bundnisverteidigung im Rahmen der Organisation des Nordatlantikvertrages,

e) zur Beteiligung an militarischen Aufgaben im Rahmen der Vereinten Nationen, der Organisation
des Nordatlantikvertrages oder der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der
Europaischen Union,

f) im Rahmen der nuklearen Teilhabe und

g) zur Sicherung des deutschen Luftraums und des Luftraums des Gebietes der Organisation des
Nordatlantikvertrages,

2. Amtshilfe bei Naturkatastrophen oder besonders schweren Unglicksfallen und im Rahmen der
dringenden Eilhilfe, humanitarer Hilfsdienste und Hilfeleistungen nach § 2 Absatz 2 Satz 3 des
Parlamentsbeteiligungsgesetzes,

mehrtagigen Seefahrten,

Alarmierungen und Zusammenziehungen sowie einsatzbezogenen Operationsplanungen und militérischen
Ausbildungen zur Vorbereitung von Einsatzen und Verwendungen in den Fallen der Nummern 1 und 2,

5. mehrtagigen Ubungs- und Ausbildungsvorhaben zur Herstellung und Aufrechterhaltung der
Einsatzbereitschaft der Streitkrafte, insbesondere fir MaBhahmen nach den Nummern 1 und 2,

6. Ubungs- und Ausbildungsvorhaben der Spezialkrafte der Bundeswehr sowie

auBergewdhnlichen Situationen, die spezifische Tatigkeiten der Streitkrafte zum Schutz des Lebens, der
Gesundheit, der Sicherheit der Bevolkerung oder des Allgemeinwohls sowie zur Abwehr schwerwiegender
kollektiver Gefahren erfordern.

(5) Eine Rechtsverordnung bestimmt fur im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
verwendete Soldaten das Naéhere

1. zur Regelung der Arbeitszeit, insbesondere

a) zu ihrer Dauer,

O

zu Méglichkeiten ihrer flexiblen Ausgestaltung,

(@)

)
) zur Kontrolle ihrer Einhaltung und
)

[oX

zum Zeitausgleich, sowie

2. zur Gewahrleistung eines bestmadglichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes bei den Tatigkeiten nach
Absatz 4.

Eine Kontrolle der Einhaltung der Arbeitszeit mittels automatisierter Datenverarbeitungssysteme ist zulassig,
soweit diese Systeme eine Mitwirkung des Soldaten erfordern. Die erhobenen Daten durfen nur fiir Zwecke der
Arbeitszeitkontrolle, der Wahrung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften und des gezielten Personaleinsatzes
verwendet werden, soweit dies zur Aufgabenwahrnehmung der jeweils zustandigen Stelle erforderlich ist. In

der Rechtsverordnung sind Léschfristen fiir die erhobenen Daten vorzusehen. Die Rechtsverordnung kann die
Erprobung innovativer und flexibler Arbeitszeitmodelle mit Langzeitkonten gestatten und hierbei vorsehen, dass
Erholungsurlaub auf Antrag einem Langzeitkonto gutgeschrieben werden darf. Die Rechtsverordnung kann auch
das Ermessen bindende Vorgaben zur Bewilligung von Urlaub im Zusammenhang mit den Tatigkeiten nach Absatz
4 vorsehen.

(6) Soldaten, die im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung bei militarischen Stellen
verwendet werden, in denen Teile von Streitkraften mehrerer Staaten zusammengeschlossen sind, kénnen
durch Rechtsverordnung von der Anwendung der Absatze 1 bis 3 und der Rechtsverordnung nach Absatz 5
ausgenommen werden.

§ 30d Hochstzulassige Arbeitszeit bei bestimmten Tatigkeiten

(1) Die hochstzulassige wochentliche Arbeitszeit in einem Zeitraum von zwdlf Monaten kann durch
Rechtsverordnung langstens bis zum 31. Dezember 2030 von 48 auf 54 Stunden angehoben werden,

1. soweit Soldaten eine der folgenden Tatigkeiten ausiben:
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a) als fliegende Besatzung zur Uberwachung des nationalen Luftraums,
b) als fliegende Besatzung im maritimen Such- oder Rettungsdienst oder

C) als Schiffsbesatzung zur betriebstechnischen Uberwachung seegehender Einheiten wahrend
Aufenthalten im Heimathafen, im Marinearsenal oder in Werften, und

2. soweit die Tatigkeiten nach Nummer 1 andernfalls nicht im erforderlichen Umfang ausgelbt werden
kénnen.

Sobald die Voraussetzungen fiir eine Anhebung nach Satz 1 nicht mehr erfllt sind, ist die Rechtsverordnung
aufzuheben. § 30c Absatz 1 bis 3 bleibt unberihrt.

(2) Fir Soldaten, deren Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 1 angehoben ist, bestimmt eine Rechtsverordnung das
Nahere zur Gewahrleistung eines bestmdglichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

§ 31 Fursorge

(1) Der Bund hat im Rahmen des Dienst- und Treueverhaltnisses fir das Wohl des Berufssoldaten und des
Soldaten auf Zeit sowie ihrer Familien, auch fur die Zeit nach Beendigung des Dienstverhaltnisses, zu sorgen.

Er hat auch fir das Wohl des Soldaten zu sorgen, der freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder Wehrdienst nach
MaRgabe des Vierten oder Funften Abschnittes oder des Wehrpflichtgesetzes leistet; die Flrsorge fur die Familie
des Soldaten wahrend des Wehrdienstes und seine Eingliederung in das Berufsleben nach dem Ausscheiden aus
dem Wehrdienst werden gesetzlich geregelt.

(2) § 80 des Bundesheamtengesetzes und die Bundesbeihilfeverordnung sind entsprechend anzuwenden auf

1. Soldatinnen und Soldaten, die Anspruch auf Dienstbeziige oder Ausbildungsgeld haben oder Elternzeit in
Anspruch nehmen, und

2. Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger mit Anspruch auf Versorgungsbezlige
nach Teil 2 Abschnitt 2 des Soldatenversorgungsgesetzes oder nach § 58 oder § 59 des
Soldatenversorgungsgesetzes.

(3) Auf Soldaten, die sich in Betreuungsurlaub nach § 28 Abs. 5 befinden, ist § 92 Abs. 5 des
Bundesbeamtengesetzes entsprechend anzuwenden.

(4) Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen von Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, denen auf Grund von § 69a
des Bundesbesoldungsgesetzes unentgeltliche truppenarztliche Versorgung zusteht.

(5) Beihilfe wird nicht gewahrt

1. Soldaten, solange sie sich in einer Eignungstbung befinden, es sei denn, dass sie ohne Einberufung zur
Eignungsubung im 6ffentlichen Dienst beihilfeberechtigt waren, und

2. Versorgungsempfangern fur die Dauer einer Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst, durch die eine
Beihilfeberechtigung auf Grund beamtenrechtlicher Vorschriften begriindet wird.

(6) Beim Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigungen schlieBt eine Beihilfeberechtigung auf Grund eines
neuen Versorgungsbezuges die Beihilfeberechtigung aufgrund fritherer Versorgungsbeziige aus.

(7) Abweichend von Absatz 5 Nr. 1 sind von Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die nach der Eignungstbung
in das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit berufen worden sind, auch die wahrend der
Eignungslbung entstandenen Aufwendungen beihilfefahig.

(8) In einer Rechtsverordnung kann vorgesehen werden, Soldaten mit Familien- oder Pflegeaufgaben im Sinne
des § 3 Absatz 6 und 7 des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes die Kosten fiir eine Familien- und
Haushaltshilfe zu erstatten, die durch Verwendungen im Ausland zusatzlich entstehen, unabdingbar sind und eine
Erstattung nach anderen Rechtsgrundlagen nicht méglich ist.

(9) In einer Rechtsverordnung kann vorgesehen werden, dass die Kosten fiir die Bestattung eines Soldaten in
einem Ehrengrab der Bundeswehr erstattet werden.

§ 31a Zahlung durch den Dienstherrn bei Schmerzensgeldanspriichen
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(1) Hat ein Soldat wegen einer vorsatzlichen Verletzung des Kérpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der
sexuellen Selbstbestimmung, die ihm wegen seiner Eigenschaft als Soldat zugeflugt worden ist, einen durch

ein rechtskraftiges Endurteil eines deutschen Gerichts festgestellten Anspruch auf Schmerzensgeld gegen

einen Dritten, so soll der Dienstherr auf Antrag die Zahlung auf diesen Anspruch bis zur Héhe des zuerkannten
Schmerzensgeldanspruchs Gbernehmen, sofern dies zur Vermeidung einer unbilligen Harte notwendig ist. Der
rechtskraftigen Feststellung steht ein nicht oder nicht mehr widerruflicher Vergleich nach § 794 Absatz 1 Nummer
1 der Zivilprozessordnung gleich, wenn er der H6he nach angemessen ist.

(2) Eine unbillige Harte liegt insbesondere vor, wenn ein Versuch der Vollstreckung in das Vermdgen nicht zu
einer vollstandigen Befriedigung des Soldaten gefuhrt hat, sofern der Betrag, hinsichtlich dessen der Soldat nicht
befriedigt wurde, mindestens 250 Euro erreicht.

(3) Der Dienstherr kann die Zahlung nach Absatz 1 ablehnen, wenn auf Grund desselben Sachverhalts eine
einmalige Unfallentschadigung (§ 84 des Soldatenversorgungsgesetzes) oder ein Ausgleich flr gesundheitliche
Schadigungsfolgen nach dem Soldatenentschadigungsgesetz gezahlt wird.

(4) Der Antrag nach Absatz 1 kann innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach Rechtskraft des Urteils
nach Absatz 1 Satz 1 oder nach Eintritt der Unwiderruflichkeit des Vergleichs nach Absatz 1 Satz 2 schriftlich
oder elektronisch gestellt werden. Dem Antrag ist ein Nachweis des Vollstreckungsversuches beizufligen. Die
Entscheidung trifft das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm zu bestimmende Stelle. Fur
Versorgungsempfanger ist die fur die Zahlung der Versorgungsbezlige verantwortliche Stelle zustandig. Soweit
der Dienstherr die Zahlung {ibernommen hat, gehen Anspriiche gegen Dritte auf ihn (iber. Der Ubergang der
Anspruche kann nicht zum Nachteil der oder des Geschadigten geltend gemacht werden.

(5) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Schmerzensgeldanspriche, die im Wege des Urkundenprozesses nach den
§§ 592 bis 600 der Zivilprozessordnung festgestellt worden sind.

§ 32 Dienstzeitbescheinigung und Dienstzeugnis

(1) Der Soldat erhalt nach Beendigung seines Wehrdienstes eine Dienstzeitbescheinigung. Auf Antrag ist ihm bei
einer Dienstzeit von mindestens vier Wochen von seinem nachsten Disziplinarvorgesetzten ein Dienstzeugnis zu
erteilen, das Uber die Art und Dauer der wesentlichen von ihm bekleideten Dienststellungen, Uber seine Flihrung,
seine Tatigkeit und seine Leistung im Dienst Auskunft gibt. Das Bundesministerium der Verteidigung kann die
Zustandigkeit nach Satz 2 anders bestimmen.

(2) Der Soldat kann eine angemessene Zeit vor dem Ende des Wehrdienstes ein vorlaufiges Dienstzeugnis
beantragen.

§ 33 Staatsbiirgerlicher und volkerrechtlicher Unterricht

(1) Die Soldaten erhalten staatsbirgerlichen und vélkerrechtlichen Unterricht. Der flir den Unterricht
verantwortliche Vorgesetzte darf die Behandlung politischer Fragen nicht auf die Darlegung einer einseitigen
Meinung beschranken. Das Gesamtbild des Unterrichts ist so zu gestalten, dass die Soldaten nicht zu Gunsten
oder zu Ungunsten einer bestimmten politischen Richtung beeinflusst werden.

(2) Die Soldaten sind Uber ihre staatsburgerlichen und vélkerrechtlichen Pflichten und Rechte im Frieden und im
Krieg zu unterrichten.

§ 34 Beschwerde

Der Soldat hat das Recht, sich zu beschweren. Das Nahere regelt die Wehrbeschwerdeordnung.
§ 35 Beteiligungsrechte der Soldaten

Die Beteiligung der Soldaten regelt das Soldatenbeteiligungsgesetz.

§ 35a Beteiligung an der Gestaltung des Dienstrechts

Fir die Beteiligung bei der Gestaltung des Dienstrechts der Soldaten gilt § 118 des Bundesbeamtengesetzes
sinngemakg.

§ 36 Seelsorge
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Der Soldat hat einen Anspruch auf Seelsorge und ungestoérte Religionsaustbung. Die Teilnahme am Gottesdienst
ist freiwillig.

Zweiter Abschnitt
Rechtsstellung der Berufssoldaten und der Soldaten auf Zeit

1.
Begriindung des Dienstverhaltnisses

§ 37 Voraussetzung der Berufung

(1) In das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit darf nur berufen werden, wer

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist,

2. Gewahr daflr bietet, dass er jederzeit fur die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes eintritt,

3. die charakterliche, geistige und kérperliche Eignung besitzt, die zur Erflllung seiner Aufgaben als Soldat
erforderlich ist,

4, keine unveranderlichen Merkmale des Erscheinungsbilds aufweist, die mit den Vorgaben der

Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 4 nicht vereinbar sind.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in Einzelfallen Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 zulassen, wenn
daflir ein dienstliches BedUrfnis besteht.

(3) Flr Personen, deren erstmalige Berufung in ein Dienstverhaltnis als Berufssoldat oder Soldat auf
Zeit beabsichtigt ist, ist eine einfache Sicherheitsliberpriifung nach dem Sicherheitsiiberprifungsgesetz
durchzufthren.

§ 38 Hindernisse der Berufung

(1) In das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit darf nicht berufen werden, wer

1. durch ein deutsches Gericht wegen eines Verbrechens zu Freiheitsstrafe von mindestens einem
Jahr oder wegen einer vorsatzlichen Tat, die nach den Vorschriften tber Friedensverrat, Hochverrat,
Gefahrdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat, Gefahrdung der auBeren Sicherheit
oder Volksverhetzung strafbar ist, zu Freiheitsstrafe verurteilt ist,

2. infolge Richterspruchs die Fahigkeit zur Bekleidung éffentlicher Amter nicht besitzt,

3. einer MafRregel der Besserung und Sicherung nach den §§ 64, 66, 66a oder § 66b des Strafgesetzbuches
oder der Sicherungsverwahrung nach Bestimmungen des § 7 oder des § 106 des Jugendgerichtsgesetzes
unterworfen ist, solange die MaRregel nicht erledigt ist.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in Einzelfallen Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 zulassen.

§ 39 Begrundung des Dienstverhaltnisses eines Berufssoldaten

In das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten kénnen berufen werden
1. Unteroffiziere, Feldwebelanwarter jedoch erst mit der Beférderung zum Feldwebel,

2. Offizieranwarter nach Abschluss des fur ihre Laufbahn vorgesehenen Ausbildungsganges mit der
Beférderung zum Leutnant, Geoinformationsoffizieranwarter nach Abschluss des flr ihre Laufbahn
vorgesehenen Ausbildungsganges mit der Beférderung zum Oberleutnant, Sanitatsoffizieranwarter mit
der Beférderung zum Stabsarzt, Stabsveterinar, Stabsapotheker und Militarmusikoffizieranwarter mit der
Beférderung zum Hauptmann,

Offiziere auf Zeit,

Offiziere der Reserve.

§ 40 Begrundung des Dienstverhaltnisses eines Soldaten auf Zeit
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(1) Die Berufung in ein Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit ist langstens bis zu einer Dienstzeit von 25 Jahren
zulassig, jedoch nicht Gber das 62. Lebensjahr hinaus. Fur Offiziere in den Laufbahnen des Sanitatsdienstes,
des Militarmusikdienstes und des Geoinformationsdienstes der Bundeswehr bildet die Vollendung des 65.
Lebensjahres die Altersgrenze fir ein Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit. Wenn dringende dienstliche

Griinde dies im Einzelfall erfordern, ist eine Berufung auch im Ubrigen (iber die Altersgrenze des Satzes 1
hinaus zulassig, langstens bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres. In den Laufbahnen der Mannschaften

des Sanitatsdienstes, der Fachunteroffiziere des Sanitatsdienstes, der Feldwebel des Sanitatsdienstes, der
Offiziere des Sanitatsdienstes sowie in den sanitatsdienstlichen Werdegangen in der Laufbahn der Offiziere
des militarfachlichen Dienstes ist die Berufung in ein Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit langstens bis zu einer
Dienstzeit von 30 Jahren zulassig.

(2) Die Dauer der Berufung kann auf Grund freiwilliger Weiterverpflichtung innerhalb der Grenzen des Absatzes 1
verlangert werden.

(3) Die Dauer der Berufung eines Soldaten, der Inhaber eines Eingliederungsscheins (§ 13 Absatz 1 Nummer 1 des
Soldatenversorgungsgesetzes) ist, verlangert sich ohne die Beschrankungen des Absatzes 1 bis zur Ernennung
zum Beamten, langstens jedoch um eineinhalb Jahre.

(4) Die Dauer der Berufung eines Soldaten, dessen militarische Ausbildung vor dem Beginn einer Elternzeit nach
§ 28 Absatz 7 bereits mehr als sechs Monate mit einem Studium oder einer Fachausbildung verbunden ist oder
war, verlangert sich ohne die Beschrankungen des Absatzes 1 um die Dauer der Elternzeit. Gleiches gilt fur
einen Soldaten, der eine Teilzeitbeschaftigung nach § 30a in Anspruch genommen hat; die Dauer der Berufung
verlangert sich um die Differenz der Teilzeitbeschaftigung zur Vollzeitbeschaftigung.

(5) Ist ein Soldat auf Zeit wahrend einer besonderen Auslandsverwendung zum Zeitpunkt des Ablaufs seiner
Dienstzeit wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhangenden
Grinden, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, verlangert sich die Dauer
der Berufung ohne die Beschrankungen des Absatzes 1 bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustands
folgenden Monats. Dies gilt auch bei anderen Verwendungen im Ausland mit vergleichbarer Gefahrdungslage.

(6) In die Dienstzeit wird der Wehrdienst eingerechnet, der in der Bundeswehr bis zur Berufung in das
Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit geleistet worden ist.

(7) Die Dienstzeit eines Soldaten auf Zeit kann auf dessen Antrag verklrzt werden, wenn dies im dienstlichen
Interesse liegt. Die verkurzte Dienstzeit soll die zur Durchfiihrung der Berufsférderung notwendige Zeit der
Freistellung vom militarischen Dienst umfassen.

(8) Auch ohne Antrag nach Absatz 7 Satz 1 kann bestimmt werden, dass sich die Dienstzeit nicht nach Absatz 4
Satz 1 verlangert, wenn an der Verldangerung ausnahmsweise kein dienstliches Interesse besteht. Die Absicht, von
dieser Méglichkeit Gebrauch zu machen, soll bereits im Rahmen der Bearbeitung eines Antrages auf Bewilligung
der Elternzeit eréffnet werden. Die Entscheidung ist spatestens mit der Bewilligung der Elternzeit zu treffen.
Absatz 7 bleibt im Ubrigen unberiihrt.

§ 41 Form der Begriindung und der Umwandlung
(1) Die Begrundung des Dienstverhaltnisses und seine Umwandlung erfolgen durch Aushandigung einer
Ernennungsurkunde. In der Urkunde missen enthalten sein

1. bei der Begriindung die Worte "unter Berufung in das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten" oder "unter
Berufung in das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit",

2. bei der Umwandlung die die Art des Dienstverhaltnisses bestimmenden Worte nach Nummer 1.
An Stelle der Worte "unter Berufung" kénnen die Worte "ich berufe" verwendet werden.

(2) Die Begrundung und die Umwandlung werden mit dem Tag der Aushandigung der Ernennungsurkunde
wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdricklich ein spaterer Tag bestimmt ist.

(3) Wird bei der Berufung in das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit ein spaterer Tag als der Tag der
Aushandigung der Urkunde flir das Wirksamwerden der Ernennung bestimmt, so hat der Soldat an diesem Tag
seinen Dienst anzutreten. Die Ernennung ist vor ihrem Wirksamwerden zuriickzunehmen, wenn sich herausstellt,
dass die Berufung in das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit nach § 37 Abs. 1 und § 38 unzuldssig ist.
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(4) Die Ernennungen mehrerer Soldaten kénnen in einer Urkunde verfigt werden. An die Stelle der Aushandigung
der Ernennungsurkunde tritt die Aushandigung einer Ausfertigung des Teils der Urkunde, der sich auf den
Soldaten bezieht.

(5) Entspricht die Urkunde nicht der in Absatz 1 Satz 2 oder 3 vorgeschriebenen Form, gilt die Ernennung als
von Anfang an in der beabsichtigten Form wirksam, wenn aus der Urkunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig
hervorgeht, dass die nach § 4 Abs. 2 flr die Ernennung zustandige Stelle ein bestimmtes Soldatenverhaltnis
begrinden oder ein bestehendes Soldatenverhaltnis in ein solches anderer Art umwandeln wollte, fur das die
sonstigen Voraussetzungen vorliegen.

2.
Beforderung

§ 42 Form der Beforderung

(1) Die Beférderung eines Berufssoldaten und eines Soldaten auf Zeit wird in einer Ernennungsurkunde verfugt,
in der die Bezeichnung des héheren Dienstgrades enthalten sein muss. Die Beférderungen mehrerer Soldaten
kénnen in einer Urkunde verflgt werden.

(2) Die Beforderung zu einem Mannschaftsdienstgrad, die Beférderung eines Offizieranwarters,
Sanitatsoffizieranwarters, Militdrmusikoffizieranwarters oder Geoinformationsoffizieranwarters zu

einem Unteroffizierdienstgrad und die Beférderung eines Feldwebelanwarters zum Unteroffizier und
Stabsunteroffizier werden mit der dienstlichen Bekanntgabe an den zu Ernennenden, jedoch nicht vor dem in der
Ernennungsurkunde bestimmten Tag wirksam. Dem Soldaten ist der Tag der dienstlichen Bekanntgabe seiner
Befdrderung zu bescheinigen.

(3) Fur die Beférderung durch Aushandigung einer Urkunde gilt § 41 Abs. 2 und, wenn die Beférderung mehrerer
Soldaten in einer Urkunde verflgt wird, § 41 Abs. 4 Satz 2 entsprechend. In Ausnahmefallen, insbesondere bei
Aufenthalt des zu Beférdernden auBerhalb des Bundesgebietes, kann die ernennende Stelle die dienstliche
Bekanntgabe der Beférderung anordnen. Insoweit gilt Absatz 2 entsprechend mit der MaRgabe, dass dem
Soldaten die Urkunde oder die Ausfertigung alsbald auszuhandigen ist.

3.
Beendigung des Dienstverhaltnisses

a)
Beendigung des Dienstverhaltnisses eines Berufssoldaten

§ 43 Beendigungsgrinde

(1) Das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten endet durch Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand nach
MaBgabe der Vorschriften Uber die rechtliche Stellung der Berufssoldaten im Ruhestand.

(2) Das Dienstverhaltnis endet ferner durch

1 Umwandlung,

2 Entlassung,

3. Verlust der Rechtsstellung eines Berufssoldaten oder

4 Entfernung aus dem Dienstverhaltnis durch Urteil in einem gerichtlichen Disziplinarverfahren.

§ 44 Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand

(1) Ein Berufssoldat tritt in den Ruhestand mit Ablauf des Monats, in dem er die nach § 45 Abs. 1 festgesetzte
allgemeine Altersgrenze erreicht hat. Der Eintritt in den Ruhestand kann aus dienstlichen Grinden bis zum Ablauf
des 31. Marz oder 30. September, der dem Erreichen der allgemeinen Altersgrenze folgt, hinausgeschoben
werden. Wenn dringende dienstliche Grinde im Einzelfall die FortfiUhrung des Dienstes erfordern, kann das
Bundesministerium der Verteidigung oder eine von ihm beauftragte Stelle den Eintritt in den Ruhestand
hinausschieben, jedoch flr nicht mehr als drei Jahre. Der Eintritt in den Ruhestand kann auf Antrag des
Berufssoldaten um bis zu einem Jahr hinausgeschoben werden, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt.

Der Antrag soll spatestens drei Jahre vor dem Erreichen der allgemeinen Altersgrenze gestellt werden. Ist ein

- Seite 30 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Berufssoldat wahrend einer besonderen Auslandsverwendung zum Zeitpunkt des vorgesehenen Eintritts in den
Ruhestand wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhangenden
Grinden, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, ist der Eintritt in den
Ruhestand bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustands folgenden Monats hinauszuschieben; dies gilt
auch bei anderen Verwendungen im Ausland mit vergleichbarer Gefahrdungslage.

(2) Ein Berufssoldat, der die fur ihn geltende besondere Altersgrenze nach § 45 Absatz 2 erreicht hat, kann zum
Ende eines Kalendermonats in den Ruhestand versetzt werden. Dem Berufssoldaten ist auf Antrag die Fortsetzung
des Dienstverhaltnisses um bis zu zwei Jahre Gber die besondere Altersgrenze hinaus zuzusichern, wenn dies

im dienstlichen Interesse liegt. Der Antrag soll spatestens drei Jahre vor Erreichen der besonderen Altersgrenze
gestellt werden.

(3) Ein Berufssoldat ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er wegen seines kdrperlichen Zustandes oder

aus gesundheitlichen Grinden zur Erflllung seiner Dienstpflichten dauernd unfahig (dienstunfahig) ist. Als
dienstunfahig kann er auch dann angesehen werden, wenn auf Grund der in Satz 1 genannten Umstande die
Wiederherstellung seiner Fahigkeit zur Erfillung seiner Dienstpflichten nicht innerhalb eines Jahres zu erwarten
ist.

(4) Die Dienstunfahigkeit wird auf Grund des Gutachtens eines Arztes der Bundeswehr von Amts wegen oder

auf Antrag festgestellt. Hat der Berufssoldat nicht selbst den Antrag auf Versetzung in den Ruhestand gestellt,

so ist ihm unter Angabe der Grinde mitzuteilen, dass seine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt ist;

er ist hierliber zu héren. Der Berufssoldat ist verpflichtet, sich von Arzten der Bundeswehr oder von hierzu
bestimmten Arzten untersuchen und, falls sie es fiir notwendig erkldren, beobachten zu lassen. Die iiber die
Versetzung in den Ruhestand entscheidende Stelle kann auch andere Beweise erheben. Ob die Wiederherstellung
der Dienstfahigkeit innerhalb eines Jahres nicht zu erwarten ist, soll, abgesehen von den Fallen, in denen dies
offensichtlich ist, erst nach sechsmonatiger Heilbehandlung festgestellt werden.

(5) Der Eintritt oder die Versetzung in den Ruhestand setzt voraus, dass der Berufssoldat

1. eine Dienstzeit von mindestens flnf Jahren abgeleistet hat oder

2. infolge einer Wehrdienstbeschadigung, die er sich ohne grobes Verschulden zugezogen hat, dienstunfahig
geworden ist oder als dienstunfahig angesehen werden kann.

Die Berechnung der Dienstzeit im Sinne der Nummer 1 regelt das Soldatenversorgungsgesetz.

(6) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der Stelle verfigt, die nach § 4 Abs. 2 fur die Ernennung

des Berufssoldaten zustandig ware. Die Verfugung ist dem Berufssoldaten schriftlich zuzustellen. Sie kann

bis zum Beginn des Ruhestandes widerrufen werden, wenn die Fortsetzung des Dienstverhaltnisses unter
BerUcksichtigung der personlichen, insbesondere hauslichen, beruflichen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse
zumutbar ist oder wenn der Spannungs- oder Verteidigungsfall festgestellt ist. In den Fallen des Absatzes 2

ist dem Berufssoldaten wenigstens ein Jahr vor dem Tag des Ausscheidens mitzuteilen, dass seine Versetzung
in den Ruhestand beabsichtigt ist; die Entscheidung, durch die er in den Ruhestand versetzt wird, muss ihm
wenigstens drei Monate vor dem Tag des Ausscheidens zugestellt werden. In den Fallen des Absatzes 3 beginnt

der Ruhestand mit dem Ende der drei Monate, die auf den Monat folgen, in dem die Versetzung in den Ruhestand
dem Berufssoldaten mitgeteilt worden ist.

(7) Mit dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand hat der Berufssoldat das Recht, seine
Dienstgradbezeichnung mit dem Zusatz "auler Dienst (a. D.)" weiterzuflhren.

§ 45 Altersgrenzen

(1) Fir Berufssoldaten werden folgende allgemeine Altersgrenzen festgesetzt:

1. die Vollendung des 65. Lebensjahres flr Generale und Oberste sowie flr Offiziere in den Laufbahnen des
Sanitatsdienstes, des Militarmusikdienstes und des Geoinformationsdienstes der Bundeswehr,

2. die Vollendung des 62. Lebensjahres fir alle anderen Berufssoldaten.

(2) Als besondere Altersgrenzen der Berufssoldaten werden festgesetzt:
1. die Vollendung des 62. Lebensjahres fir die in Absatz 1 Nr. 1 genannten Offiziere,
2. die Vollendung des 61. Lebensjahres flir Oberstleutnante,
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die Vollendung des 59. Lebensjahres flir Majore und Stabshauptleute,
die Vollendung des 56. Lebensjahres flr Hauptleute, Oberleutnante und Leutnante,
die Vollendung des 55. Lebensjahres fur Berufsunteroffiziere,

die Vollendung des 41. Lebensjahres fur Offiziere, die in strahlgetriebenen Kampfflugzeugen als
Flugzeugfiihrer oder Waffensystemoffizier verwendet werden, die Vollendung des 40. Lebensjahres, soweit
sie wehrfliegerverwendungsunfahig sind.

AN -

(3) Die Altersgrenzen nach den Absatzen 1 und 2 gelten auch fiir die Berufssoldaten der Marine mit
entsprechenden Dienstgraden.

(4) Das durchschnittliche Zurruhesetzungsalter aller Berufssoldaten liegt ab 2024 um mindestens zwei Jahre
Uber dem Zurruhesetzungsalter nach dem Stand vom 1. Januar 2007. Das Bundesministerium der Verteidigung
berichtet hiertber alle vier Jahre dem Deutschen Bundestag, erstmals im Jahr 2018.

(5) § 147 Absatz 2 des Bundesbeamtengesetzes gilt entsprechend.
§ 45a Umwandlung

(1) Beantragt ein Berufssoldat die Umwandlung seines Dienstverhaltnisses in das eines Soldaten auf Zeit, kann
dem Antrag bei Vorliegen eines dienstlichen Interesses stattgegeben werden.

(2) Die Dienstzeit soll die zur Durchfuhrung der Berufsférderung notwendige Zeit der Freistellung vom
militarischen Dienst umfassen.

(3) Bei der Umwandlung mussen die Voraussetzungen des § 46 Abs. 3 nicht vorliegen.

§ 46 Entlassung

(1) Ein Berufssoldat ist entlassen, wenn er die Eigenschaft als Deutscher im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes verliert. Das Bundesministerium der Verteidigung entscheidet dartber, ob diese Voraussetzung
vorliegt, und stellt den Tag der Beendigung des Dienstverhaltnisses fest.

(2) Ein Berufssoldat ist zu entlassen,

1. wenn er aus einem der in § 38 genannten Grunde nicht hatte ernannt werden dirfen und das Hindernis
noch fortbesteht,

wenn er seine Ernennung durch Zwang, arglistige Tauschung oder Bestechung herbeigeflhrt hat,

3. wenn sich herausstellt, dass er vor seiner Ernennung eine Straftat begangen hat, die ihn der Berufung in
das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten unwirdig erscheinen lasst, und er deswegen zu einer Strafe
verurteilt war oder wird,

wenn er sich weigert, den Eid abzulegen,

wenn er zur Zeit der Ernennung Mitglied des Europaischen Parlaments, des Bundestages oder
eines Landtages war und nicht innerhalb der vom Bundesministerium der Verteidigung gesetzten
angemessenen Frist sein Mandat niederlegt,

6. wenn in den Fallen des § 44 Abs. 1 bis 3 die Voraussetzungen des § 44 Abs. 5 nicht erfllt sind,

wenn er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist; diese Entlassung gilt als Entlassung auf eigenen
Antrag, oder

8. wenn er ohne Genehmigung des Bundesministeriums der Verteidigung seinen Wohnsitz oder dauernden
Aufenthalt auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes nimmt.

In den Fallen des Satzes 1 Nummer 2 kann das Bundesministerium der Verteidigung wegen besonderer Harte eine
Ausnahme zulassen. In den Fallen des Satzes 1 Nummer 8 kann das Bundesministerium der Verteidigung seine
Zustandigkeit auf andere Stellen Ubertragen.

(2a) Ein Berufssoldat ist zu entlassen, wenn

1. er als Einzelperson in schwerwiegender Weise Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat,

a) die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeintrachtigung der
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Amtsfuhrung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele
haben,

b) die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswartige
Belange der Bundesrepublik Deutschland gefahrden oder

C) die gegen den Gedanken der Vélkerverstandigung (Artikel 9 Absatz 2 des Grundgesetzes),
insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der Volker (Artikel 26 Absatz 1 des
Grundgesetzes) gerichtet sind, und

2. sein Verbleiben in seinem Dienstverhaltnis die militarische Ordnung oder das Vertrauen der Allgemeinheit
in die Funktionsfahigkeit der Bundeswehr ernstlich gefahrden wiirde.

Ebenso wird entlassen, wer einen Personenzusammenschluss nachdricklich unterstiitzt oder unterstitzt hat, der
seinerseits die in Satz 1 genannten Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat.

(2b) Das bis zur Unanfechtbarkeit der Entlassungsverfiigung nach Absatz 2a zu gewahrende Uberbriickungsgeld
regelt das Soldatenversorgungsgesetz.

(3) Der Berufssoldat kann jederzeit seine Entlassung verlangen; soweit seine militarische Ausbildung mit einem
Studium oder einer Fachausbildung verbunden war, gilt dies jedoch erst nach einer sich daran anschlieBenden
Dienstzeit, die der dreifachen Dauer des Studiums oder der Fachausbildung entspricht, langstens nach zehn
Jahren. In einer Rechtsverordnung kann fiir bestimmte Verwendungen wegen der Hoéhe der mit dem Studium
oder der Fachausbildung verbundenen Kosten oder auf Grund sonstiger studien- oder ausbildungsbedingter
Besonderheiten eine langere als die dreifache Dauer bestimmt werden; die in Satz 1 genannte Hochstdauer darf
nicht Uberschritten werden.

(3a) Ein Berufssoldat ist entlassen, wenn er zum Beamten ernannt wird. Die Entlassung gilt als solche auf eigenen
Antrag. Satz 1 gilt nicht, wenn der Berufssoldat

1. in ein Beamtenverhaltnis als Ehrenbeamter oder

2. als Professor, Juniorprofessor, wissenschaftlicher oder klinstlerischer Mitarbeiter an einer nach
Landesrecht staatlich anerkannten oder genehmigten Hochschule, deren Personal im Dienste des Bundes
steht, in ein Beamtenverhaltnis auf Zeit

berufen wird. Satz 1 gilt ebenfalls nicht, solange das Bundesministerium der Verteidigung oder eine von

ihm bestimmte Stelle in seinem Geschaftsbereich der Entlassung nach Satz 1 nicht zugestimmt hat. Die
Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Soldat nach Absatz 3 seine Entlassung verlangen kénnte. Im Ubrigen kann
die Zustimmung unter Berlcksichtigung der dienstlichen Interessen der Bundeswehr erteilt werden.

(4) Hat der Berufssoldat Elternzeit nach § 28 Abs. 7 im Anschluss an ein Studium oder eine Fachausbildung

in Anspruch genommen, verlangert sich die Dienstzeit nach Absatz 3 um diese Zeit entsprechend, soweit

das Studium oder die Fachausbildung mehr als sechs Monate gedauert hat; die Héchstdauer von zehn Jahren
bleibt unberthrt. Gleiches qilt fur einen Berufssoldaten, der eine Teilzeitbeschaftigung nach § 30a in Anspruch
genommen hat; die Dienstzeit nach Absatz 3 verlangert sich um die Differenz der Teilzeitbeschaftigung zur
Vollzeitbeschaftigung.

(5) Der Berufsoffizier kann auch dann, wenn er weder ein Studium noch eine Fachausbildung erhalten hat, seine
Entlassung erst nach Ende des sechsten Dienstjahres als Offizier verlangen.

(6) Vor Ablauf der in den Absatzen 3, 4 und 5 genannten Dienstzeiten ist der Berufssoldat auf seinen Antrag zu
entlassen, wenn das Verbleiben im Dienst fir ihn wegen persoénlicher, insbesondere hauslicher, beruflicher oder
wirtschaftlicher Griinde eine besondere Harte bedeuten wirde.

(7) Das Verlangen auf Entlassung muss dem Disziplinarvorgesetzten schriftlich erklart werden. Die Erklarung
kann, solange die Entlassungsverfligung dem Soldaten noch nicht zugegangen ist, innerhalb zweier Wochen

nach Zugang bei dem Disziplinarvorgesetzten zurickgenommen werden, mit Zustimmung der fir die Entlassung
zustandigen Stelle auch nach Ablauf dieser Frist. Die Entlassung ist fur den beantragten Zeitpunkt auszusprechen;
sie kann jedoch so lange hinausgeschoben werden, bis der Berufssoldat seine dienstlichen Obliegenheiten
ordnungsgemaR erledigt hat, langstens drei Monate.

(8) Ein Leutnant kann in Ausnahmefallen bis zum Ende des dritten Dienstjahres als Offizier, spatestens
vor dem Ende des zehnten Jahres der Gesamtdienstzeit in der Bundeswehr, wegen mangelnder Eignung
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als Berufsoffizier entlassen werden. Die in diesen Fallen zu gewahrende Dienstzeitversorgung regelt das
Soldatenversorgungsgesetz.

§ 47 Zustandigkeit, Anhorungspflicht und Fristen bei der Entlassung

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, wird die Entlassung von der Stelle verflgt, die nach § 4 Abs. 2
fur die Ernennung des Berufssoldaten zustandig ware.

(2) Der Berufssoldat ist vor der Entscheidung Uber seine Entlassung zu héren.

(3) Die Entlassung muss in den Fallen des § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 innerhalb einer Frist von sechs Monaten
verfligt werden, nachdem das Bundesministerium der Verteidigung oder die Stelle, der die Austibung der Befugnis
zur Entlassung Ubertragen worden ist, von dem Entlassungsgrund Kenntnis erhalten hat.

(4) Die Entlassungsverfigung muss dem Soldaten in den Fallen des § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 bei Dienstunfahigkeit
wenigstens drei Monate vor dem Entlassungstag und in den Fallen des § 46 Abs. 8 wenigstens sechs Wochen vor
dem Entlassungstag zum Schluss eines Kalendervierteljahres unter schriftlicher Angabe der Griinde zugestellt
werden.

§ 47a Besondere Verfahrensvorschriften fiir die Entlassung nach § 46 Absatz 2a

(1) Der Berufssoldat ist GUber den Beginn eines auf seine Entlassung nach § 46 Absatz 2a gerichteten Verfahrens
(Entlassungsverfahren) unverzlglich zu unterrichten; hierbei ist ihm zu eréffnen, auf Grund welcher Tatsachen
das Entlassungsverfahren durchgefuhrt wird. Er ist darauf hinzuweisen, dass es ihm freisteht, sich mindlich oder
schriftlich zur Sache zu duBern oder nicht zur Sache auszusagen oder sich durch einen Bevollmachtigten vertreten
zu lassen. Er hat das Recht auf Akteneinsicht nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

(2) Fur die Abgabe einer schriftlichen AuRerung wird dem Berufssoldaten eine im Einzelfall angemessene Frist
von héchstens einem Monat und fur die Abgabe der Erklarung, sich mindlich auBern zu wollen, eine Frist von
zwei Wochen gesetzt. Hat der Berufssoldat rechtzeitig erklart, sich mindlich auern zu wollen, ist die Anhérung
innerhalb von drei Wochen nach Eingang der Erklarung durchzuflhren. Ist der Berufssoldat aus zwingenden
Grinden gehindert, eine Frist nach Satz 1 einzuhalten, und hat er dies unverzuglich mitgeteilt, so ist die Frist zu
verlangern. Die Fristsetzungen sind dem Berufssoldaten zuzustellen.

(3) Die tatsachlichen Feststellungen eines rechtskraftigen Urteils im Strafverfahren oder im BuBgeldverfahren, auf
denen die Entscheidung beruht, sind fir das Entlassungsverfahren bindend, soweit dieses denselben Sachverhalt
zum Gegenstand hat. Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsachlichen
Feststellungen sind nicht bindend, kdnnen aber der Entscheidung im Entlassungsverfahren ohne nochmalige
Prifung zu Grunde gelegt werden.

(4) Nach der Beendigung der Ermittiungen ist dem Berufssoldaten Gelegenheit zu geben, sich abschlieBend zu
auBern.

(5) Uber die Anhérungen des Berufssoldaten sind Protokolle aufzunehmen. Bei der Einholung von schriftlichen
dienstlichen Auskinften sowie bei der Beiziehung von Urkunden und Akten geniigt die Aufnahme eines
Aktenvermerks.

(6) Die Entlassungsverflugung ist zu begrinden und zuzustellen. Die Begriindung hat die der Entlassung zu
Grunde liegenden Tatsachen und Beweismittel zu enthalten.

§ 48 Verlust der Rechtsstellung eines Berufssoldaten

Der Berufssoldat verliert seine Rechtsstellung, wenn gegen ihn durch Urteil eines deutschen Gerichts im
Geltungsbereich des Grundgesetzes erkannt ist

1. auf die in § 38 bezeichneten Strafen, MaRregeln oder Nebenfolgen,
2. auf Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen vorsatzlich begangener Tat oder
3. auf Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen Bestechlichkeit, soweit sich die Tat auf eine

Diensthandlung im Wehrdienst bezieht.

Entsprechendes gilt, wenn der Berufssoldat auf Grund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemaR
Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat.
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§ 49 Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung eines Berufssoldaten

(1) Die Zugehbrigkeit des Berufssoldaten zur Bundeswehr endet mit der Beendigung seines Dienstverhaltnisses
durch Entlassung nach § 46 oder durch Verlust seiner Rechtsstellung als Berufssoldat nach § 48.

(2) In den Fallen des § 46 Abs. 1 und 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7, 8 und Absatz 2a und des § 48 verliert der Soldat
seinen Dienstgrad.

(3) Nach dem Verlust seiner Rechtsstellung als Berufssoldat und nach der Entlassung hat der frihere Berufssoldat
keinen Anspruch auf Dienstbeziige und Versorgung mit Ausnahme der Beschadigtenversorgung, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist.

(4) Ein frGherer Berufssoldat, der vor Ablauf der nach § 46 Abs. 3 sich bestimmenden Mindestdienstzeit

1 auf seinen Antrag entlassen worden ist oder als auf eigenen Antrag entlassen gilt,

2 nach § 46 Absatz 2a entlassen worden ist,

3. seine Entlassung nach § 46 Abs. 8 vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigeflihrt hat,

4 seine Rechtsstellung verloren hat oder

5. durch Urteil in einem gerichtlichen Disziplinarverfahren aus dem Dienstverhaltnis entfernt worden ist,

muss die entstandenen Kosten des Studiums oder der Fachausbildung erstatten. Unter den gleichen
Voraussetzungen muss ein fruherer Berufssoldat in der Laufbahn der Offiziere des Sanitatsdienstes das ihm

als Sanitatsoffizieranwarter gewahrte Ausbildungsgeld erstatten. Auf die Erstattung kann ganz oder teilweise
verzichtet werden, wenn sie fUr den friiheren Soldaten eine besondere Harte bedeuten wirde. Gestundete
Erstattungsbetrage sind nach Ablauf eines Monats nach der Bekanntgabe des Ruckforderungsbescheids bis zum
Ablauf des Kalendermonats vor der Zahlung mit 5 Prozentpunkten Uber dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247
des Blrgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen.

(5) Einem entlassenen Berufssoldaten kann das Bundesministerium der Verteidigung die Erlaubnis erteilen,
seinen Dienstgrad mit dem Zusatz "aulRer Dienst (a. D.)" zu fihren. Die Erlaubnis ist zurickzunehmen, wenn der
frihere Berufssoldat sich ihrer als nicht wirdig erweist. Das Bundesministerium der Verteidigung kann seine
Zustandigkeit auf andere Stellen Gbertragen.

§ 50 Versetzung in den einstweiligen Ruhestand

(1) Der Bundesprasident kann die Berufsoffiziere vom Brigadegeneral und den entsprechenden Dienstgraden an
aufwarts jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzen.

(2) Die fur den einstweiligen Ruhestand der Beamten geltenden Vorschriften der §§ 56, 57 und 58 Abs. 1 des
Bundesbeamtengesetzes finden entsprechende Anwendung. Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte
Berufsoffizier gilt mit Erreichen der allgemeinen Altersgrenze als dauernd in den Ruhestand versetzt.

§ 51 Wiederverwendung

(1) Ein friherer Berufssoldat, der wegen Erreichens einer allgemeinen Altersgrenze in den Ruhestand getreten

ist oder wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand versetzt worden ist, kann bis zum
Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, unter erneuter Berufung in das Dienstverhaltnis eines
Berufssoldaten zu einer Wiederverwendung von wenigstens einem Jahr und héchstens zwei Jahren herangezogen
werden, wenn die Wiederverwendung unter Berlcksichtigung der persénlichen, insbesondere hauslichen,
beruflichen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse zumutbar ist und seit Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand
noch keine finf Jahre vergangen sind.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 tritt der Berufssoldat mit Ablauf der fir die Wiederverwendung festgesetzten Zeit
in den Ruhestand.

(3) § 44 Abs. 1 Satz 6 gilt entsprechend.

(4) Ist ein wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhestand versetzter Berufssoldat wieder dienstfahig geworden,
kann er erneut in das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten berufen werden, wenn seit der Versetzung in den
Ruhestand noch keine flnf Jahre vergangen sind und die allgemeine Altersgrenze noch nicht Uberschritten ist.
Beantragt er seine erneute Berufung in das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten, ist diesem Antrag unter den

- Seite 35 von 58 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Voraussetzungen des Satzes 1 stattzugeben, falls nicht zwingende dienstliche Grinde entgegenstehen. § 44 Abs.
4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(5) In den Fallen der Absatze 1 und 4 endet der Ruhestand mit der erneuten Berufung in das Dienstverhaltnis
eines Berufssoldaten.

(6) Ein Berufssoldat, dessen Rechte und Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 8 und 36 des Abgeordnetengesetzes
oder entsprechender Rechtsvorschriften ruhen, kann auf seinen Antrag zu Dienstleistungen nach § 60 bis zu drei
Monaten Dauer herangezogen werden.

§ 51a (weggefallen)

§ 52 Wiederaufnahme des Verfahrens

Wird ein Urteil mit den Folgen des § 48 im Wiederaufnahmeverfahren durch ein Urteil ersetzt, das diese Folgen
nicht hat, so qilt § 42 Abs. 1, 2 und 4 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend.

FuBnote

(+++ § 52: Zur Anwendung vgl. § 19 Abs. 2 u. § 138 Abs. 1 WDO 2025 +++)

§ 53 Verurteilung nach Beendigung des Dienstverhaltnisses

(1) Ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein friiherer Berufssoldat,

1. gegen den wegen einer Tat, die er vor der Beendigung seines Dienstverhaltnisses begangen hat, eine
Entscheidung ergangen ist, die nach § 48 zum Verlust seiner Rechtsstellung als Berufssoldat gefuhrt hatte,
oder

2. der wegen einer nach Beendigung seines Dienstverhaltnisses begangenen Tat durch ein deutsches

Gericht im Geltungsbereich des Grundgesetzes
a) wegen einer vorsatzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder

b) wegen einer vorsatzlichen Tat, die nach den Vorschriften Gber Friedensverrat, Hochverrat,
Gefadhrdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat, Gefahrdung der dulSeren
Sicherheit oder Volksverhetzung strafbar ist, zu Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten

verurteilt worden ist,

verliert seinen Dienstgrad und seine Anspriiche auf Versorgung mit Ausnahme der Beschadigtenversorgung.
Entsprechendes gilt, wenn ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein friherer Berufssoldat auf Grund einer
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemaR Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat. §
52 gilt entsprechend.

(2) § 30 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes findet keine Anwendung.

b)
Beendigung des Dienstverhaltnisses eines Soldaten auf Zeit

§ 54 Beendigungsgriinde

(1) Das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit endet mit dem Ablauf der Zeit, flr die er in das Dienstverhaltnis
berufen ist. Das Dienstverhaltnis endet auch mit Ablauf des Monats, in dem das Erldschen des Rechts aus dem
Eingliederungsschein (§ 13 Absatz 5 des Soldatenversorgungsgesetzes) unanfechtbar festgestellt worden ist.

(2) Das Dienstverhaltnis endet ferner durch

1. Entlassung,
2. Verlust der Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit entsprechend dem § 48,
3. Entfernung aus dem Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit.

(3) Wenn zwingende Grinde der Verteidigung es erfordern, kann die fir das Dienstverhaltnis festgesetzte Zeit
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1. allgemein durch Rechtsverordnung oder
2. in Einzelfallen durch das Bundesministerium der Verteidigung

um einen Zeitraum von bis zu drei Monaten verlangert werden.

(4) Ein Soldat auf Zeit, dessen Rechte und Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 8 und 36 des Abgeordnetengesetzes
oder entsprechender Rechtsvorschriften ruhen, kann auf seinen Antrag zu Dienstleistungen nach § 60 bis zu drei
Monaten Dauer herangezogen werden.

§ 55 Entlassung

(1) Fur den Soldaten auf Zeit gilt § 46 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 5 sowie 7 und 8 und Satz 2 und 3
sowie Absatz 2a entsprechend. § 46 Abs. 3a gilt mit Ausnahme des Satzes 5 mit der MalRgabe entsprechend, dass
ein Soldat auf Zeit auch nicht entlassen ist, wenn er zum Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst oder zum
Zwecke der Ausbildung zum Polizeivollzugsbeamten oder zum Beamten des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr
ernannt wird. FUr einen Soldaten auf Zeit, der auf Grund eines Eingliederungsscheines zum Beamten ernannt
wird, gilt § 46 Absatz 3a Satz 1 entsprechend.

(2) Ein Soldat auf Zeit ist zu entlassen, wenn er dienstunfahig ist. § 44 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 gilt entsprechend.

(3) Ein Soldat auf Zeit ist auf seinen Antrag zu entlassen, wenn das Verbleiben im Dienst fir ihn wegen
personlicher, insbesondere hauslicher, beruflicher oder wirtschaftlicher Grinde eine besondere Harte bedeuten

wuirde.

(4) Ein Soldat auf Zeit kann in den ersten vier Jahren seiner Dienstzeit entlassen werden, wenn er die
Anforderungen, die an ihn in seiner Laufbahn zu stellen sind, nicht mehr erfillt. Unbeschadet des Satzes 1 soll
entlassen werden:

1 ein Offizieranwarter, der sich nicht zum Offizier eignet,

2 ein Sanitatsoffizieranwarter, der sich nicht zum Sanitatsoffizier eignet,

3. ein Militdrmusikoffizieranwarter, der sich nicht zum Militdrmusikoffizier eignet,

4 ein Geoinformationsoffizieranwarter, der sich nicht zum Geoinformationsoffizier eignet,

5 ein Feldwebelanwarter, der sich nicht zum Feldwebel eignet, und

6. ein Unteroffizieranwarter, der sich nicht zum Unteroffizier eignet.

Ist er zuvor in einer anderen Laufbahn verwendet worden, soll er nicht entlassen, sondern in diese zuriickgefthrt
werden, soweit er noch einen dieser Laufbahn entsprechenden Dienstgrad fiihrt.

(5) Ein Soldat auf Zeit kann wahrend der ersten vier Dienstjahre fristlos entlassen werden, wenn er seine
Dienstpflichten schuldhaft verletzt hat und sein Verbleiben in seinem Dienstverhaltnis die militarische Ordnung
oder das Ansehen der Bundeswehr ernstlich gefahrden wirde.

(6) Fur die Zustandigkeit, die Anhdrungspflicht und die Fristen bei der Entlassung qgilt § 47 Abs. 1 bis 3
entsprechend. Fur das Verfahren bei der Entlassung nach § 46 Absatz 2a gilt § 47a entsprechend. Die
Entlassungsverfigung muss dem Soldaten in den Fallen des Absatzes 2 wenigstens drei Monate und in

den Fallen des Absatzes 4 wenigstens einen Monat vor dem Entlassungstag unter schriftlicher Angabe

der Griinde zugestellt werden. Fiir Soldaten, die einen Eingliederungsschein (§ 13 Absatz 1 Nummer 2 des
Soldatenversorgungsgesetzes) erhalten kdnnen und die Erteilung beantragt haben, betragt die Frist in den Fallen
des Absatzes 2 ein Jahr. In den Fallen des Absatzes 3 gilt § 46 Abs. 7 entsprechend.

FuBBnote

§ 55 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 Kursivdruck: Fehlschreibung des Wortes "Millitdrmusikoffizier" in "Militarmusikoffizier"
korrigiert

§ 56 Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit

(1) Mit der Beendigung seines Dienstverhaltnisses durch Zeitablauf nach § 54 Abs. 1, durch Entlassung nach § 55
oder durch Verlust seiner Rechtsstellung als Soldat auf Zeit nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 endet die Zugehorigkeit des
Soldaten auf Zeit zur Bundeswehr.
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(2) Mit der Entlassung entsprechend dem § 46 Abs. 1 und 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7, 8 und Absatz 2a und nach § 55
Abs. 5 sowie mit dem Verlust seiner Rechtsstellung als Soldat auf Zeit verliert der Soldat seinen Dienstgrad.

(3) Nach dem Verlust seiner Rechtsstellung als Soldat auf Zeit und, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist, nach der Entlassung hat der frihere Soldat auf Zeit keinen Anspruch auf Dienstbezlge und Versorgung mit
Ausnahme der Beschadigtenversorgung.

(4) Ein friherer Soldat auf Zeit, dessen militarische Ausbildung mit einem Studium oder einer Fachausbildung
verbunden war, muss die Kosten des Studiums oder der Fachausbildung erstatten, wenn er

1 auf seinen Antrag entlassen worden ist oder als auf eigenen Antrag entlassen gilt,

2 nach § 46 Absatz 2a entlassen worden ist,

3. seine Entlassung nach § 55 Absatz 4 vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigefihrt hat,

4 nach § 55 Absatz 5 entlassen worden ist,

5 seine Rechtsstellung verloren hat oder

6. durch Urteil in einem gerichtlichen Disziplinarverfahren aus dem Dienstverhaltnis entfernt worden ist.

Unter den gleichen Voraussetzungen muss ein friherer Soldat auf Zeit in der Laufbahn der Offiziere des
Sanitatsdienstes das ihm als Sanitatsoffizieranwarter gewahrte Ausbildungsgeld erstatten. Auf die Erstattung
kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn sie fiir den frilheren Soldaten eine besondere Harte
bedeuten wirde. Gestundete Erstattungsbetrage sind nach Ablauf eines Monats nach der Bekanntgabe des
Rlckforderungsbescheids bis zum Ablauf des Kalendermonats vor der Zahlung mit 5 Prozentpunkten tber dem
jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Blrgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen.

§ 57 Wiederaufnahme des Verfahrens, Verurteilungen nach Beendigung des Dienstverhaltnisses

(1) Fur die Wiederaufnahme des Verfahrens und fir die Folgen von Verurteilungen nach Beendigung des
Dienstverhaltnisses als Soldat auf Zeit gelten die §§ 52 und 53 entsprechend.

(2) Auf einen friheren Soldaten auf Zeit, der einen Mannschaftsdienstgrad fuhrt, findet § 53 Abs. 2 keine
Anwendung. Unterliegt er nicht der Wehrpflicht, so verliert er, abgesehen von den in § 53 Abs. 1 genannten
Fallen, seinen Dienstgrad, wenn er die in § 59 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bestimmte Altersgrenze nicht Uberschritten hat
und gegen ihn auf eine der in § 48 Satz 1 bezeichneten Strafen, MaBregeln oder Nebenfolgen erkannt wird.

Dritter Abschnitt
Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz; Reservewehrdienstverhaltnis; freiwilliger
Wehrdienst als besonderes staatsbiirgerliches Engagement

1.
Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz

§ 58 Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz

(1) Die Begriindung der Wehrpflicht, die Heranziehung der Wehrpflichtigen zum Wehrdienst und die Beendigung
ihres Wehrdienstes regelt das Wehrpflichtgesetz.

(2) Die Beforderung eines Soldaten, der Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz leistet, wird mit der dienstlichen
Bekanntgabe an den Soldaten, jedoch nicht vor dem in der Ernennungsverfliigung bestimmten Tag wirksam. § 42
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fir diejenigen, die freiwilligen Wehrdienst
nach § 58b leisten oder zu den in § 60 genannten Dienstleistungen herangezogen werden.

2.
Reservewehrdienstverhaltnis

§ 58a Reservewehrdienstverhaltnis

Die Rechtsstellung der Soldaten in einem Reservewehrdienstverhaltnis wird durch das Reservistengesetz
geregelt.

3.
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Freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsburgerliches Engagement

§ 58b Freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsbiirgerliches Engagement

(1) Frauen und Manner kénnen sich verpflichten, freiwilligen Wehrdienst als besonderes staatsburgerliches
Engagement zu leisten. Der freiwillige Wehrdienst als besonderes staatsbiirgerliches Engagement besteht aus
einer sechsmonatigen Probezeit und bis zu 17 Monaten anschlieBendem Wehrdienst.

(2) Die §§ 37 und 38 gelten entsprechend.

§ 58c Ubermittlung personenbezogener Daten durch die Meldebehorden

(1) Zum Zweck der Ubersendung von Informationsmaterial nach Absatz 2 Gibermitteln die Meldebehérden dem
Bundesamt flr das Personalmanagement der Bundeswehr jahrlich bis zum 31. Marz folgende Daten zu Personen
mit deutscher Staatsangehdrigkeit, die im nachsten Jahr volljahrig werden:

1. Familienname,

2. Vornamen,

3. gegenwartige Anschrift.

Die Datenubermittlung unterbleibt, wenn die betroffenen Personen ihr nach § 36 Absatz 2 des
Bundesmeldegesetzes widersprochen haben.

(2) Das Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr darf die Daten nur dazu verwenden,
Informationsmaterial Uber Tatigkeiten in den Streitkraften zu versenden.

(3) Das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr hat die Daten zu I6schen, wenn die betroffenen
Personen dies verlangen, spatestens jedoch nach Ablauf eines Jahres nach der erstmaligen Speicherung der
Daten beim Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr.

§ 58d Beratung und Untersuchung

(1) Die Karrierecenter der Bundeswehr bieten Personen, die Interesse an einem freiwilligen Wehrdienst nach § 58b
bekunden, eine persénliche Beratung Uber Tatigkeiten in den Streitkraften an.

(2) Personen, die nach der Beratung Interesse an einem freiwilligen Wehrdienst nach § 58b bekunden, werden
auf ihre Dienstfahigkeit und auf ihre Eignung nach § 37 Absatz 1 Nummer 3 untersucht, sofern sie in die
Untersuchungen schriftlich oder elektronisch eingewilligt haben. Das Ergebnis der Untersuchungen wird ihnen
schriftlich oder elektronisch mitgeteilt.

(3) Ist die betroffene Person nicht dienstfahig oder wird kein Wehrdienstverhaltnis begrindet, sind die bei der
Untersuchung erhobenen Daten spatestens nach Ablauf eines Jahres nach der Untersuchung zu I6schen.

(4) Fir die Erstattung von Aufwendungen gilt § 11 Absatz 2 des Bundesreisekostengesetzes entsprechend.

§ 58e Verpflichtung

(1) Die Verpflichtungserklarung nach § 58b Absatz 1 Satz 1 bedarf der Schriftform. Fur eine besondere
Auslandsverwendung ist eine gesonderte schriftliche Verpflichtungserklarung erforderlich. Flr eine Festsetzung
der Dienstzeit auf zwoIf oder mehr Monate ist die Abgabe der Verpflichtungserklarung nach Satz 2 erforderlich.

(2) Die Verpflichtungserklarungen nach Absatz 1 bedlrfen der Annahme durch ein Karrierecenter der
Bundeswehr.

(3) Von der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2 kann der Soldat auf schriftlichen Antrag entbunden werden. Dem
Antrag ist stattzugeben, wenn die besondere Verwendung im Ausland wegen persénlicher oder familiarer Griinde
eine besondere Harte bedeuten warde.

§ 58f Status

Regelungen in anderen Gesetzen oder Rechtsverordnungen, die an die Ableistung des Grundwehrdienstes (§ 5
des Wehrpflichtgesetzes) oder des freiwilligen zusatzlichen Wehrdienstes im Anschluss an den Grundwehrdienst
(§ 6b des Wehrpflichtgesetzes) anknlpfen, sind auf Personen, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b leisten,
entsprechend anzuwenden.
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§ 58g Dienstantritt

(1) Das Karrierecenter der Bundeswehr fordert eine Person, deren Verpflichtung zum freiwilligen Wehrdienst
nach § 58b angenommen worden ist, zum Dienstantritt auf. In der Aufforderung sind Ort und Zeitpunkt des
Dienstantritts sowie die Dauer des Wehrdienstes anzugeben. Die Aufforderung soll vier Wochen vor dem
Dienstantrittstermin bekannt gegeben werden.

(2) Regelungen in anderen Gesetzen oder Rechtsverordnungen, die an die Einberufung zum Wehrdienst nach
dem Wehrpflichtgesetz anknipfen, sind auf die Aufforderung zum Dienstantritt nach Absatz 1 entsprechend
anzuwenden.

§ 58h Beendigung des freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b

(1) Der freiwillige Wehrdienst nach § 58b endet

1. durch Entlassung entsprechend § 46 Absatz 1,
2. durch Entlassung entsprechend § 75 oder

3. durch Ausschluss entsprechend § 76.

(2) Wahrend der Probezeit kann der Soldat zum 15. oder zum Letzten eines Monats entlassen werden. Die
Entlassungsverfigung ist spatestens zwei Wochen vor dem Entlassungstermin bekannt zu geben. Auf schriftlichen
Antrag des Soldaten ist dieser wahrend der Probezeit zum 15. oder Letzten eines Monats zu entlassen. Die
Entlassung ist in den ersten funf Monaten einen Monat vor dem Entlassungstag zu beantragen.

(3) Wird einem Antrag nach § 58e Absatz 3 stattgegeben, so kann der Soldat entlassen werden, wenn eine
anderweitige Verwendung nicht maglich ist.

Vierter Abschnitt
Dienstleistungspflicht

1.
Umfang und Arten der Dienstleistungen

§ 59 Personenkreis

(1) Ein friherer Berufssoldat, der wegen Erreichens einer allgemeinen Altersgrenze in den Ruhestand getreten
ist oder wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand versetzt worden ist, kann bis zum
Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet hat, zu den in § 60 genannten Dienstleistungen
herangezogen werden. Zu den in § 60 Nummer 2 bis 5 genannten Dienstleistungen kann er nur mit seiner
freiwilligen schriftlichen Verpflichtung herangezogen werden.

(2) Ein friherer Berufssoldat oder ein friherer Soldat auf Zeit, der mindestens zwei Jahre in einem
Dienstverhaltnis als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit gestanden hat, kann
1. bis zum Ablauf des Monats, in dem er das 60. Lebensjahr vollendet hat,

2. auBerhalb des Spannungs- und Verteidigungsfalles bis zum Ablauf des Monats, in dem er das 45.
Lebensjahr vollendet hat, wenn er einen Mannschaftsdienstgrad fuhrt, und

3. mit seiner freiwilligen schriftlichen Verpflichtung auch bis zum Ablauf des Monats, in dem er das 65.
Lebensjahr vollendet hat,

zu den in § 60 genannten Dienstleistungen herangezogen werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Andere als die in den Absatzen 1 und 2 genannten Personen kénnen auf Grund freiwilliger schriftlicher
Verpflichtung bis zum Ablauf des Monats, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, zu den in § 60 genannten
Dienstleistungen herangezogen werden. § 9 Absatz 2 und § 37 Absatz 3 gelten entsprechend. Personen, denen
auf Grund einer Wehrdienstleistung ein hoherer Dienstgrad nicht nur fiir die Dauer der Verwendung verliehen
worden ist, kénnen auch ohne freiwillige Verpflichtung bis zum Ablauf des Monats, in dem sie das 60. Lebensjahr
vollenden, herangezogen werden

1. zum unbefristeten Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidigungsfall und
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2. zu Ubungen (§ 61), wenn dies aus Griinden der Einsatz- und Funktionsfahigkeit der Streitkrafte erforderlich
ist; fir Personen, die einen Mannschaftsdienstgrad fuhren, gilt dies jedoch nur bis zum Ablauf des Monats,
in dem sie das 45. Lebensjahr vollenden.

(4) Vor Ablauf der Frist fir den Widerspruch gegen einen Heranziehungsbescheid kann die gemal Absatz 1 Satz
2, Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 1 abgegebene freiwillige schriftliche Verpflichtung allgemein oder fir den Einzelfall
jederzeit und ohne Angabe von Grinden widerrufen werden. Der Widerruf ist schriftlich gegenlber der fur die
Heranziehung zustandigen Stelle zu erklaren.

(5) Nach dem Ablauf der Frist fur den Widerspruch gegen einen Heranziehungsbescheid ist der Widerruf der
Verpflichtungserkldrung ausgeschlossen. Bis zum Beginn des Wehrdienstverhaltnisses nach § 2 Absatz 1 Nummer
1 kdnnen Herangezogene jedoch auf Antrag von der Pflicht zur Dienstleistung befreit werden. Dem Antrag

ist stattzugeben, wenn die Heranziehung wegen persdnlicher, insbesondere hauslicher, wirtschaftlicher oder
beruflicher Grinde eine besondere, im Bereitschafts-, Spannungs- oder Verteidigungsfall eine unzumutbare Harte
bedeuten wirde.

§ 60 Arten der Dienstleistungen

Dienstleistungen sind

Ubungen (§ 61),

besondere Auslandsverwendungen (§ 62),

Hilfeleistungen im Innern (§ 63),

Hilfeleistungen im Ausland (§ 63a),

Wehrdienst zur temporaren Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft (§ 63b) und
unbefristeter Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidigungsfall.

o v kA wnN =

§ 61 Ubungen

(1) Befristete Ubungen dauern grundsatzlich hochstens drei Monate. Uber Ausnahmen entscheidet das
Bundesministerium der Verteidigung.

(2) Die Gesamtdauer der Ubungen betragt bei Mannschaften héchstens sechs, bei Unteroffizieren héchstens neun
und bei Offizieren héchstens zwdlf Monate.

(3) Ubungen, die von der Bundesregierung als Bereitschaftsdienst angeordnet werden, sind unbefristet. Auf die
Gesamtdauer der Ubungen nach Absatz 2 werden sie nicht angerechnet; das Bundesministerium der Verteidigung
kann eine Anrechnung anordnen.

§ 62 Besondere Auslandsverwendungen

(1) Besondere Auslandsverwendungen sind Verwendungen, die auf Grund eines Ubereinkommens, eines
Vertrages oder einer Vereinbarung mit einer ber- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit einem
auswartigen Staat auf Beschluss der Bundesregierung im Ausland oder auRRerhalb des deutschen Hoheitsgebietes
auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen stattfinden.

(2) Eine besondere Auslandsverwendung ist grundsatzlich jeweils fur héchstens sieben Monate zulassig. Sie wird
auf die Gesamtdauer der Ubungen nach § 61 Abs. 2 nicht angerechnet. Soweit die Dauer drei Monate iibersteigt,
wirkt das fir die Heranziehung zustandige Karrierecenter der Bundeswehr auf die Zustimmung des Arbeitgebers
oder der Dienstbehdrde hin.

(3) Ist ein Soldat auf seinen Antrag von der Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen allgemein oder fur
den Einzelfall entpflichtet worden (§ 59 Abs. 5), kann er aus vorbereitenden Ubungen entlassen werden, wenn
dies im dienstlichen Interesse liegt. § 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 bleibt unberthrt.

(4) § 75 Abs. 2 Nr. 1 ist mit der Mallgabe anzuwenden, dass der Soldat zu entlassen ist.

§ 63 Hilfeleistungen im Innern

(1) Hilfeleistungen im Innern sind Verwendungen der Streitkrafte im Rahmen der Amtshilfe oder bei einer
Naturkatastrophe oder einem besonders schweren Ungllcksfall nach Artikel 35 des Grundgesetzes.
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(2) Die Hilfeleistung im Innern ist grundsatzlich jeweils fur héchstens drei Monate jahrlich zuldssig. Das
Bundesministerium der Verteidigung kann mit Zustimmung der zur Dienstleistung heranzuziehenden Person
und ihres Arbeitgebers oder ihrer Dienstbehérde Ausnahmen zulassen. Hilfeleistungen im Innern werden auf die
Gesamtdauer der Ubungen nach § 61 Abs. 2 nicht angerechnet.

(3) Als Hilfeleistungen im Innern gelten auch vorbereitende Ubungen im Rahmen der zivil-militarischen
Zusammenarbeit.

§ 63a Hilfeleistungen im Ausland
(1) Hilfeleistungen im Ausland sind Verwendungen der Streitkrafte im Rahmen von humanitaren Hilfeleistungen.

(2) Die Hilfeleistung im Ausland ist grundsatzlich jeweils fur hdchstens drei Monate jahrlich zulassig. Das
Bundesministerium der Verteidigung kann mit Zustimmung der zur Dienstleistung heranzuziehenden Person und
ihres Arbeitgebers oder ihrer Dienstbehérde Ausnahmen zulassen. Hilfeleistungen im Ausland werden auf die
Gesamtdauer der Ubungen nach § 61 Abs. 2 nicht angerechnet.

§ 63b Wehrdienst zur temporaren Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft

(1) Wehrdienst zur temporaren Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft dient

1. dem Erhalt oder der Herstellung der Funktionsfahigkeit von Organisationseinheiten bei anders nicht
abwendbaren Vakanzen oder

2. der Bewaltigung anders nicht rechtzeitig zu bewaltigender Auftragsspitzen.
Er ist nur zulassig, wenn flr Reservisten

1. eine Wiederverwendung als Berufssoldat oder

2. eine erneute Berufung in das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit
nicht maglich ist.

(2) Wehrdienst zur temporaren Verbesserung der Einsatzbereitschaft darf hochstens zehn Monate im Kalenderjahr
geleistet werden. Er wird auf die Gesamtdauer der Ubungen nach § 61 Absatz 2 nicht angerechnet.

2.
Dienstleistungsausnahmen

§ 64 Dienstunfahigkeit

Zu Dienstleistungen wird nicht herangezogen, wer dienstunfahig ist.

§ 65 Ausschluss von Dienstleistungen

Von Dienstleistungen ist derjenige ausgeschlossen, gegen den durch ein deutsches Gericht auf die in § 38 Abs. 1
bezeichneten Strafen, MaRregeln oder Nebenfolgen erkannt worden ist. Gleiches gilt fir den, der unveranderliche
Merkmale des Erscheinungsbilds aufweist, die mit den Vorgaben der Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 4 nicht
vereinbar sind.

§ 66 Befreiung von Dienstleistungen

Von Dienstleistungen sind befreit

1. ordinierte Geistliche evangelischen Bekenntnisses,
2. Geistliche romisch-katholischen Bekenntnisses, die die Diakonatsweihe empfangen haben,
3. hauptamtlich tatige Geistliche anderer Bekenntnisse, deren Amt dem eines ordinierten Geistlichen

evangelischen oder eines Geistlichen romisch-katholischen Bekenntnisses, der die Diakonatsweihe
empfangen hat, entspricht,

schwerbehinderte Menschen und

Dienstleistungspflichtige, die auf Grund eines volkerrechtlichen Vertrages fur die Dauer einer Tatigkeit in
einer internationalen Behdrde eine entsprechende Befreiung genieBen.
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§ 67 Zuriickstellung von Dienstleistungen

(1) Von Dienstleistungen wird zuriickgestellt,
1. wer vorlbergehend nicht dienstfahig ist oder

2. wer, abgesehen von den Fallen des § 65, Freiheitsstrafe, Strafarrest, Jugendstrafe oder Jugendarrest
verbiRt, sich in Untersuchungshaft befindet oder nach § 63 des Strafgesetzbuches in einem
psychiatrischen Krankenhaus untergebracht ist.

(1a) Von Dienstleistungen wird ferner zurtickgestellt, wer auf Grund eines vélkerrechtlichen Vertrages fur die
Dauer einer Tatigkeit in einer internationalen Behdrde nicht zum Wehrdienst herangezogen werden kann.

(2) Von Dienstleistungen werden Dienstleistungspflichtige, die sich auf das geistliche Amt (§ 66) vorbereiten, auf
Antrag zuruckgestellt. Hierzu sind beizubringen:

1. der Nachweis eines ordentlichen theologischen Studiums oder einer ordentlichen theologischen
Ausbildung und

2. eine Erklarung des zustandigen Landeskirchenamtes, der bischoéflichen Behérde, des Ordensoberen
oder der entsprechenden Oberbehdrde einer anderen Religionsgemeinschaft, dass sich der
Dienstleistungspflichtige auf das geistliche Amt vorbereitet.

(3) Hat ein Dienstleistungspflichtiger seiner Aufstellung fur die Wahl zum Europaischen Parlament, zum
Deutschen Bundestag oder zu der gesetzgebenden Kdrperschaft eines Landes zugestimmt, ist er bis zur Wahl
zuruckzustellen. Hat er die Wahl angenommen, kann er fir die Dauer des Mandats nur auf seinen Antrag
herangezogen werden.

(4) Auf Antrag soll ein Dienstleistungspflichtiger von einer Dienstleistung zeitlich befristet zuriickgestellt werden,
wenn und solange die Heranziehung zur Dienstleistung fur ihn wegen persoénlicher, insbesondere hauslicher,
wirtschaftlicher oder beruflicher Grinde eine besondere, im Bereitschafts-, Spannungs- und Verteidigungsfall eine
unzumutbare Harte bedeuten wirde. Eine besondere Harte liegt in der Regel vor, wenn

1. im Fall der Heranziehung des Dienstleistungspflichtigen

a) die Versorgung seiner Familie, hilfsbedirftiger Angehériger oder anderer hilfsbedurftiger Personen,
fur deren Lebensunterhalt er aus rechtlicher oder sittlicher Verpflichtung aufzukommen hat,
gefahrdet wirde oder

b) flr Verwandte ersten Grades besondere Notstande zu erwarten sind,

2. der Dienstleistungspflichtige fur die Erhaltung und Fortfihrung eines eigenen Betriebes unentbehrlich ist,
3. die Heranziehung des Dienstleistungspflichtigen

a) eine zu einem schulischen Abschluss fuhrende Ausbildung,

b) ein Hochschulstudium, bei dem zum vorgesehenen Diensteintritt das dritte Semester erreicht ist,

) einen zum vorgesehenen Diensteintritt begonnenen dualen Bildungsgang (Studium mit
studienbegleitender betrieblicher Ausbildung), dessen Regelstudienzeit acht Semester nicht
Uberschreitet und bei dem das Studium spatestens drei Monate nach Beginn der betrieblichen
Ausbildung aufgenommen wird,

d) einen zum vorgesehenen Diensteintritt zu einem Drittel absolvierten sonstigen
Ausbildungsabschnitt oder

e) eine bereits begonnene Berufsausbildung

unterbrechen oder die Aufnahme einer rechtsverbindlich zugesagten oder vertraglich gesicherten
Berufsausbildung verhindern wirde.

(5) Von Dienstleistungen kann ein Dienstleistungspflichtiger ferner zurtickgestellt werden, wenn gegen ihn ein
Strafverfahren anhangig ist, in dem Freiheitsstrafe, Strafarrest, Jugendstrafe oder eine freiheitsentziehende
MaRregel der Besserung und Sicherung zu erwarten ist, oder wenn seine Heranziehung die militérische Ordnung
oder das Ansehen der Bundeswehr ernstlich gefahrden wirde.
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(6) Von einer Dienstleistung soll ein Dienstleistungspflichtiger auf Antrag auch zurtckgestellt werden, wenn
er fUr die Erhaltung und Fortfiihrung des elterlichen Betriebes oder des Betriebes seines Arbeitgebers oder
far die ordnungsgemaRe Aufgabenerflllung seiner Dienstbehérde unentbehrlich ist. In diesem Fall sind

die Eltern, der Arbeitgeber oder die Dienstbehdrde des Dienstleistungspflichtigen antragsberechtigt und
verpflichtet, den Wegfall der Voraussetzungen fir die Unentbehrlichkeit der zustandigen Wehrersatzbehérde
anzuzeigen. Die Zuruckstellung bedarf der Zustimmung des Dienstleistungspflichtigen. Die Heranziehung des
Dienstleistungspflichtigen ist bis zur Entscheidung Uber den Antrag auszusetzen.

§ 68 Unabkommlichstellung

(1) Zum Ausgleich des personellen Kraftebedarfs fir die Aufgaben der Bundeswehr und andere Aufgaben kann
ein Dienstleistungspflichtiger im Spannungs- und Verteidigungsfall im &éffentlichen Interesse fir Dienstleistungen
unabkémmlich gestellt werden, wenn und solange er flr die von ihm ausgelibte Tatigkeit nicht entbehrt werden
kann.

(2) Uber die Unabkémmlichstellung entscheidet die Wehrersatzbehérde auf Vorschlag der zustéandigen
Verwaltungsbehdrde. Das Vorschlagsrecht steht auch den Kirchen und Religionsgemeinschaften, soweit sie
Korperschaften des 6ffentlichen Rechts sind, fir ihre Bediensteten zu. Die Zustandigkeit und das Verfahren regelt
eine Rechtsverordnung. In der Rechtsverordnung kann die Befugnis zur Bestimmung der zustandigen Behdérden
auf oberste Bundesbehdrden oder auf die Landesregierungen mit der Befugnis zur Weiterlibertragung auf oberste
Landesbehdrden ibertragen werden; die nach dieser Verordnung vorschlagsberechtigte oberste Bundesbehorde
oder die Landesregierung kann, soweit Landesrecht dies zuldsst, das Vorschlagsrecht auch durch allgemeine
Verwaltungsvorschrift regeln. Die Rechtsverordnung regelt auch, wie Meinungsverschiedenheiten zwischen

der Wehrersatzbehdrde und der vorschlagenden Verwaltungsbehérde unter Abwagung der verschiedenen
Belange auszugleichen sind. Die Rechtsverordnung regelt ferner, fur welche Fristen die Unabkémmlichstellung
ausgesprochen werden kann und welche sachverstandigen Stellen der 6ffentlichen Verwaltung und Wirtschaft zu
héren sind.

(3) Die Dienstbehérde oder der Arbeitgeber des Dienstleistungspflichtigen ist verpflichtet, den Wegfall
der Voraussetzungen fur die Unabkdmmlichstellung der zustandigen Wehrersatzbehérde anzuzeigen.
Dienstleistungspflichtige, die in keinem Arbeits- oder Dienstverhaltnis stehen, haben den Wegfall der
Voraussetzungen selbst anzuzeigen.

3.
Heranziehungsverfahren

§ 69 Zustandigkeit

Zustandig fur die Heranziehung von Dienstleistungspflichtigen zu Dienstleistungen und das damit in
Zusammenhang stehende Verfahren nach diesem Abschnitt sind die Wehrersatzbehérden.

§ 70 Verfahren

(1) Das Verfahren nach diesem Abschnitt ist kostenfrei. Notwendige Auslagen sind zu erstatten. Zu den
notwendigen Auslagen gehdéren auch die Kosten flr die Beschaffung von Unterlagen, deren Beibringung dem
Dienstleistungspflichtigen aufgegeben wird. Einem Arbeitnehmer, der nicht unter das Arbeitsplatzschutzgesetz
fallt, wird auch der durch eine angeordnete arztliche Untersuchung oder eine angeordnete sonstige Vorstellung
bei der Wehrersatzbehdrde entstehende Verdienstausfall erstattet. Einem Dienstleistungspflichtigen, der nicht
Arbeitnehmer ist, werden notwendige Aufwendungen, die ihm durch die Bestellung eines Vertreters entstehen,
erstattet. Das Nahere Uber die Erstattung von notwendigen Auslagen, Verdienstausfall und Vertretungskosten
regelt eine Rechtsverordnung.

(2) Antrage nach diesem Abschnitt sind schriftlich oder elektronisch zu stellen. Bescheide nach diesem Abschnitt
ergehen schriftlich oder in elektronischer Form.

(3) Ein Bescheid, der in Ausfuhrung dieses Abschnittes ergeht, ist zuzustellen. Dies qilt nicht fir begunstigende
Verwaltungsakte. Ein Heranziehungsbescheid zu Hilfeleistungen im Innern (§ 63), zu Hilfeleistungen im Ausland (§
63a), zu einer Ubung, die von der Bundesregierung als Bereitschaftsdienst angeordnet ist (§ 61 Abs. 3) oder die
als Alarmlbung nicht langer als drei Tage dauert, kann auch mit gewéhnlichem Standardbrief mit dem Vermerk
"Vorrangpost" oder in entsprechender Anwendung des § 5 des Verwaltungszustellungsgesetzes unmittelbar durch
die Truppe zugestellt werden.
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§ 71 Arztliche Untersuchung, Anhérung

Ungediente Personen, die sich gemaR § 59 Abs. 3 Satz 1 freiwillig zu Dienstleistungen verpflichten wollen,

sind vor der Annahme ihrer Verpflichtung hinsichtlich ihrer Dienstfahigkeit zu untersuchen. Ungediente
Dienstleistungspflichtige, die nicht innerhalb von drei Jahren nach dieser oder nach einer erneuten arztlichen
Untersuchung zu einer Dienstleistung herangezogen worden sind, sind vor ihrer Heranziehung zu héren und auf
Antrag oder, wenn Anhaltspunkte flr eine Veranderung des Gesundheitszustandes vorliegen oder dies fir eine
vorgesehene Verwendung im Wehrdienst erforderlich ist, erneut arztlich zu untersuchen. Sie haben sich hierzu
nach Aufforderung durch die Karrierecenter der Bundeswehr vorzustellen und arztlich untersuchen zu lassen. Auf
die Untersuchung findet § 17a Absatz 2 bis 4 entsprechende Anwendung. Das Ergebnis der Untersuchung und
die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen sind durch einen schriftlichen Untersuchungsbescheid mitzuteilen. Das
gilt auch dann, wenn eine beantragte Uberpriifung der Dienstfahigkeit ohne &rztliche Untersuchung durchgefiihrt
wird.

§ 72 Heranziehung von ungedienten Dienstleistungspflichtigen

(1) Ungediente Dienstleistungspflichtige (§ 59 Abs. 3 Satz 1), die nach § 71 verfligbar sind, werden durch die
Karrierecenter der Bundeswehr zu Dienstleistungen herangezogen. Die Art der Dienstleistung sowie Ort und
Zeit des Diensteintritts werden durch Heranziehungsbescheid bekannt gegeben. Im Heranziehungsbescheid ist
die Dauer der zu leistenden Dienstleistung anzugeben; dies gilt nicht fir die Heranziehung zum Wehrdienst im
Spannungs- oder Verteidigungsfall nach § 60 Nr. 6 und zu Ubungen als Bereitschaftsdienst nach § 61 Abs. 3.

(2) Die Dienstleistungspflichtigen haben sich entsprechend dem Heranziehungsbescheid zu Dienstleistungen im
Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung zu stellen.

(3) Der Heranziehungsbescheid soll vier Wochen vor dem Beginn der Dienstleistung zugestellt sein.
Dienstleistungspflichtige kdnnen ohne Einhaltung einer Frist einberufen werden, wenn
1. Ubungen als Bereitschaftsdienst angeordnet sind,

2. die Heranziehung zu einer nach den Umstanden gebotenen Erhdhung der Einsatzbereitschaft der
Streitkrafte notwendig ist,

der Spannungs- oder Verteidigungsfall eingetreten ist,

4, das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle Ubungen von kurzer Dauer als
Alarmubungen angeordnet hat oder

5. Hilfeleistungen im Innern zu erbringen sind.

§ 73 Heranziehung von gedienten Dienstleistungspflichtigen

Dienstleistungspflichtige, die bereits in der Bundeswehr gedient haben, werden nach Feststellung ihrer
Verfugbarkeit durch die Wehrersatzbehérden zu Dienstleistungen herangezogen. Sie sind zu héren, wenn

seit dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst mehr als drei Jahre verstrichen sind, und auf Antrag oder, wenn
Anhaltspunkte fur eine Veranderung des Gesundheitszustandes vorliegen oder dies fur eine vorgesehene
Verwendung im Wehrdienst erforderlich ist, erneut arztlich zu untersuchen. Auf die Untersuchung finden § 17a
Absatz 2 bis 4 sowie § 71 Satz 5 und 6 entsprechende Anwendung. Die Dienstleistungspflichtigen haben sich nach
Aufforderung durch die Karrierecenter der Bundeswehr vorzustellen und arztlich untersuchen zu lassen. Sie haben
sich entsprechend dem Heranziehungsbescheid zu Dienstleistungen im Geschaftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung zu stellen. § 72 Abs. 1 und 3 gilt entsprechend.

4.
Beendigung der Dienstleistungen und Verlust des Dienstgrades

§ 74 Beendigung der Dienstleistungen

Die Dienstleistungen enden
1. durch Entlassung (§ 75),

2. durch Ablauf der fur den Wehrdienst festgesetzten Zeit, wenn der Endzeitpunkt kalendermafRig bestimmt
ist oder

3. durch Ausschluss (§ 76).
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§ 75 Entlassung aus den Dienstleistungen

(1) Der Soldat ist entlassen mit Ablauf des Monats, in dem er das fir ihn nach § 59 Abs. 1, 2 oder 3 festgesetzte
Hochstalter fur eine Heranziehung erreicht hat. Im Ubrigen ist er zu entlassen, wenn

1. die fur die Dienstleistung festgesetzte Zeit abgelaufen ist, es sei denn, Bereitschaftsdienst nach § 61 Abs.
3 wird angeordnet oder der Spannungs- oder Verteidigungsfall ist eingetreten,

2. die Anordnung des Bereitschaftsdienstes nach § 61 Abs. 3 aufgehoben wird, es sei denn, dass der
Spannungs- oder Verteidigungsfall eingetreten ist,

seine Verwendung wahrend des Spannungs- oder Verteidigungsfalles endet,

der Heranziehungsbescheid aufgehoben wird, eine zwingende Dienstleistungsausnahme vorliegt - in den
Fallen des § 66 erst nach Befreiung durch das Karrierecenter der Bundeswehr - oder wenn innerhalb des
ersten Monats der Dienstleistung im Rahmen der Einstellungsuntersuchung festgestellt wird, dass der
Soldat wegen einer Gesundheitsstérung dauernd oder voraussichtlich fur einen Zeitraum von mehr als
einem Monat, bei klirzerer Verwendung flr den Zeitraum dieser Verwendung, voribergehend zur Erflllung
seiner Dienstpflichten unfahig ist,

5. nach dem bisherigen Verhalten durch sein Verbleiben in der Bundeswehr die militarische Ordnung oder
die Sicherheit der Truppe ernstlich gefahrdet wirde,

bei ihm die Voraussetzungen des § 46 Absatz 2a vorliegen,
er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist,

er seiner Aufstellung fur die Wahl zum Europaischen Parlament, zum Deutschen Bundestag oder zu der
gesetzgebenden Koérperschaft eines Landes zugestimmt hat,

9. er unabkémmlich gestellt ist,

10.  der mit der Dienstleistung verfolgte Zweck entfallen ist und im Fall einer befristeten Ubung eine andere
Verwendung im Hinblick auf die Ausbildung fur die bestehende oder eine kinftige Verwendung nicht
erfolgen kann,

11. erdienstunfahig ist oder die Wiederherstellung seiner Dienstfahigkeit innerhalb der Wehrdienstzeit nicht
zu erwarten ist; § 44 Abs. 4 Satz 1 und 3 gilt entsprechend, oder

12. ernach § 67 Abs. 6 zuriickgestellt ist.

(2) Der Soldat kann entlassen werden, wenn

1. das Verbleiben in der Bundeswehr fir ihn wegen personlicher, insbesondere hauslicher, beruflicher
oder wirtschaftlicher Grinde eine besondere, im Bereitschafts-, Spannungs- und Verteidigungsfall eine
unzumutbare Harte bedeuten wirde und er seine Entlassung beantragt hat,

2. gegen ihn auf Freiheitsstrafe oder Strafarrest von drei Monaten oder mehr oder auf eine nicht zur
Bewahrung ausgesetzte Jugendstrafe erkannt ist oder

3. die Aussetzung einer Jugendstrafe zur Bewahrung widerrufen wird.

(3) Die Entlassung wird von der Stelle verfugt, die nach § 4 Abs. 2 fur die Ernennung des Soldaten zustandig ware.

(4) Ein Soldat, der sich schuldhaft von seiner Truppe oder Dienststelle fern halt, gilt mit dem Tag als entlassen, an
dem er hatte entlassen werden muissen, wenn er Dienst geleistet hatte.

(5) Ist ein Soldat wahrend einer besonderen Auslandsverwendung wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder
aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhangenden Grinden, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich
des Dienstherrn entzogen, ist die Entlassung bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustandes
folgenden Monats hinauszuschieben. Dies gilt auch bei anderen Verwendungen im Ausland mit vergleichbarer
Gefahrdungslage.

(6) Befindet sich ein Soldat, der eine Dienstleistung erbringt, im Entlassungszeitpunkt in stationarer
truppenarztlicher Behandlung, endet der Wehrdienst, zu dem er herangezogen wurde, wenn

1. die stationare truppenarztliche Behandlung beendet ist, spatestens jedoch drei Monate nach dem
Entlassungszeitpunkt, oder
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2. er innerhalb der drei Monate schriftlich erklart, dass er mit der Fortsetzung des Wehrdienstverhaltnisses
nicht einverstanden ist, mit dem Tag der Abgabe der Erklarung.

§ 76 Ausschluss von Dienstleistungen und Verlust des Dienstgrades

(1) Ein Soldat ist von Dienstleistungen ausgeschlossen, wenn gegen ihn durch ein deutsches Gericht auf die in §
38 Abs. 1 bezeichneten Strafen, Mallregeln oder Nebenfolgen erkannt wird. Er verliert seinen Dienstgrad; dies gilt
auch, wenn er wegen schuldhafter Verletzung seiner Dienstpflichten nach § 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 oder
nach § 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 entlassen wird.

(2) Wird ein Urteil mit der Folge des Dienstgradverlustes nach Absatz 1 Satz 2 im Wiederaufnahmeverfahren
durch ein Urteil ersetzt, das diese Folgen nicht hat, gilt der Verlust des Dienstgrades als nicht eingetreten.

(3) Ein Dienstleistungspflichtiger verliert seinen Dienstgrad ferner, wenn er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt
wird, im Fall der Entlassung nach § 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 mit Beendigung des Wehrdienstverhaltnisses.

Er verliert seinen Dienstgrad auch, wenn gegen ihn durch ein deutsches Gericht auf eine der in § 38 Absatz 1
bezeichneten Strafen, MalRregeln und Nebenfolgen erkannt worden ist. Die §§ 53 und 57 bleiben unberihrt.

5.
Uberwachung und Durchsetzung der Dienstleistungspflicht

§ 77 Dienstleistungsuberwachung; Haftung

(1) Der Dienstleistungsiberwachung unterliegen die in § 59 Abs. 1 bis 3 genannten Personen. Die
Dienstleistungsuberwachung beginnt im Anschluss an das Dienstverhaltnis als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit,
im Fall des § 59 Abs. 3 Satz 1 oder im Fall einer Verpflichtung zu einem freiwilligen Wehrdienst nach § 58b mit der
Annahme der Verpflichtung, und endet zu dem in § 59 Abs. 1 bis 3 genannten, jeweils einschlagigen Zeitpunkt.
(2) Von der Dienstleistungstiberwachung sind diejenigen Dienstleistungspflichtigen ausgenommen, die

1. dauerhaft nicht dienstfahig sind (§ 64),

2 von Dienstleistungen dauernd ausgeschlossen sind (§ 65),

3. von Dienstleistungen befreit sind (§ 66) oder

4 als Kriegsdienstverweigerer anerkannt sind.

(3) Soweit es fur die Kontaktpflege im Rahmen der Dienstleistungsiberwachung erforderlich ist, dirfen die
Wehrersatzbehdrden der Dienststelle, bei der ein Dienstleistungspflichtiger beordert ist, folgende Daten zur
Person des Dienstleistungspflichtigen Gbermitteln:

1. Familienname,
2. Vornamen und
3. letzte bekannte Anschrift.

(4) Wahrend der Dienstleistungsiiberwachung haben die Dienstleistungspflichtigen

1. jede Anderung ihrer Wohnung binnen einer Woche, im Spannungs- und Verteidigungsfall binnen 48
Stunden, der zustandigen Wehrersatzbehérde zu melden,

Vorsorge zu treffen, dass Mitteilungen der Wehrersatzbehdrde sie unverziiglich erreichen,
sich auf Aufforderung der zustandigen Wehrersatzbehdérde persénlich zu melden,

4, ausgehandigte Bekleidungs- und Ausrustungsstiicke ohne Entschadigung jederzeit erreichbar
sorgfaltig aufzubewahren und zu pflegen, sie nicht auBerhalb des Wehrdienstes zu verwenden, ihre
missbrauchliche Benutzung durch Dritte auszuschlieRen, den Weisungen zur Behandlung der Gegenstande
nachzukommen, sie der zustandigen Dienststelle auf Aufforderung vorzulegen oder zurtickzugeben und
ihr Schaden sowie Verluste unverzuglich zu melden,

5. die Dienstleistungsbescheide fir Hilfeleistungen im Innern nach § 63 Abs. 1, fir den Wehrdienst im
Spannungsfall und fur den Wehrdienst im Verteidigungsfall sorgfaltig aufzubewahren, nicht missbrauchlich
zu verwenden, auf Aufforderung der zustéandigen Dienststelle vorzulegen sowie der Wehrersatzbehoérde
einen Verlust unverzlglich zu melden,
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6. sich zur Verhtung Ubertragbarer Krankheiten impfen zu lassen und insoweit arztliche Eingriffe in ihre
kérperliche Unversehrtheit zu dulden; das Grundrecht nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes wird

insoweit eingeschrankt,

7. sich auf Verlangen der zustandigen Wehrersatzbehérde im Hinblick auf eine fur sie vorgesehene
sicherheitsempfindliche Tatigkeit in der Bundeswehr einer erstmaligen Sicherheitstberprufung
und weiteren Sicherheitsiberprifungen zu unterziehen, deren Durchflihrung sich nach dem
Sicherheitstiberprifungsgesetz bestimmt und fur die es einer Zustimmung des Dienstleistungspflichtigen
nicht bedarf.

(5) Die Dienstleistungspflichtigen haben fUr vorsatzlich oder grob fahrlassig verursachte Schaden und Verluste
an ausgehandigten Bekleidungs- und Ausristungsstiicken Geldersatz zu leisten. Die Schadensersatzanspriche
verjahren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem die zustandigen Behérden von dem Schaden Kenntnis
erlangen, ohne Rucksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung an.

(6) Wahrend der Dienstleistungstiberwachung haben die Dienstleistungspflichtigen ferner der zustandigen
Wehrersatzbehdrde unverzaglich schriftlich, elektronisch oder mindlich zu melden:

1. den Eintritt von Tatsachen, die eine Dienstleistungsausnahme nach den §§ 64 bis 66 begrinden,

2. den Eintritt von Tatsachen, die eine vorliibergehende Unfahigkeit zur Erfillung der Dienstpflichten von
voraussichtlich mindestens neun Monaten begriinden,

3. Erkrankungen und Verletzungen sowie Verschlimmerungen von Erkrankungen und Verletzungen

seit der Untersuchung gemaR § 71 Satz 1, der letzten Uberprifungsuntersuchung gemaR § 71 Satz

2 und § 73 Satz 2, der Prlfung der Verflgbarkeit oder der Entlassungsuntersuchung, von denen der
Dienstleistungspflichtige oder sein Arzt annimmt, dass sie flr die Beurteilung seiner Dienstfahigkeit von
Belang sind, soweit sie hierzu von der zustandigen Wehrersatzbehdrde aufgefordert werden,

den vorzeitigen Wegfall der Voraussetzungen fir eine Zurlckstellung,

den Abschluss und einen Wechsel ihrer beruflichen Ausbildung, einen Wechsel ihres Berufes sowie
eine weitergehende berufliche Qualifikation; hierliber in ihrem Besitz befindliche Nachweise haben die
Dienstleistungspflichtigen auf Aufforderung unverziglich vorzulegen.

(7) (weggefallen)

§ 78 Aufenthaltsfeststellungsverfahren

(1) Kann die fur die Dienstleistungsiberwachung zustandige Wehrersatzbehérde (ausschreibende Behérde)
den standigen Aufenthaltsort eines Dienstleistungspflichtigen nicht feststellen, Ubermittelt sie dem
Bundesverwaltungsamt zum Zweck der Feststellung des Aufenthaltsortes folgende Daten zur Person des
Dienstleistungspflichtigen:

1. Familiennamen, frGhere Namen, Vornamen,

2. Geburtsdatum und Geburtsort,

3. letzte, der ausschreibenden Behoérde bekannte Anschrift und
4. das Geschaftszeichen.

Das Bundesverwaltungsamt hat diese Daten jeweils unter Angabe der ausschreibenden Behoérde zu speichern.

(2) Das Bundesverwaltungsamt hat die Daten zu dem in Absatz 1 genannten Zweck in regelmaBigen Abstanden in
einer Datei zusammengefasst folgenden Stellen zu Ubermitteln:

1. den Wehrersatzbehérden,
2. dem Auswartigen Amt,
3. den Behdrden, die fir die polizeiliche Kontrolle des grenzuberschreitenden Verkehrs zustandig sind.

Diese Stellen dlrfen die Daten zu dem Zweck, zu dem sie ihnen Ubermittelt worden sind, verarbeiten. Wird diesen
Stellen der Aufenthaltsort eines Dienstleistungspflichtigen bekannt, haben sie ihn der ausschreibenden Behdrde
mitzuteilen, soweit keine besonderen Verwendungsregelungen entgegenstehen. Sodann I6schen sie unverziglich
die ihnen vom Bundesverwaltungsamt Ubermittelten Daten der betroffenen Person. Die ausschreibende Behdrde
unterrichtet das Bundesverwaltungsamt sowie die Gbrigen Stellen nach Satz 1 davon, dass der Aufenthaltsort
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festgestellt worden und eine weitere Speicherung nicht mehr erforderlich ist. Diese Stellen haben die Daten der
betroffenen Person nach der Unterrichtung zu l6schen.

(3) Die ausschreibende Behdrde unterrichtet das Bundesverwaltungsamt rechtzeitig, wenn fiir eine betroffene
Person die Dienstleistungspflicht nach § 59 Abs. 1 bis 3 endet. Das Bundesverwaltungsamt hat die Daten der
betroffenen Person spatestens mit Ende der Dienstleistungspflicht zu 16schen; Gleiches gilt fir die Gbrigen Stellen
nach Absatz 2 Satz 1, die durch das Bundesverwaltungsamt Uber das Ende der Dienstleistungspflicht unverziglich
zu unterrichten sind.

(4) Sobald das Bundesverwaltungsamt eine Datei nach Absatz 2 Satz 1 Ubermittelt, haben die in Absatz 2 Satz 1
Nr. 1 bis 4 genannten Stellen die ihnen zuvor Gbermittelte Datei zu Idschen.

§ 79 Vorfiihrung und Zufiihrung

(1) Bei Dienstleistungspflichtigen, die einer angeordneten arztlichen Untersuchung (§ 71 Satz 3 oder § 73 Satz
4) fernbleiben oder einer Aufforderung der Wehrersatzbehorde, sich personlich zu melden (§ 77 Abs. 4 Nr. 3),
unentschuldigt nicht nachkommen, kann die Vorflihrung angeordnet werden. Die Polizei ist um Durchfiihrung zu
ersuchen.

(2) Die Polizei kann ersucht werden, Dienstleistungspflichtige, die ihrer Heranziehung unentschuldigt nicht Folge
leisten, dem nachsten Feldjagerdienstkommando zuzufiihren.

(3) Die Polizei ist befugt, zum Zweck der Vorfihrung oder Zufiihrung die Wohnung und andere Raume des
Dienstleistungspflichtigen zu betreten und nach ihm zu suchen. Das Gleiche gilt, auBer zur Nachtzeit, fir andere
Wohnungen und Raume, wenn sich der Dienstleistungspflichtige einem unmittelbar bevorstehenden Zugriff

der Polizei durch Betreten solcher Wohnungen und Raume entzieht. MaBnahmen nach den Satzen 1 und 2
bedurfen einer durch die Wehrersatzbehdrde einzuholenden richterlichen Anordnung. Dabei kann das Gericht
von einer vorherigen Anhdrung des Dienstleistungspflichtigen oder Wohnungsinhabers absehen, wenn es dies
fur erforderlich halt, um den Zweck der MaBnahme nicht zu gefahrden. Personen, die Mitgewahrsam an der
Wohnung des Dienstleistungspflichtigen haben, haben das Betreten und Durchsuchen der Wohnung und anderer
Raume zu dulden. Unbillige Harten gegeniber Mitgewahrsamsinhabern sind zu vermeiden. Die Anordnung ist bei
der Durchsuchung vorzuzeigen. Fur die richterliche Anordnung einer Durchsuchung ist das Verwaltungsgericht
zustandig, in dessen Bezirk die Durchsuchung vorgenommen werden soll. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschrankt.

6.
Verhaltnis zur Wehrpflicht

§ 80 Konkurrenzregelung

FUr Wehrpflichtige nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes geht im Spannungs- oder Verteidigungsfall das
Wehrpflichtgesetz vor.

Funfter Abschnitt
Dienstliche Veranstaltungen

§ 81 Zuziehung zu dienstlichen Veranstaltungen

(1) Dienstliche Veranstaltungen sind dienstliche Vorhaben im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung insbesondere zur militarischen Aus-, Fort- und Weiterbildung, zu denen Personen mit ihrem
Einverstandnis zugezogen werden kénnen.

(2) Zu dienstlichen Veranstaltungen kénnen Personen, die dienstfahig sind und das 65. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, durch das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle zugezogen
werden. Wahrend der Wehrdienstleistung stehen sie in einem Wehrdienstverhaltnis.

Sechster Abschnitt
Rechtsschutz

1.
Rechtsweg
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§ 82 Zustandigkeiten

(1) FUr Klagen der Soldaten, der Soldaten im Ruhestand, der friiheren Soldaten, der Dienstleistungspflichtigen
gemaR § 59 Abs. 3 Satz 1 und der Hinterbliebenen aus dem Wehrdienstverhaltnis ist der Verwaltungsrechtsweg
gegeben, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gesetzlich vorgeschrieben ist.

(2) Fur Klagen des Bundes gilt das Gleiche.

(3) Der Bund wird durch das Bundesministerium der Verteidigung vertreten. Dieses kann die Vertretung durch
allgemeine Anordnung anderen Stellen Gbertragen; die Anordnung ist im Bundesgesetzblatt zu veroffentlichen.

(4) Soweit Aufgaben des Bundesministeriums der Verteidigung in den Geschaftsbereich eines anderen
Bundesministeriums Ubertragen worden sind, ist vor allen Klagen ein Vorverfahren nach den Vorschriften

des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung durchzufiihren. Den Widerspruchsbescheid erlasst das
Bundesministerium der Verteidigung. Es kann die Entscheidung durch allgemeine Anordnung anderen Behérden
Ubertragen. Die Anordnung ist im Bundesgesetzblatt zu veroffentlichen.

2.
Rechtsbhehelfe und Rechtsmittel gegen Verwaltungsakte nach dem Vierten Abschnitt

§ 83 Besondere Vorschriften fiur das Vorverfahren

(1) Der Widerspruch gegen Verwaltungsakte, die auf Grund des Vierten Abschnitts dieses Gesetzes durch
die Wehrersatzbehérden ergehen, ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides schriftlich oder
zur Niederschrift bei der Behdrde zu erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch
Einlegung bei der Behérde, die den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt.

(2) Uber den Widerspruch gegen den Heranziehungsbescheid (§ 72 Abs. 1 Satz 1 und § 73 Satz 1), den
Widerspruch gegen die Aufhebung eines Heranziehungsbescheides und den Widerspruch gegen den
Untersuchungsbescheid (§ 71 Satz 5 und § 73 Satz 3) entscheidet das Bundesamt fur das Personalmanagement
der Bundeswehr. Der Widerspruch gegen den Heranziehungsbescheid, der Widerspruch gegen die Aufhebung
eines Heranziehungsbescheides und der Widerspruch gegen den Untersuchungsbescheid haben keine
aufschiebende Wirkung.

§ 84 Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichts

Die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde gegen eine andere Entscheidung des Verwaltungsgerichts

sind ausgeschlossen. Das gilt nicht fir die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision nach § 135

in Verbindung mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und die Beschwerde gegen Beschlisse Uber den
Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen Beschllsse Uber
den Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende Anwendung.

§ 85 Besondere Vorschriften fiir die Anfechtungsklage

Die Anfechtungsklage gegen den Untersuchungsbescheid (§ 71 Satz 5 und § 73 Satz 3), die Anfechtungsklage
gegen den Heranziehungsbescheid (§ 72 Abs. 1 Satz 1 und § 73 Satz 1) und die Anfechtungsklage gegen die
Aufhebung des Heranziehungsbescheides haben keine aufschiebende Wirkung. Das Gericht kann auf Antrag
die aufschiebende Wirkung anordnen. Vor der Anordnung ist das Bundesamt fiir das Personalmanagement der
Bundeswehr zu héren.

Siebter Abschnitt i
BuBgeldvorschriften; Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 86 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 71 Satz 3, § 73 Satz 4 oder § 77 Abs. 4 Nr. 7 sich einer dort genannten Untersuchung oder
Uberprifung nicht oder nicht rechtzeitig unterzieht,

entgegen § 77 Abs. 4 Nr. 1 oder Abs. 6 Nr. 1, 2 oder 3 eine Meldung nicht oder nicht rechtzeitig macht,
3. entgegen § 77 Abs. 4 Nr. 2 keine Vorsorge trifft,
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4, entgegen § 77 Abs. 4 Nr. 3 sich nicht oder nicht rechtzeitig meldet oder

entgegen § 77 Abs. 4 Nr. 5 einen dort genannten Bescheid nicht sorgfaltig oder nicht fur die
vorgeschriebene Dauer aufbewahrt, ihn missbrauchlich verwendet oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt
oder eine Meldung nicht oder nicht rechtzeitig macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes tber Ordnungswidrigkeiten ist das
Karrierecenter der Bundeswehr.

§ 87 Einstellung von anderen Bewerbern

(1) Ein Bewerber, der die flr einen héheren Dienstgrad erforderliche militarische Eignung durch Lebens- und
Berufserfahrung auBerhalb der Bundeswehr erworben hat, kann auf Grund freiwilliger Verpflichtung zu einer
Eignungsubung von vier Monaten einberufen werden; er kann die Eignungsubung freiwillig fortsetzen. Wahrend
der Ubung kann er mit dem 15. oder Letzten eines jeden Monats entlassen werden. Die Entlassungsverfiigung
ist ihm wenigstens zwei Wochen vor dem Entlassungstag bekannt zu geben. Auf seinen Antrag muss er jederzeit
entlassen werden. Im Ubrigen hat er fir die Dauer der Eignungsiibung die Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit
mit dem Dienstgrad, flr den er nach erfolgreicher Ableistung der Eignungslibung vorgesehen ist.

(2) Nach der Eignungstibung kann der Bewerber zum Berufssoldaten oder zum Soldaten auf Zeit ernannt werden.

(3) (weggefallen)

§ 88 Entlassung von anderen Bewerbern

Ein Bewerber nach § 87 Abs. 1, der in das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit
berufen ist, kann auf Grund eines Verhaltens vor der Ernennung, das ihn der Berufung in sein Dienstverhaltnis
unwurdig erscheinen lasst, entlassen werden, nachdem ein Disziplinargericht den Sachverhalt festgestellt hat. Die
Entlassung hat dieselben Folgen wie eine Entlassung nach § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3.

FuBBnote

(+++ § 88: Zur Anwendung vgl. § 98 Abs. 3 WDO 2025 +++)
§ 89 Mitteilungen in Strafsachen

(1) In Strafsachen gegen Soldaten gilt § 115 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend.

(2) In Strafsachen gegen Berufssoldaten im Ruhestand, frGhere Berufssoldaten und frihere Soldaten auf

Zeit sollen personenbezogene Daten auBer in den Fallen des § 14 Abs. 1 Nr. 6 des Einflhrungsgesetzes zum
Gerichtsverfassungsgesetz Ubermittelt werden, wenn deren Kenntnis fur DisziplinarmalBnahmen mit anderen
als versorgungsrechtlichen Folgen erforderlich ist, soweit nicht fur die Ubermittelnde Stelle erkennbar ist, dass
schutzwiirdige Interessen der betroffenen Person an dem Ausschluss der Ubermittlung tiberwiegen. § 14 Abs. 2
des Einfuhrungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ist anzuwenden.

(3) Die Mitteilungen sind zu richten

1. bei Erlass und Vollzug eines Haftbefehls oder Unterbringungsbefehls an den nachsten
Disziplinarvorgesetzten des Soldaten oder dessen Vertreter im Amt,

2. in den Ubrigen Fallen zum Zweck der Weiterleitung an die zustandige Stelle an das Bundesamt fur das
Personalmanagement der Bundeswehr.

Die Mitteilungen sind als "Vertrauliche Personalsache" zu kennzeichnen. Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 diirfen nur die
Personendaten des Beschuldigten, die flr die Ermittlung der zustandigen Stelle erforderlich sind, dem Bundesamt
fur das Personalmanagement der Bundeswehr zuganglich gemacht werden; die Gbrigen Daten sind ihm zur
Weiterleitung in einem verschlossenen Umschlag zu Ubermitteln.

§ 90 Organisationsgesetz

Die Organisation der Verteidigung, insbesondere die Spitzengliederung der Bundeswehr und die endgultige
Organisation des Bundesministeriums der Verteidigung, bleiben besonderer gesetzlicher Regelung vorbehalten.
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§ 91 (weggefallen)
§ 92 Ubergangsvorschrift fiir die Laufbahnen

In der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 kann fur die Dauer des Spannungs- oder Verteidigungsfalles bestimmt
werden, dass fur die bei Eintritt des Spannungs- oder Verteidigungsfalles vorhandenen Berufssoldaten und
Soldaten auf Zeit die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b bis auf sechs Monate und die Dienstzeit nach
Nr. 2 Buchstabe b bis auf ein Jahr verkilrzt wird.

§ 93 Verordnungsermachtigungen

(1) Die Bundesregierung erlasst die Rechtsverordnungen Uber
1. die Nebentatigkeit der Soldaten nach § 20 Abs. 7,

2. die Laufbahnen der Soldaten nach § 27 Absatz 1, die Beurteilungen der Soldaten nach § 27a Absatz 3 und
die Referenzgruppen nach § 27b Absatz 3,

den Urlaub der Soldaten nach § 28 Abs. 4,

die Regelungen zur Elternzeit der Soldaten nach § 28 Abs. 7 Satz 2,

die Jubildumszuwendungen nach § 30 Abs. 4,

die Regelungen zum Mutterschutz fiir Soldatinnen nach § 30 Abs. 5 Satz 2,

die Verlangerung der Dienstzeit von Soldaten auf Zeit nach § 54 Abs. 3 Nr. 1,

die Erstattung von Auslagen, Verdienstausfall und Vertretungskosten nach § 70 Abs. 1 Satz 6,
die Zustandigkeit und das Verfahren bei der Unabkdmmlichstellung nach § 68 Abs. 2 Satz 3.
10. (weggefallen)

© o N oUW

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung erlasst die Rechtsverordnungen tGber

die Regelung des Vorgesetztenverhaltnisses nach § 1 Absatz 3,

die Vorgaben zum Erscheinungsbild der Soldaten nach § 4 Absatz 4,

die Unteroffizierprifungen und die Offizierprifungen nach § 27 Absatz 7,

die Regelungen zur Ermdglichung einer unentgeltlichen Beférderung nach § 30 Absatz 6,
die Ausgestaltung der Teilzeitbeschaftigung nach § 30a,

o v kA wnN e

die regelmaRige Arbeitszeit und die Manahmen zur Gewahrleistung eines bestmdglichen Arbeits- und
Gesundheitsschutzes bei besonderen Tatigkeiten nach § 30c Absatz 5,

die Nichtanwendung des § 30c Absatz 1 bis 3 und 5 nach § 30c Absatz 6,

die Anhebung der héchstzulassigen durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit nach § 30d Absatz 1 Satz
1 und die Gewabhrleistung eines bestmdglichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes nach § 30d Absatz 2,

~

9. die verwendungsbezogenen Mindestdienstzeiten nach § 46 Absatz 3.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung erlasst im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und
fur Heimat und dem Bundesministerium der Finanzen die Rechtsverordnungen Uber

1. das Ausbildungsgeld nach § 30 Absatz 2,

2. die Kostenerstattung fir Familien- und Haushaltshilfen nach § 31 Absatz 8,
3. Erstattung der Kosten fiur die Bestattung eines Soldaten in einem Ehrengrab der Bundeswehr nach § 31
Absatz 9.

(4) Das Bundesministerium der Verteidigung erlasst im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des
Innern und fur Heimat die Rechtsverordnung Uber die Festlegung der Verwendungen mit besonders hohen
Sicherheitsanforderungen nach § 3a Absatz 2.

(5) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 9 bedarf der Zustimmung des Bundesrates.
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FuBnote

(+++ § 93 Abs. 2 Nr. 9: Aufgrund der riickwirkenden Einfugung der Nr. 3 durch Art. 5 Nr. 10 Buchst. a G v.
20.8.2021 13932 mWyv 1.1.2021 wird die frihere Nr. 8 ab dem 7.7.2021 die Nr. 9 +++)

§ 94 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Anderungsgesetzes vom 24. Februar 1983 (BGBI. | S. 179)

Auf Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die vor dem 2. Marz 1983 ein Studium oder eine Fachausbildung im
Rahmen ihrer militarischen Ausbildung abgeschlossen haben, sind die bisherigen Vorschriften anzuwenden.

§ 95 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Anderungsgesetzes vom 6. Dezember 1990 (BGBI. | S. 2588)

Die Vorschriften der § 40 Abs. 4, § 46 Abs. 4 finden nur auf Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten Anwendung, die
Elternzeit nach Inkrafttreten des Vierzehnten Gesetzes zur Anderung des Soldatengesetzes vom 6. Dezember
1990 (BGBI. | S. 2588) beantragt haben.

§ 96 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes

(1) Abweichend von § 45 Abs. 1 Nr. 1 wird die allgemeine Altersgrenze in den Jahren 2008 bis 2012 auf das
vollendete 62. Lebensjahr festgesetzt und ab dem Jahr 2013 wie folgt angehoben:

im Jahr Anhebung Anspruch ab Alter
um Monate Jahr Monat
2013 3 62 3
2014 6 62 6
2015 9 62 9
2016 12 63 0
2017 15 63 3
2018 18 63 6
2019 21 63 9
2020 24 64 0
2021 27 64 3
2022 30 64 6
2023 33 64 9

(2) Abweichend von § 45 Abs. 2 werden die besonderen Altersgrenzen wie folgt festgesetzt:

1. fur Generale sowie fur Offiziere in den Laufbahnen des Sanitatsdienstes, des Militdrmusikdienstes und des
Geoinformationsdienstes der Bundeswehr wird bis zum 31. Dezember 2012 keine besondere Altersgrenze
festgesetzt,

2. fur nicht von Nummer 1 erfasste Oberste
a) in den Jahren 2008 bis 2012 die Vollendung des 61. Lebensjahres, hiervon abweichend des

60. Lebensjahres fiir vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte Oberste in der
Besoldungsgruppe A 16,

b) ab dem Jahr 2013 die Vollendung des 61. Lebensjahres mit folgenden Anhebungen:

: Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr

um Monate Jahr Monat
2013 1 61 1
2014 2 61 2
2015 3 61 3
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. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr
um Monate Jahr Monat

2016 4 61 4
2017 5 61 5
2018 6 61 6
2019 7 61 7
2020 8 61 8
2021 9 61 9
2022 10 61 10
2023 11 61 11

Dies gilt mit der MaRgabe, dass vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte Oberste in
der Besoldungsgruppe A 16 die besondere Altersgrenze

aa) inden Jahren 2013 und 2014 mit Vollendung des 60. Lebensjahres,

bb) in den Jahren 2015 bis 2023 mit Vollendung des 61. Lebensjahres mit folgenden
Anhebungen erreichen:

. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr um Monate Jahr Monat
2015 0 61 0
2016 1 61 1
2017 2 61 2
2018 3 61 3
2019 4 61 4
2020 5 61 5
2021 6 61 6
2022 8 61 8
2023 10 61 10
3. fur nicht von Nummer 1 erfasste Oberstleutnante
a) in den Jahren 2008 bis 2012 die Vollendung des 59. Lebensjahres, hiervon abweichend des 58.
Lebensjahres fiir vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte Oberstleutnante in der
Besoldungsgruppe A 14,
b) ab dem Jahr 2013 die Vollendung des 59. Lebensjahres mit folgenden Anhebungen:

. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr

um Monate Jahr Monat
2013 2 59 2
2014 4 59 4
2015 6 59 6
2016 8 59 8

- Seite 54 von 58 -




4.

far nicht von Nummer 1 erfasste Majore und Stabshauptleute

a)

b)

Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

im Jahr Anhebung Erreichen mit Alter
um Monate Jahr Monat

2017 10 =9 n
2018 12 0 5
2019 14 50 5
2020 16 0 .
2021 18 0 -
2022 20 50 5
2023 22 0 T

Dies gilt mit der MaRgabe, dass vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte
Oberstleutnante in der Besoldungsgruppe A 14 die besondere Altersgrenze

in den Jahren 2013 und 2014 mit Vollendung des 58. Lebensjahres,
in den Jahren 2015 bis 2023 mit Vollendung des 59. Lebensjahres mit folgenden

aa)
bb)

Anhebungen erreichen:

. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr

um Monate Jahr Monat
2015 0 59 0
2016 2 59 2
2017 4 59 4
2018 6 59 6
2019 8 59 8
2020 10 59 10
2021 12 60 0
2022 16 60 4
2023 20 60

in den Jahren 2008 bis 2012 die Vollendung des 57. Lebensjahres, hiervon abweichend des 56.
Lebensjahres flr vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte Majore,

ab dem Jahr 2013 die Vollendung des 57. Lebensjahres mit folgenden Anhebungen:

. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr
um Monate Jahr Monat

2013 2 57 2
2014 4 57 4
2015 6 57 6
2016 8 57 8
2017 10 57 10
2018 12 58 0
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. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr
um Monate Jahr Monat

2019 14 58 2
2020 16 58 4
2021 18 58 6
2022 20 58 8
2023 22 58 10

Dies gilt mit der MaRRgabe, dass vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte Majore die
besondere Altersgrenze

aa) inden Jahren 2013 und 2014 mit Vollendung des 56. Lebensjahres,

bb) in den Jahren 2015 bis 2023 mit Vollendung des 57. Lebensjahres mit folgenden
Anhebungen erreichen:

. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr
um Monate Jahr Monat
2015 0 57 0
2016 2 57 2
2017 4 57 4
2018 6 57 6
2019 8 57 8
2020 10 57 10
2021 12 58 0
2022 16 58 4
2023 20 58
5. fur nicht von Nummer 1 erfasste Hauptleute, Oberleutnante und Leutnante
a) in den Jahren 2008 bis 2012 die Vollendung des 55. Lebensjahres, hiervon abweichend in den
Jahren 2008 bis 2010 des 54. Lebensjahres fiir vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten
Ernannte,
b) ab dem Jahr 2013 die Vollendung des 55. Lebensjahres mit folgenden Anhebungen:

_ Anhebung Erreichen mit Alter

im Jahr um Monate Jahr Monat

2013 1 55 1

2014 2 55 2

2015 3 55 3

2016 4 55 4

2017 5 55 5

2018 6 55 6

2019 7 55 7

2020 8 55 8
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. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr
um Monate Jahr Monat
2021 9 55 9
2022 10 55 10
2023 11 55 11
6. fUr Berufsunteroffiziere

a) in den Jahren 2008 bis 2012 die Vollendung des 54. Lebensjahres, hiervon abweichend des 53.
Lebensjahres fir vor dem 1. Januar 1999 zum Berufssoldaten ernannte Berufsunteroffiziere,

b) ab dem Jahr 2013 die Vollendung des 54. Lebensjahres mit folgenden Anhebungen:

. Anhebung Erreichen mit Alter
im Jahr
um Monate Jahr Monat

2013 1 54 1
2014 2 54 2
2015 3 54 3
2016 4 54 4
2017 5 54 5
2018 6 54 6
2019 7 54 7
2020 8 54 8
2021 9 54 9
2022 10 54 10
2023 11 54 11

(3) Die Altersgrenzen nach Absatz 2 gelten auch flr die Berufssoldaten der Marine mit entsprechenden
Dienstgraden.

§ 97 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Anderungsgesetzes vom 19. Dezember 2000 (BGBI. I S.
1815)

(1) Auf Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung des
Soldatengesetzes und anderer Vorschriften vom 19. Dezember 2000 (BGBI. | S. 1815) ein Studium oder eine
Fachausbildung begonnen haben, sind § 49 Abs. 4 und § 56 Abs. 4 in der bisherigen Fassung anzuwenden.

(2) Auf die bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung des Soldatengesetzes und anderer Vorschriften vom
19. Dezember 2000 (BGBI. | S. 1815) vorhandenen Soldaten auf Zeit ist § 55 Abs. 4 in der bisherigen Fassung
anzuwenden.

§ 98 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Wehrrechtsinderungsgesetzes 2011
(1) Die Vorschriften tber nachwirkende Dienstleistungspflichten nach dem Vierten Abschnitt sind nur
anzuwenden, wenn

1. das die Dienstleistungspflicht begriindende Dienstverhaltnis als Soldat auf Zeit oder als Berufssoldat nach
dem 30. Juni 2011 begriindet worden ist oder

2. am 30. Juni 2011 eine den Dienstleistungspflichten nach dem Vierten Abschnitt entsprechende Pflicht zur
Wehrdienstleistung

a) nach diesem Gesetz oder
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b) nach dem Wehrpflichtgesetz in der an diesem Tag geltenden Fassung

bestanden hat; Buchstabe b gilt nicht fir frihere Soldaten, die ausschlieBlich Grundwehrdienst geleistet
haben.

Fur die Heranziehung zu Dienstleistungen ohne Zustimmung nach § 59 Absatz 3 Satz 3 gilt Satz 1 entsprechend.

(2) Fur fruhere Soldaten, die am 30. Juni 2011 nach § 24 des Wehrpflichtgesetzes in der bis zu diesem Tag
geltenden Fassung der Wehruberwachung unterliegen und nach § 59 Absatz 3 Satz 3 zu einer Dienstleistung
herangezogen werden kdnnen, beginnt die Dienstleistungsiberwachung nach § 77 Absatz 1 Satz 1 am 1. Juli
2011. FUr Soldaten, deren Wehrdienstverhaltnis nach dem Wehrpflichtgesetz vor dem 30. Juni 2011 begonnen hat
und nach dem 29. Juni 2011 endet, beginnt sie im Anschluss an dieses Wehrdienstverhaltnis, es sei denn, dass
ausschlieBlich Grundwehrdienst geleistet wird.

§ 99 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Einsatzversorgungs-Verbesserungsgesetzes

§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 gilt entsprechend, wenn die gesundheitliche Schadigung in der Zeit vom 1. Juli
1992 bis zum 30. November 2002 verursacht worden ist.

§ 100 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Gesetzes zur Beitragsentlastung der Versicherten in der
gesetzlichen Krankenversicherung

Auf die am 31. Dezember 2018 vorhandenen Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger ist § 31
Absatz 2 in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.

- Seite 58 von 58 -



	Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz - SG)
	Fußnote
	Inhaltsübersicht 
	Erster AbschnittGemeinsame Vorschriften
	1.Allgemeines
	§ 1 Begriffsbestimmungen
	§ 2 Dauer des Wehrdienstverhältnisses; Dienstzeitberechnung
	§ 3 Ernennungs- und Verwendungsgrundsätze
	§ 3a Intensivierte erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen
	§ 4 Ernennung, Dienstgradbezeichnungen, Uniform
	§ 4a (weggefallen)
	§ 5 Gnadenrecht

	2.Pflichten und Rechte der Soldaten
	§ 6 Staatsbürgerliche Rechte des Soldaten
	§ 7 Grundpflicht des Soldaten
	§ 8 Eintreten für die demokratische Grundordnung
	§ 9 Eid und feierliches Gelöbnis
	§ 10 Pflichten des Vorgesetzten
	§ 11 Gehorsam
	§ 12 Kameradschaft
	§ 13 Wahrheit
	§ 14 Verschwiegenheit
	§ 15 Politische Betätigung
	§ 16 Verhalten in anderen Staaten
	§ 17 Verhalten im und außer Dienst
	§ 17a Gesunderhaltungspflicht und Patientenrechte
	§ 18 Gemeinschaftsunterkunft und Gemeinschaftsverpflegung
	§ 19 Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken, Herausgabe- und Auskunftspflicht
	§ 20 Nebentätigkeit
	§ 20a Tätigkeit nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst
	§ 21 Vormundschaft und Ehrenämter
	§ 22 Verbot der Ausübung des Dienstes
	§ 23 Dienstvergehen
	§ 24 Haftung
	§ 25 Wahlrecht; Amtsverhältnisse
	§ 26 Verlust des Dienstgrades
	§ 27 Laufbahnvorschriften
	§ 27a Dienstliche Beurteilung; Verordnungsermächtigung
	§ 27b Referenzgruppen; Verordnungsermächtigung
	§ 28 Urlaub
	§ 28a Urlaub bis zum Beginn des Ruhestandes
	§ 29 Personalakte
	Fußnote

	§ 29a Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten
	§ 29b Datenverarbeitung durch und Datenübermittlung an Feldjäger
	§ 29c Gesundheitsakte
	§ 29d Personalaktenführende Stelle
	§ 29e Aufbewahrung von Personalakten
	§ 29f Befugtes Offenbaren von Privatgeheimnissen
	§ 30 Geld- und Sachbezüge, Versorgung
	§ 30a Teilzeitbeschäftigung, Familienpflegezeit und Pflegezeit
	§ 30b Zusammentreffen von Urlaub und Teilzeitbeschäftigung
	§ 30c Arbeitszeit
	§ 30d Höchstzulässige Arbeitszeit bei bestimmten Tätigkeiten
	§ 31 Fürsorge
	§ 31a Zahlung durch den Dienstherrn bei Schmerzensgeldansprüchen
	§ 32 Dienstzeitbescheinigung und Dienstzeugnis
	§ 33 Staatsbürgerlicher und völkerrechtlicher Unterricht
	§ 34 Beschwerde
	§ 35 Beteiligungsrechte der Soldaten
	§ 35a Beteiligung an der Gestaltung des Dienstrechts
	§ 36 Seelsorge

	Zweiter AbschnittRechtsstellung der Berufssoldaten und der Soldaten auf Zeit
	1.Begründung des Dienstverhältnisses
	§ 37 Voraussetzung der Berufung
	§ 38 Hindernisse der Berufung
	§ 39 Begründung des Dienstverhältnisses eines Berufssoldaten
	§ 40 Begründung des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf Zeit
	§ 41 Form der Begründung und der Umwandlung

	2.Beförderung
	§ 42 Form der Beförderung

	3.Beendigung des Dienstverhältnisses
	a)Beendigung des Dienstverhältnisses eines Berufssoldaten
	§ 43 Beendigungsgründe
	§ 44 Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand
	§ 45 Altersgrenzen
	§ 45a Umwandlung
	§ 46 Entlassung
	§ 47 Zuständigkeit, Anhörungspflicht und Fristen bei der Entlassung
	§ 47a Besondere Verfahrensvorschriften für die Entlassung nach § 46 Absatz 2a
	§ 48 Verlust der Rechtsstellung eines Berufssoldaten
	§ 49 Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung eines Berufssoldaten
	§ 50 Versetzung in den einstweiligen Ruhestand
	§ 51 Wiederverwendung
	§ 51a (weggefallen)
	§ 52 Wiederaufnahme des Verfahrens
	Fußnote

	§ 53 Verurteilung nach Beendigung des Dienstverhältnisses

	b)Beendigung des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf Zeit
	§ 54 Beendigungsgründe
	§ 55 Entlassung
	Fußnote

	§ 56 Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit
	§ 57 Wiederaufnahme des Verfahrens, Verurteilungen nach Beendigung des Dienstverhältnisses

	Dritter AbschnittWehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz; Reservewehrdienstverhältnis; freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsbürgerliches Engagement
	1.Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz
	§ 58 Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz

	2.Reservewehrdienstverhältnis
	§ 58a Reservewehrdienstverhältnis

	3.Freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsbürgerliches Engagement
	§ 58b Freiwilliger Wehrdienst als besonderes staatsbürgerliches Engagement
	§ 58c Übermittlung personenbezogener Daten durch die Meldebehörden
	§ 58d Beratung und Untersuchung
	§ 58e Verpflichtung
	§ 58f Status
	§ 58g Dienstantritt
	§ 58h Beendigung des freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b

	Vierter AbschnittDienstleistungspflicht
	1.Umfang und Arten der Dienstleistungen
	§ 59 Personenkreis
	§ 60 Arten der Dienstleistungen
	§ 61 Übungen
	§ 62 Besondere Auslandsverwendungen
	§ 63 Hilfeleistungen im Innern
	§ 63a Hilfeleistungen im Ausland
	§ 63b Wehrdienst zur temporären Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft

	2.Dienstleistungsausnahmen
	§ 64 Dienstunfähigkeit
	§ 65 Ausschluss von Dienstleistungen
	§ 66 Befreiung von Dienstleistungen
	§ 67 Zurückstellung von Dienstleistungen
	§ 68 Unabkömmlichstellung

	3.Heranziehungsverfahren
	§ 69 Zuständigkeit
	§ 70 Verfahren
	§ 71 Ärztliche Untersuchung, Anhörung
	§ 72 Heranziehung von ungedienten Dienstleistungspflichtigen
	§ 73 Heranziehung von gedienten Dienstleistungspflichtigen

	4.Beendigung der Dienstleistungen und Verlust des Dienstgrades
	§ 74 Beendigung der Dienstleistungen
	§ 75 Entlassung aus den Dienstleistungen
	§ 76 Ausschluss von Dienstleistungen und Verlust des Dienstgrades

	5.Überwachung und Durchsetzung der Dienstleistungspflicht
	§ 77 Dienstleistungsüberwachung; Haftung
	§ 78 Aufenthaltsfeststellungsverfahren
	§ 79 Vorführung und Zuführung

	6.Verhältnis zur Wehrpflicht
	§ 80 Konkurrenzregelung

	Fünfter AbschnittDienstliche Veranstaltungen
	§ 81 Zuziehung zu dienstlichen Veranstaltungen

	Sechster AbschnittRechtsschutz
	1.Rechtsweg
	§ 82 Zuständigkeiten

	2.Rechtsbehelfe und Rechtsmittel gegen Verwaltungsakte nach dem Vierten Abschnitt
	§ 83 Besondere Vorschriften für das Vorverfahren
	§ 84 Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichts
	§ 85 Besondere Vorschriften für die Anfechtungsklage

	Siebter AbschnittBußgeldvorschriften; Übergangs- und Schlussvorschriften
	§ 86 Bußgeldvorschriften
	§ 87 Einstellung von anderen Bewerbern
	§ 88 Entlassung von anderen Bewerbern
	Fußnote

	§ 89 Mitteilungen in Strafsachen
	§ 90 Organisationsgesetz
	§ 91 (weggefallen)
	§ 92 Übergangsvorschrift für die Laufbahnen
	§ 93 Verordnungsermächtigungen
	Fußnote

	§ 94 Übergangsvorschrift aus Anlass des Änderungsgesetzes vom 24. Februar 1983 (BGBl. I S. 179)
	§ 95 Übergangsvorschrift aus Anlass des Änderungsgesetzes vom 6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2588)
	§ 96 Übergangsvorschrift aus Anlass des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes
	§ 97 Übergangsvorschrift aus Anlass des Änderungsgesetzes vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1815)
	§ 98 Übergangsvorschrift aus Anlass des Wehrrechtsänderungsgesetzes 2011
	§ 99 Übergangsvorschrift aus Anlass des Einsatzversorgungs-Verbesserungsgesetzes
	§ 100 Übergangsvorschrift aus Anlass des Gesetzes zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung



